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1. Einleitung 

„Based on respect for human dignity, liberty, and equality “ 

(Constitution of Bosnia and Herzegovina) 

 

Menschenwürde. 

Freiheit. 

Gleichberechtigung. 

 

So beginnt die Präambel der Verfassung von Bosnien-Herzegowina. Auf Englisch? Ja. Die 

einzig gültige Verfassung des Staates Bosnien-Herzegowina, dessen Landessprachen Bosnisch, 

Kroatisch und Serbisch sind, ist auf Englisch. Nein, es gibt keine offizielle Version auf 

Bosnisch, Kroatisch oder Serbisch. Was wie ein schlechter Scherz klingen mag, ist leider die 

Realität. 

 Die Verfassung von Bosnien-Herzegowina ist ein Annex des Allgemeinen 

Rahmenabkommens für den Frieden in Bosnien und Herzegowina (General Framework 

Agreement for Peace for Bosnia and Hercegovina – GFAP), das inoffiziell oft auch als 

Daytoner Friedensabkommen bezeichnet wird. Es wurde 1995 geschlossen, um dem 

Vernichtungskrieg gegen Bosnien-Herzegowina endlich ein Ende zu setzen. Bis heute existiert 

keine offizielle Übersetzung des englischen Originaltextes und es gibt mehrere Meinungen 

darüber, ob jemals eine solche Übersetzung angefertigt wurde. So kam es dazu, dass mehrere 

Übersetzungen in Umlauf gebracht wurden und in dieser Form auch heute noch von den 

staatlichen Institutionen in Bosnien-Herzegowina veröffentlicht und verwendet werden. 

Wie vertrauenswürdig und akkurat sind die existierenden Übersetzungen und woher 

kommen sie? Wurden Aussagen der Verfassung durch die Übersetzungen verfälscht? Welche 

Auswirkungen haben die Übersetzungen auf die Gesellschaft? Mit diesen Fragen beschäftigt 

sich die hier vorliegende Arbeit. 

Die bosnisch-herzegowinische Verfassung ist ein riesiges und äußerst wichtiges Thema, 

mit dem sich die vorliegende Arbeit ansatzweise beschäftigen wird. Da es eine 

translationswissenschaftliche Arbeit ist, liegt der Fokus auf der Übersetzung. Es ist allerdings 

notwendig, weiter auszuholen und diese Fallstudie mithilfe einer Diskursanalyse und eines 

kleinen Exkurses in die Rechtswissenschaften in einen breiteren Kontext einzubetten.  
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Die Arbeit beginnt mit einer Auseinandersetzung mit der Fallstudienforschung. Da es 

sich um eine Übersetzungskritik handelt, werden im Anschluss die angewandten 

übersetzungskritischen Methoden und Ansätze dargestellt. Der nächste Teil ist dem Kontext, 

der Verfassung selbst und deren Übersetzungen gewidmet. Zuerst werden die relevanten 

geschichtlichen und politischen Aspekte beleuchtet. Im Anschluss werden die zwei 

Schlüsselkonzepte Rechtsstaatlichkeit und „Konstitutivität der Völker“ behandelt. Der zweite 

Teil der Arbeit besteht aus einer Diskursanalyse der öffentlichen Diskussion über diese 

Verfassung, um Folgen der Übersetzung zu beleuchten. Der Einfachheit halber wird in dieser 

Arbeit die Verfassung von Bosnien und Herzegowina an vielen Stellen verkürzt als “die 

Verfassung” bezeichnet. 

 Die hier vorliegende Arbeit will keineswegs das Vertrauen in Translationsleistungen 

untergraben, aber sehr wohl auf die möglichen Gefahren eines nachlässigen Umgangs in 

Translationssituationen hinweisen. AuftraggeberInnen müssen sich endlich der notwendigen 

Professionalität von TranslatorInnen und der ebenso notwendigen Evaluation von professionell 

angefertigten Übersetzungen bewusst werden.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 6 

2. Eine Verfassung und ihre Übersetzungen 

2.1.  Forschungsmethode: Fallstudie 

2.1.1. Definitionen 

Der Begriff „Fallstudie“ kommt aus den Sozialwissenschaften und fand als solcher auch in der 

Translationswissenschaft Verwendung. Ein Fall wird laut Gillham (2000) als eine Einheit 

menschlicher Aktivität definiert, die in die reale Welt eingebettet ist und mit ihrem Kontext 

verschwimmt, wobei als „Fall“ sowohl ein Individuum als auch eine Institution oder eine 

Gemeinschaft gelten kann. Fallstudien sind in der sozialwissenschaftlichen Forschung sehr 

beliebt und weisen bei sozialwissenschaftlicher Anwendung bestimmte Charakteristiken auf. 

Sie sind intensiv, weil sie relativ „wenig“ Analysematerial tiefgründig untersuchen, gleichzeitig 

aber auch flexibel, weil sich Hypothesen und ursprüngliche Forschungsfragen im Verlauf der 

Arbeit sehr leicht ändern können. Sie untersuchen natürlich vorkommende Fälle mit 

„unkontrollierten“ Daten und legen dabei besonderes Augenmerk auf den Kontext, in den der 

Fall eingebettet ist. Der Untersuchungsgegenstand ist bei Fallstudien in all seinen Facetten 

relevant und wird durch erzählende und deskriptive Berichte elaboriert, wobei auch 

Interpretation eine wichtige Rolle spielt. (vgl. Susam-Sarajeva 2009: 38f) 

 Auch Birks et al. (2017) berichten, dass die Fallstudienforschung als effektive 

Methodologie angesehen wird, um komplexe Fragen unter realen Bedingungen zu untersuchen 

und zu verstehen, vor allem in den Sozialwissenschaften, in der Bildung, im Business und im 

Rechts- und Gesundheitswesen. Zudem hat sich die Fallstudienforschung in den letzten 40 

Jahren durch die Anwendung verschiedenster methodologischer Zugänge und durch 

unterschiedliche Einflüsse und Perspektiven der AkteurInnen laufend verändert und 

weiterentwickelt. Die Fallstudienforschung verdankt ihren Theorienreichtum der Diversität 

ihrer WissenschaftlerInnen, die einerseits aus den unterschiedlichsten Disziplinen kommen und 

andererseits auch die Rolle der Fallstudienforschung unterschiedlich wahrnehmen. So 

entstanden verschiedene „Anleitungen“, wie erfolgreiche Fallstudien vorbereitet, geplant und 

durchgeführt werden können, was die Fallstudienforschung zu einer pragmatischen und 

flexiblen Forschung machte, die eine Vielzahl an Definitionen, Anwendungen und Gültigkeiten 

zulässt und verschiedene Ziele verfolgt. Die am weitesten verbreiteten Definitionen sind jene 

von Yin (2014), Stake (1995) und Merriam (2009). Während Yin (2014) sich stark auf die 
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Methodik konzentriert, richten Stake (1995) und Merriam (2009) den Fokus mehr auf den 

eigentlichen Fall. (vgl. Birks et al. 2017: 1ff) 

 

2.1.2. Philosophische Orientierungen 

Die Fallstudienforschung bietet laut Rosenberg & Yates (2007) viele verschiedene 

philosophische Orientierungsmöglichkeiten. Sie kann nach Guba et al. (2011) und Yin (2014) 

realistisch oder positivistisch sein, indem der/die WissenschafterIn von einer existierenden 

Wirklichkeit ausgeht, die er/sie zu erschließen versucht, oder sie kann relativistisch oder 

interpretivistisch sein, indem der/die WissenschafterIn sich selbst als MitgestalterIn einer von 

mehreren alternativen Wirklichkeiten sieht. Laut Huberman et al. (2014), Merriam (2009) und 

Yin (2014) sind manche Fallstudien qualitativ orientiert und manche quantitativ, andere 

wiederum kombinieren qualitative und quantitative Methoden miteinander. In dieser 

Flexibilität sehen Anthony & Jack (2009), Casey & Houghton (2010), Farquhar (2012), 

Flyvberg (2011), Luck et al. (2006), Merriam (2009), Stake (2006) und Yin (2014) die 

Möglichkeit, für jede Fallstudie eine maßgeschneiderte Methode zu schaffen, mithilfe welcher 

die jeweiligen Forschungsfragen am besten beantwortet werden können. Meistens jedoch gilt 

die Fallstudienforschung laut Creswell (2014), Denzin & Lincoln (2011), Merriam (2009), 

Miles et al. (2014) und Stake (2006) als qualitativ und kann als solche explorativ, explikativ, 

interpretativ oder deskriptiv sein. Als häufigste Quellen zur Datengewinnung bei Fallstudien 

nennen Merriam (2009), Simons (2009), Stake (1995), Stake (2006), Stewart (2014) und Yin 

(2014) Beobachtungen, Interviews, Fokusgruppen und die Analyse von Dokumenten und 

Artefakten. Die Wahrnehmungen und Interpretationen des Wissenschafters/der 

Wissenschafterin sind laut Creswell (2014) Teil der Fallstudie und verleihen dieser einen 

subjektiven Charakter. Farquhar (2012), Luck et al. (2006), Stewart (2014) und Yin (2014) 

legen nahe, bei der Auswahl der methodologischen Position stets die verschiedenen Zugänge 

in Betracht zu ziehen und jenes Modell zu wählen, dass am zielführendsten ist und der eigenen 

Weltanschauung entspricht. Die Fallstudie sollte trotz deskriptiver und interpretativer Elemente 

stets Objektivität anstreben. Laut Yin (2014) unterscheiden sich Fallstudien von 

experimentellen Studien dadurch, dass sie stets in ihrem Kontext erforscht werden. (vgl. Birks 

et al. 2017: 7ff) 
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2.1.3. Eigenschaften von Fallstudien 

Laut Yin (2014) eignen sich Fallstudien hervorragend für das Beantworten von Fragen, die mit 

„Wie“ und Warum“ beginnen. Fallstudien erfordern mehrere Beweisquellen, aus welchen 

Daten mit unterschiedlichen Methoden gesammelt werden können. Je mehr die Ergebnisse 

unterschiedlicher Methoden übereinstimmen, desto überzeugender ist die Fallstudie. Falls die 

Ergebnisse nicht übereinstimmen, muss eine Erklärung abgegeben und die Adäquatheit der 

Methodologien in Frage gestellt werden. Die Fallstudie ist zudem eine umfassende 

Forschungsmethode, die Umfragen, Interviews, Beobachtungen, Archivrecherchen und andere 

Forschungsmethoden umfassen kann. (vgl. Susam-Sarajeva 2009: 39f) 

 

2.1.4. Historische Entwicklung 

Fallstudienforschung ist laut Flyvberg (2011) so alt wie geschriebene Geschichte und hat laut 

Merriam (1998), Simons (2009) und Stewart (2014) ihren Ursprung in den Disziplinen 

Anthropologie, Geschichte, Psychologie und Soziologie. Erste historische Fallstudien 

verzeichnet Stewart (2014) im frühen 19. Jahrhundert, während Johansson (2003), Merriam 

(2009), Simons (2009) und Stewart (2014) viele detaillierte ethnographische Studien, die 

Charakteristiken von Fallstudien aufweisen, ins frühe 20. Jahrhundert verorten. Johansson 

(2003) und Simons (2009) berichten von SoziologInnen und AnthropologInnen, die Menschen 

in realen Situationen begleiteten und so laut Merriam (2009) durch das Beobachten und 

Beschreiben zu ihren Forschungsergebnissen kamen. In den späten 1940er und 1950er Jahren 

wurden allerdings laut Johansson (2003) in den Sozialwissenschaften immer mehr quantitative 

Methoden den qualitativen Methoden vorgezogen. In den 1960er und 1970er Jahren 

dominierten laut Merriam (2009) die quantitativen Methoden weiterhin und Fallstudien wurden 

für gewöhnlich als integrale Teile von quantitativen Studien durchgeführt und nicht als 

selbstständige Forschungsarbeiten. An der Fallstudienforschung wurde laut Johansson (2003), 

Merriam (2009) und Stewart (2014) oft bemängelt, dass sie keine Verallgemeinerbarkeit 

garantieren kann, was zu mehreren philosophischen Zugängen zu dieser Forschungsmethode 

führte. Die Vorformen der modernen Fallstudienforschung werden oft auf die Chicago School 

of Sociology zurückgeführt und sollen laut Stewart (2014) im Zeitraum von 1920 bis 1960 

entstanden sein. Die Fallstudienforschung blieb außerdem keine exklusiv anthropologische 

Methode sondern fand laut Anthony & Jack (2009), Bennett & George (2005), Brown (2008), 

Creswell et al. (2007), Gerring (2004), Simons (2009) und Yin (2014) auch Einzug in andere 
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Wissenschaftsbereiche und Disziplinen wie die Medizin, die Soziologie, die 

Bildungswissenschaft, die Politikwissenschaft und andere Sozialwissenschaften. Johansson 

(2003) sieht in der Grounded Theory eine Kombination qualitativer und quantitativer Methoden 

und somit die Kreation einer neuen Methodologie. Dieser Entwicklung verdanken Anthony & 

Jack (2009), Bennett & George (2005), Johansson (2003), Merriam (2009) und Stake (1995) 

die Wiederbelebung der Fallstudienforschung in vielen Disziplinen. Zur methodologischen 

Evolution der Fallstudienforschung trug laut Bennett & George (2005) auch das Kombinieren 

verschiedener formaler, statistischer, narrativer und empirischer Methoden innerhalb einzelner 

Fallstudien bei. Die Tatsache, dass Fallstudien kontinuierlich angewandt wurden, um komplexe 

Institutionen, Praktiken, Prozesse und politische Beziehungen zu verstehen, beweist die 

Nützlichkeit von Fallstudien. Sie eignen sich laut Anthony & Jack (2009), Bennett & George 

(2005), Flyvberg (2011), Jackson et al. (2006), Merriam (2009), Stake (2006) und Yin (2014) 

vor allem für die Erforschung komplexer Sachverhalte, in welchen menschliches Verhalten und 

soziale Interaktionen zentrale Rollen spielen. (vgl. Birks et al. 2017: 2ff) 

 

2.1.5.  Fallstudien in der Translationswissenschaft 

Fallbeispiele sind laut Susam-Sarajeva (2009) die von StudentInnen der 

Translationswissenschaft am häufigsten herangezogene Methodologie, weil dieser Zugang 

ihnen ermöglicht, in reale Translationssituationen einzutauchen und so gewisse 

Translationsphänomene auf einer tieferen Ebene zu untersuchen und darzustellen. Die 

Fallstudie ist als Methode so weit verbreitet, dass sie oft ohne viel Diskussion über ihre 

Charakteristiken und Anforderungen angewendet wird. Die Hauptcharakteristik der Fallstudie 

in der Disziplin der Translationswissenschaft ist die „Singularität“. Das bedeutet, dass 

wissenschaftliche Publikationen, die von ihren AutorInnen als Fallstudien bezeichnet werden, 

sich jeweils auf eine Übersetzung, einen Autor/eine Autorin, eine einzelne Translationssituation 

etc. beziehen. Die oberflächliche Anwendung der Fallstudie in der Translationswissenschaft ist 

zu kritisieren, weil dabei zu wenig auf die tatsächliche Methodologie und die speziellen 

Anforderungen, die eine Fallstudie mit sich bringt, eingegangen wird. (vgl. Susam-Sarajeva 

2009: 37f) 

 Susam-Sarajeva (2009) definiert einen „Fall“ in der Translationswissenschaft als im 

realen Leben existierende(s) Tätigkeit, Produkt, Person o.ä. mit Bezug zum Übersetzen oder 

Dolmetschen, sei dies nun ein übersetzter Text oder ein übersetzter Autor/eine übersetzte 

Autorin, ein/eine ÜbersetzterIn, ein/eine DolmetscherIn, oder gar eine Translationsinstitution. 
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Durch die translationswissenschaftlichen Fallstudien ziehen sich hauptsächlich „Wie“- und 

„Was“-Fragen. Es geht sehr oft darum, wie und warum etwas übersetzt oder aufgenommen 

wurde. Dabei hat der/die WissenschafterIn keinerlei Kontrolle über die Translationssituation 

oder ihre Konsequenzen (wie zum Beispiel die Rezeption der Übersetzung), sondern versucht 

vielmehr, durch detaillierte Analyse unstrukturierter Daten Antworten auf die jeweiligen 

Forschungsfragen zu finden. Problematisch ist, dass in der Translationswissenschaft 

Analyseeinheiten oft als „Beispiele“ und nicht als „Fälle“ dahingestellt werden, wodurch ihnen 

Repräsentativität zugesprochen wird. Dabei pickt sich der/die AutorIn jene Beispiele heraus, 

die am besten seine/ihre Hauptargumente unterstützen, ohne dabei das große Ganze (und damit 

auch den Kontext) zu beleuchten oder Beweise aus verschiedenen Quellen zusammenzutragen. 

(vgl. Susam-Sarajeva 2009: 40f) 

 

2.1.6. Arten von Fallstudien 

Yin (1994) unterscheidet zwischen Einzelfallbeispielen, die die globalen Aspekte der 

Analyseeinheit untersuchen (zum Beispiel die Übersetzung eines literarischen Werks), und 

„eingebetteten Fallbeispielen“, die zum Beispiel auch Neuübersetzungen oder die 

verschiedenen Übersetzungen eines Texts über einen gewissen Zeitraum hinweg 

miteinbeziehen. Man sollte laut Yin (2014) jedoch bei der Arbeit an eingebetteten 

Fallbeispielen stets zur Hauptanalyseeinheit zurückkehren und sich nicht in den Untereinheiten 

verlieren. Diese Hauptanalyseeinheit wird durch die Forschungsfragen definiert. Um also eine 

spezifische Hauptanalyseeinheit zu erhalten, dürfen die Forschungsfragen nicht zu vage sein 

und es sollten auch nicht zu viele Forschungsfragen gestellt werden. Die Grenzen zwischen Fall 

und Kontext müssen so klar wie möglich gezogen werden. (vgl. Susam-Sarajeva 2009: 42) Im 

konkreten Fall der hier vorliegenden Arbeit gehören zum Kontext die Geschichte und Politik 

von und in Bosnien-Herzegowina sowie die Charakteristiken der Verfassung von Bosnien-

Herzegowina, ihre Funktionalität, ihre Entwicklung und Reformen sowie das Verfassungsrecht. 

Die Hauptanalyseeinheit sind ausgewählte Übersetzungen der Verfassung von Bosnien-

Herzegowina in die Landessprachen. Eingebettete Untereinheiten sind die beiden 

Schlüsselkonzepte Rechtsstaatlichkeit und die „Konsitutivität der Völker“ sowie die Folgen der 

Übersetzung. Der Umfang der Studie, der dem/der WissenschafterIn stets klar sein sollte, 

beeinflusst den Umfang der Einheiten Fall, Kontext oder Untereinheit (vgl. Susam-Sarajeva 

2009: 43). 
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 Yin (1994) unterscheidet weiter zwischen Einzelfallstudien und multiplen Fallstudien, 

im Rahmen welcher mehrere Fälle untersucht werden, die entweder ganzheitlich oder 

eingebettet sein können. Eine multiple Fallstudie mit ganzheitlichen Einzelfällen kann 

beispielsweise eine komparative Studie verschiedener Voiceover-Versionen eines Films sein, 

während eine multiple Fallstudie mit eingebetteten Einzelfällen zum Beispiel in Form einer 

Erforschung von Übersetzungen bestimmter Kurzgeschichten (Untereinheiten) von bestimmten 

Autoren auftreten kann. In der Translationswissenschaft soll die Verwendung von multiplen 

Fallstudien bevorzugt werden, obwohl diese in dieser Disziplin im Vergleich zu 

Einzelfallstudien noch ziemlich rar sind. Einzelfallstudien sind nur unter bestimmten 

Bedingungen gerechtfertigt. Sie sind gerechtfertigt, wenn der Fall nach Yin (1994) 

„entscheidend zur Überprüfung einer gut formulierten Theorie“ beiträgt (im Sinne, dass an 

dieser Theorie gerüttelt wird und sie womöglich neu aufgestellt werden muss), wenn der Fall 

„extrem“ oder „einzigartig“ (1994) ist oder wenn der Fall ein bis dahin noch verschlossenes 

Gebiet für die Wissenschaft öffnet und somit weiterführende Forschung stimuliert (1994). (vgl. 

Susam-Sarajeva 2009: 42ff) Letzteres trifft auf den in der hier vorliegenden Arbeit erläuterten 

Fall zu. Es gibt bereits einige Stimmen, die Kritik an den Übersetzungen der Verfassung 

geäußert haben, allerdings nur beiläufig oder in einer Form, die nicht die Autorität mitbringt, 

die eine gründliche wissenschaftliche Arbeit haben kann. Daher liegt dieser Arbeit sehr wohl 

die Absicht zugrunde, einen nützlichen und hoffentlich eröffnenden Beitrag zu leisten, der die 

Verfassung erneut zum Thema macht und einen akademischen Diskurs antreibt. 

 

2.1.7. Schlussfolgerungen 

Fallstudien bringen oft Verallgemeinerungen mit sich. Verallgemeinerbarkeit wird jedoch in 

der qualitativen Forschung sehr kritisch betrachtet, weil dadurch die Komplexität der 

untersuchten Phänomene zu wenig berücksichtigt wird. Viele SozialwissenschaftlerInnen 

hegen jedoch das Interesse, mit ihren Arbeiten und Fallstudien einen breiten 

Anwendungsbereich decken zu können. Deshalb existieren Bestrebungen, das Konzept der 

Verallgemeinerbarkeit so hinzubiegen, dass es mit der qualitativen Forschung in Einklang 

gerät. Andere WissenschaftlerInnen wiederum sehen keinerlei Notwendigkeit darin, mithilfe 

von Fallstudien Verallgemeinerungen zu generieren. Sie sehen den Nutzen von Fallstudien 

darin, dass andere WissenschaftlerInnen davon profitieren. (vgl. Susam-Sarajeva 2009: 44f) 

 Gillham (2000) vergleicht die Beweisfindung bei Fallstudien mit gerichtlichen 

Ermittlungen. Den/Die WissenschafterIn vergleicht er mit dem/der RichterIn, der/die nichts 
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vom Beweismaterial außer Acht lässt, dieses auf seine Vertrauenswürdigkeit hin prüft, es mit 

anderen Beweisquellen vergleicht und mithilfe dieses Materials zu den bestmöglichen 

Schlussfolgerungen kommt. Verallgemeinerungen in Fallstudien steht er skeptisch gegenüber. 

Stake (2000) begrüßt Verallgemeinerungen, die aus Fallstudien hervorgehen, nicht jedoch 

abstrakte oder rationalistische, denn sogar gut formulierte Verallgemeinerungen können zu 

einer Übervereinfachung des untersuchten Phänomens führen. Deshalb sollten sich laut ihm 

Fallstudienforscher nicht auf Verallgemeinerungen, sondern auf die genaue Beschreibung des 

untersuchten Falls konzentrieren, sodass die Einzigartigkeit dieses Falls sichtbar und für andere 

zugänglich wird. Lincoln & Guba (2000) gehen noch einen Schritt weiter und behaupten, dass 

manche Ergebnisse auch in einem anderen Kontext gelten können. Sie beschäftigen sich mit 

der interkontextuellen Transferabilität. Somit fällt der Fokus wieder auf den Kontext: Um diese 

Transferabilität zu ermöglichen, ist eine intensive Beschäftigung mit dem Kontext unabdingbar. 

Stake (2000) betont, dass Fallstudien expansionistisch sind. Das heißt, dass sie den 

Forschungsgegenstand immer mehr ausweiten und nicht wie bei der Theorienbildung einengen 

(2000). Das bedeutet für Gile (1998) aber keineswegs, dass sie deshalb weniger 

wissenschaftlich sind, obwohl dies oft angenommen wird. In Anlehnung an Piagets 

Schematheorie erläutert Donmoyer (2000), dass Forschung überhaupt keine „richtigen 

Interpretationen“ liefern muss und auch nicht „typisch“ oder „repräsentativ“ zu sein hat. 

Vielmehr soll sie die kognitiven Strukturen der akademischen Gemeinschaft bereichern (2000). 

Wer Fälle aufgrund ihrer vermeintlichen Repräsentativität oder Typizität auswählt, tappt in eine 

Falle. Bei Fallstudien werden die theoretisch relevanten Charakteristiken des Falls/der Fälle 

ausgewählt und auf Grundlage der Logik zueinander in Beziehung gesetzt. (vgl. Susam-

Sarajeva 2009: 46ff) 

 Vor allem in der Translationswissenschaft haben Fallstudien nur eine eingeschränkte 

Leserschaft, weil das Thema jeweils sowohl von den Sprachen als auch von den 

Wissensgebieten der TranslationswissenschafterInnen bestimmt wird. Die meisten 

TranslationswissenschafterInnen fühlen sich durch Fallstudien, die eine ihnen unbekannte 

Sprache oder Kultur behandeln, nicht angesprochen. Wenn man aber als 

translationswissenschaftlicher/translationswissenschaftliche FallstudienforscherIn auch andere 

WissenschafterInnen außerhalb des „eigenen Kreises“ erreichen möchte, dann sollte man sich 

schon Gedanken zur Verallgemeinerbarkeit der Erkenntnisse machen. (vgl. Susam-Sarajeva 

2009: 50) Während die hier vorliegende Arbeit zwar keinen Anspruch auf eine flächendeckende 

Verallgemeinerbarkeit der darin enthaltenen translationswissenschaftlichen Erkenntnisse 

erhebt, kann sie durchaus als ein Beispiel dafür dienen, aus welchen Blickwinkeln und in 
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welcher Weise Übersetzungen wichtiger und staatsstiftender Dokumente in ihrem historischen 

und gesellschaftlichen Kontext untersucht und gedeutet werden können. Das „Zielpublikum“ 

oder die intendierte Leserschaft soll außerdem nicht auf TranslationswissenschafterInnen 

beschränkt bleiben. Aufgrund der Aktualität und Relevanz des Themas besteht die Hoffnung, 

auch RechtswissenschafterInnen, PolitikwissenschafterInnen und andere, die sich mit diesem 

Thema beschäftigen, zu erreichen. 

 

2.2.  Translationswissenschaftliches Instrumentarium 

Im Folgenden sollen die übersetzungskritischen Modelle und Ansätze diskutiert werden, auf 

welchen die Kritik an den ausgewählten Verfassungsübersetzungen fußt. Hierbei werden all 

jene Aspekte beleuchtet, die für die spätere praktische Anwendung relevant sind. Die in der 

vorliegenden Arbeit vorgenommene Kritik folgt nicht einer bestimmten Methode oder einem 

bestimmten Ansatz, sondern vielmehr den individuell für diesen Fall gewählten und aus 

mehreren Methoden und Ansätzen stammenden Kriterien. Ebendieser Zugang wurde der im 

Folgenden erläuterten Literatur entnommen. 

 Einer dieser Ansätze ist der pragmalinguistische Ansatz von House (1997). Laut ihr 

müssen bei der Übersetzungskritik register, genre und individual text function des jeweiligen 

Ausgangstexts untersucht werden, um dann den Ausgangstext mit der Übersetzung vergleichen 

zu können. Beim register geht es um den Inhalt und den Fachlichkeitsgrad, aber auch um die 

Beziehungsebene der KommunikationsteilnehmerInnen. Um das register zu untersuchen, muss 

eine Analyse der Lexik, der Syntax und des Texts erfolgen. Der Begriff genre lässt sich mit 

dem Konzept der Textsorte vergleichen. Die individual text function beschreibt die Funktion 

des Ausgangstexts, die entweder inhalts- oder reaktionsbezogen sein kann. Laut House (1997) 

hängt die Übersetzungsqualität von der Äquivalenz beziehungsweise vom Bedeutungserhalt ab. 

Dabei sollen stets die situativen Kommunikationsfaktoren und die kulturelle Einbettung des 

Texts in die Analyse miteinbezogen werden. Ein weiterer wichtiger und vor allem für diese 

Arbeit relevanter Aspekt ist die Unterscheidung zwischen overt und covert translation nach 

House (1997). Die overt translation wird vom Rezipienten/von der Rezipientin klar als 

Übersetzung wahrgenommen, während sich die covert translation nicht so leicht als 

Übersetzung erkennen lässt und auch als Original rezipiert werden kann. Eine overt translation 

kann demnach nicht die gleiche Funktion haben wie ihr Original, während eine covert 

translation nicht das gleiche register haben kann wie ihr Original. (vgl. Reinart 2014: 51ff) 
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 Ein weiterer Ansatz ist der polysystemische Ansatz der Descriptive Translation Studies. 

Auch dieser Ansatz baut auf einer vergleichenden Ausgangs- und Zieltextanalyse auf und setzt 

voraus, dass der Kritiker/die Kritikerin stets im Lichte der vom Übersetzer/von der Übersetzerin 

befolgten Übersetzungsnormen beobachtet und beurteilt. (vgl. Reinart 2014: 54f) 

 Beim funktionalistischen übersetzungskritischen Ansatz nach Ammann (1990) ist die 

Untersuchung rein zieltextorientiert und das Hauptaugenmerk liegt, wie schon der Name 

voranstellt, auf der Funktion des Translats. Sie kritisiert die linguistisch orientierte Bewertung 

von Übersetzungen. Eine übersetzungskritische Analyse hat laut ihr in fünf Schritten zu 

erfolgen. Zuerst sollen die Funktion und die Kohärenz des Translats festgestellt werden, dann 

die Funktion und Kohärenz des Ausgangstexts. Schließlich soll die Kohärenz zwischen diesen 

beiden Texten festgestellt werden. Der Kern einer solchen Untersuchung ist die Wirkung, die 

beide Texte jeweils auf ihre RezipientInnen haben. Nicht nur das Original, sondern auch das 

Translat wird von Ammann (1990) in seinem historisch-sozialen Kontext betrachtet. Diese 

Wirkung der Texte auf die RezipientInnen ist allerdings nur schwer messbar, was als 

methodologischer Schwachpunkt dieses Ansatzes gesehen werden kann. Amman (1990) meint 

nicht, mit ihrem Modell Vollständigkeit in die Übersetzungskritik gebracht zu haben, aber sie 

bietet mit ihren fünf Schritten zumindest ein Rahmenwerk für diese Art 

translationswissenschaftlicher Arbeit. (vgl. Reinart 2014: 56ff) 

 Da keine Übersetzung mit dem Ausgangstext identisch sein kann, müssen stets 

Prioritäten gesetzt werden, welche Aspekte aus dem Ausgangstext unbedingt in der 

Übersetzung erhalten bleiben sollten. Um diese Prioritäten setzen zu können, muss zunächst 

eine Ausgangstextanalyse erfolgen. Hierfür hat Kautz (2000) ein Modell entwickelt, welches 

eigentlich als Übersetzungsvorbereitung gedacht war, aber genauso auch für die 

Übersetzungskritik anwendbar ist. Die Fragen, die er in diesem Modell stellt, sollen dem/der 

ÜbersetzerIn helfen, sich nicht in Details zu verfangen, sondern eine Strategie zu finden, die 

den Text als Ganzes sieht. Hierbei spielt auch die Übersetzungssituation eine Rolle: Ist der 

Übersetzungsauftrag geeignet formuliert? Kann der/die ÜbersetzerIn den Text ausreichend 

verstehen? Kautz stellt ein einfaches Schema bereit, das zeigt, wie komplex das Übersetzen ist 

und dass ÜbersetzerInnen auch vor nichtsprachlichen Herausforderungen stehen. (vgl. Reinart 

2014: 63ff) 

 Ein weiteres übersetzungsvorbereitendes, aber auch für die Übersetzungskritik 

hilfreiches Textanalysemodell stammt von Nord (1995, 1998a, 1998b). Mithilfe ihrer 

Fragenliste werden die textexternen und textinternen Faktoren eines Ausgangstexts ermittelt. 

(vgl. Reinart 2014: 67ff) 
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 Die Fachtextanalyse nach Thiel & Thome (1987) bietet einen detailreichen 

Analyserahmen, der zwar textsortenspezifisch, aber auch sehr anspruchsvoll und arbeitsintensiv 

ist, da drei Analyseperspektiven einbezogen werden. In der Praxis hat sich dieser als nicht so 

bedürfnisdeckend erwiesen. (vgl. Reinart 2014: 70f) 

 Ebenfalls speziell für Fachtextsorten entwickelte Hoffmann (1985) die kumulative 

Fachtextanalyse. In seiner Analyse werden die jeweiligen Texte linguistisch beschrieben. Für 

die Bedürfnisse der Translationswissenschaft müssen laut Sandrini (1998) ergänzend noch die 

kommunikative Situation, die Textfunktion sowie die Interkulturalität berücksichtigt werden. 

(vgl. Reinart 2014: 71f) 

 Für Reinart (2014) macht eine Ausgangstextanalyse, bei der die Lexik, Grammatik, 

Syntax usw. untersucht werden, vor allem dann Sinn, wenn der Zieltext tatsächlich vom 

Ausgangstext gesteuert wird. Als Beispiel hierfür nennt sie die Autorität bestimmter Texte, bei 

welchen die Wörtlichkeit von großer Bedeutung ist. (vgl. Reinart 2014: 81) Der in der hier 

vorliegenden Arbeit behandelte Verfassungstext ist jedenfalls ein solcher Text, der über eine 

große Autorität verfügt. Laut Reinart (2014) 

 
[…] kann keiner der genannten Ansätze den Anspruch erheben, ein vollständig zufriedenstellendes 

Instrumentarium für die Beurteilung beliebiger Einzeltexte bereitzustellen. [...] Im Falle der sehr komplexen 

übersetzerischen Realität kann jedes Modell daher stets nur ein paar wenige Anhaltspunkte für die Bewertung 

eines konkreten Einzeltexts bieten. Wenn die eingangs gestellte Frage nach der Notwendigkeit eines neuen 

translatkritischen Schemas also mit „ja“ beantwortet werden soll, dann besteht die Aufgabe der 

Translationsforschung weniger in der Entwicklung eines neuen Modells, sondern vielmehr in der 

Bereitstellung verschiedener spezifischer Modelle, die nicht nur das Übersetzen, sondern auch das 

Dolmetschen einschließen. (Reinart 2014: 82-83) 

 

Daher wird für die Bewertung der Verfassungsübersetzung ein kombiniertes Modell angewandt 

werden, das auf Grundlage der oben genannten Anhaltspunkte für die konkreten Bedürfnisse 

der Fragestellung dieser Arbeit sozusagen maßgeschneidert wurde. Somit soll, wie von Reinart 

vorgeschlagen, ein weiteres spezifisches Modell bereitgestellt werden.  

Reinart mahnt außerdem an, stets klarzustellen, wem die jeweilige Übersetzungskritik 

dienen soll. Der Nutzen der Kritik soll nicht nur beiläufig erwähnt, sondern gründlich erörtert 

werden. (vgl. Reinart 2014: 87). Dieser Anweisung folgt die vorliegende Arbeit, indem sie in 

der später folgenden Diskursanalyse zeigt, wie die kritisierten Übersetzungen auf die 

Gesellschaft einwirk(t)en und ob beziehungswesise inwieweit diese Folgen durch eine bessere 
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Übersetzung in eine andere Richtung gelenkt werden könnten. Der Nutzen der vorgenommenen 

Übersetzungskritik ist hier also klar und deutlich dargelegt. 

Ein weiterer relevanter Aspekt, auf den in der hier vorliegenden Arbeit hingewiesen 

werden soll, ist das „Machtgefüge im Verhältnis der Handlungspartner“ (Reinart 2014: 86). 

„Direkte Einflussnahmen aus externen Machtfeldern, vor allem aus jenen der Politik und der 

Ideologien“ (Prunč 2007: 326) verzeichnet Prunč in seinen Entwicklungslinien. Auch die 

Übersetzungen selbst haben Macht: Fachtexte sind oft überhaupt nicht als Übersetzungen 

ausgewiesen, sondern ersetzen sozusagen die Originale. Hierbei wird oft gar nicht darauf 

geachtet, wie sehr sie dem Ausgangstext entsprechen, solange sie ihre Funktionen erfüllen. (vgl. 

Reinart 2014: 97) Gefährlich wird dieser Umstand in Fällen wie zum Beispiel der hier 

diskutierten Verfassung, deren nicht authentifizierte Übersetzung dann plötzlich als „die 

Verfassung“ gilt und den Originaltext ersetzt.  

Obwohl jede Übersetzung immer auch eine Interpretation ist (vgl. Jakobson: 1959), gibt 

es vor allem bei Fachtexten bestimmte Begriffe, welchen gefestigte Definitionen zugrunde 

liegen und die in der Übersetzung nicht umgangen werden dürfen. Die Fachsprachlichkeit muss 

gewahrt werden, und diese zeichnet sich hauptsächlich durch die Fachterminologie aus. Die 

Fachtermini sind die Hauptbedeutugsträger fachsprachlicher Texte, dementsprechend ist die 

terminologische Korrektheit eine der Voraussetzungen für eine gelungene 

Fachtextübersetzung. Es ist auch eine Frage der Verantwortung: Terminologiefehler in 

Fachtextübersetzungen können schwere Folgen haben, da Fachtexte oft direkt in das Leben von 

Menschen eingreifen. (vgl. Reinart 2014: 101ff) Diese deutlichen, von der Rechtssprache 

vorgegebenen Grenzen der Interpretation wurden in den untersuchten 

Verfassungsübersetzungen teilweise missachtet. Über die Folgen der Übersetzungen kann an 

dieser Stelle noch nichts gesagt werden, diese werden später beleuchtet. 

 Bei der Fachübersetzungskritik soll außerdem geprüft werden, ob fachsprachliche 

Phraseologismen, die festen Wortverbindungen der jeweiligen Fachsprache, richtig abgerufen 

und demensprechend zielsprachenkonform, also nicht wortwörtlich, übertragen wurden. Noch 

ein Beurteilungskriterium ist die Übertragung der fachsprachlichen Syntax, die in jeder (Fach-

)Sprache anders sein kann. Dabei können in einer Fachsprache sogar durchgehend syntaktische 

Konstruktionen vorkommen, die außerhalb dieser Fachsprache nirgendwo anders Verwendung 

finden, auch nicht in der Gemeinsprache. Vor allem in Rechtstexten müssen alle 

Formulierungen normkonform sein. (vgl. Reinart 2014: 117ff) Auch neben der Existenz all 

dieser Regelsätze 
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[…] kann auch die ausführlichste Aufstellung von Prüfkriterien zu Fachübersetzungen jeweils nur 

ein Grundgerüst übersetzungskritischer Maßstäbe definieren, das anschließend in Abhängigkeit von 

Fachtextsorte und Einzeltext modifiziert werden muss. (Reinart 2014: 120) 

 

Jede Textsorte und jedes Textindividuum erfordert eine eigene Gewichtung der Prüfmerkmale, 

damit die Übersetzungskritik als fair gelten kann. Dabei muss auch stets angeführt werden, 

warum welchen Details mehr Aufmerksamkeit geschenkt wird als anderen. Die Parameter, nach 

welchen die Prüfmerkmale gewichtet werden, müssen klar definiert werden. Dadurch wird die 

Übersetzungskritik transparent. (vgl. Reinart 2014: 156ff) Laut Reinart (2014) können 

Übersetzungfehler erst dann gewichtet werden, „wenn nach ihrer Relevanz für den Gesamttext 

gefragt wird.“ (Reinart 2014: 118) Diese Frage soll im Rahmen der Kapitel zu den 

Schlüsselkonzepten beantwortet werden. 

 Um konstruktiv zu sein und kein reiner Selbstzweck zu bleiben, muss die 

Übersetzungskritik laut Reinart (2014) viel mehr sein als nur eine Fehlerjagd. Ihr Zweck muss 

stets erkennbar sein und sie muss produktiv sein, indem sie das Fortleben wichtiger Werke 

ermöglicht. Wenn eine Translation nicht gelingt, kann das praktische Konsequenzen haben. 

Laut Berman (1995) soll Übersetzungskritik dem Werk dienen, indem sie konkrete Ergebnisse 

liefert und neue Denkanstöße gibt. Reinart beschreibt seinen Ansatz als „nicht unmittelbar auf 

nichtliterarische Formen der Translation […] anwendbar“ (Reinart 2014: 234), da sie unter 

„bedeutsamen Werken“ nur bedeutsame literarische Werke versteht und unter dem Begriff 

„Gebrauchstexte“ lediglich Texte wie Handbücher oder Anleitungen subsummiert, die 

überhaupt nur für eine kurze Zeit aktuell bleiben. (vgl. Reinart 2014: 234) Dieser Annahme 

muss die vorliegende Arbeit allerdings widersprechen, da Verfassungen zwar profan sind, aber 

keineswegs so schnell geändert oder gar ersetzt werden (können). Für gewöhnlich überdauern 

Verfassungen schon lange Zeiträume. Demzufolge liegt sehr wohl großes Interesse auch im 

Fortbestand der Übersetzung, vor allem, wenn diese offiziell gültig ist bzw. sein sollte. 

 Reiß (1971), eine der PionierInnen der Übersetzungskritik, stellt die Forderung, dass die 

Persönlichkeit des Übersetzers/der Übersetzerin Beachtung erfahren muss, weil auch sie 

bestimmte Auswirkungen auf das Translat hat. (vgl. Reinart 2014: 347) Dieser Forderung 

gerecht zu werden ist eine der Herausforderungen der hier vorliegenden Arbeit, obgleich kein 

zufriedenstellendes Ergebnis garantiert werden kann, da die ÜbersetzerInnen des 

Verfassungstexts in den bis jetzt durchforsteten Dokumenten nirgends angeführt werden und 

auch den dazu befragten Personen/Institutionen nicht bekannt sind. 
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 Reinart (2014) spricht den Mangel an Einzeltextanalysen von 

Gebrauchstextübersetzungen an und sieht die Arbeit in diese Richtung als wichtigen Beitrag 

zur empirischen Forschung in diesem Bereich. Laut ihr sichern komparative Analysen bereits 

bestehende Prüfkriterien ab und bieten außerdem neue Erkenntnisse. Dabei müssen die in der 

Analyse befolgten Kriterien stets offengelegt werden. (vgl. Reinart 2014: 389ff) Die 

Offenlegung der Kriterien für die hier vorgenommene Übersetzungskritik erfolgt später, bevor 

dann die konkrete Analyse präsentiert wird. 

 Ein Gespräch mit dem/der ÜbersetzerIn über seine/ihre Übersetzungsstrategie soll laut 

Reinart (2014) die „Stimme des Übersetzers“ hörbar machen und so den Prüfaufwand 

verringern. (vgl. Reinart 2014: 403) Dies setzt allerdings voraus, dass es sich beim 

Übersetzer/bei der Übersetzerin um eine/n professionelle/n und nichtmanipulative/n 

TranslatorIn handelt, was in diesem Fall nicht garantiert werden kann. Außerdem ist die 

Identität des Übersetzers/der Übersetzerin/der ÜbersetzerInnen wie bereits erwähnt unbekannt. 

Nachdem in diesem Kapitel die grundlegende Methodologie in Bezug auf das konkrete Thema 

dieser Arbeit erörtert wurde, soll nun der Kontext der Translationssituation erläutert werden. 

 

2.3.  Der Kontext 

2.3.1. Ein Kapitel aus der Geschichte 

Um die Verfassung eines Staates zu verstehen, muss zunächst der Staat verstanden werden, und 

um den Staat zu verstehen, muss zunächst dessen Geschichte verstanden werden. In den 

folgenden Zeilen sollen die für Bosnien und Herzegowina relevanten historischen Ereignisse 

ab dem Bestehen der Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien ausgeführt werden. 

Tarik Haverić nennt diesen Zeitraum eine Periode der „gerafften Geschichte“, in der in einem 

chronologisch unbedeutendem Zeitintervall viel mehr geschah, als während ganzer Jahrzehnte. 

Die Ursache dieser „Raffung der Geschichte“ sieht er im weltweiten Fall des Kommunismus, 

also einer globalen Veränderung, die Platz schaffte für das Hervortreten jener Ansprüche, die 

bis dahin ideologisch unterdrückt waren. (vgl. Haverić 2006: 27) Diese „geraffte Geschichte“ 

soll nun skizziert werden. In Bezug auf die Geschichte Bosniens seit Anbeginn seiner Existenz 

soll lediglich erwähnt werden, dass Bosnien und Herzegowina sowohl während seiner 

mittelalterlichen Staatlichkeit als auch als Teil des Osmanischen Reichs, der Österreichisch-

Ungarischen Monarchie, des Königreichs Jugoslawien und der Sozialistischen Föderativen 

Republik Jugoslawien als territoriale und geopolitische Einheit erhalten blieb und seinen 



 19 

staatsrechtlichen Status beibehielt. (vgl. Trnka 2009: 46) Aber nun zurück zur gerafften 

Geschichte. 

 Von 1945-1989 war Bosnien und Herzegowina Teil der Sozialistischen Föderativen 

Republik Jugoslawien (SFRJ), auch bekannt als „Titos Jugoslawien“, benannt nach dem 

damaligen Staatspräsidenten Josip Broz Tito. Tito sorgte nach dem Zweiten Weltkrieg zwar für 

Frieden, der Kommunismus brachte jedoch auch viele Probleme mit sich. Ein typisches 

Charakteristikum der dort geführten stalinistischen Politik war zum Beispiel die antireligiöse 

Kampagne gegen alle Religionen. Zudem vermischten sich im ehemaligen Jugoslawien 

Religions- mit Identitätsfragen. So wurde aus der Religionszugehörigkeit „muslimisch“ 

plötzlich eine ethnische Kategorie: die der „Muslime“. Die Präambel der bosnisch-

herzegowinischen Verfassung sprach von „Serben, Kroaten und Muslimen“. Außerdem kam es 

in Jugoslawien zu einer immer stärkeren Dezentralisierung der nationalen Entitäten. Auch die 

Wirtschaft stagnierte und schlummernde nationale Feindschaften wurden zu erneutem Leben 

erweckt, als sich Serbien mit dem Vorwurf der Diskriminierung der anderen Nationalitäten 

konfrontiert sah. Tatsächlich waren alle wichtigen Positionen in Rundfunk und Justiz von 

SerbInnen besetzt. Nach und nach wurden verschiedene Nationalismen salonfähig und es 

häuften sich Aussagen über „ethnisch saubere“ Gebiete und die Aufteilung Bosnien-

Herzegowinas zwischen Serbien und Kroatien. Der serbische Nationalismus wurde unter 

anderem von den historischen Verlusten jener Gebiete genährt, die früher zu Serbien gehört 

hatten. Ein solcher Verlust war auch der des mehrheitlich albanischen und muslimischen 

Kosovos, welches Tito zu einer autonomen Provinz gemacht hatte. Daraus lässt sich auch die 

antiislamische Haltung des serbischen Nationalismus erschließen. Auf die massivst 

geschwächte und korrupte Wirtschaft des hochverschuldeten Jugoslawiens reagierte die 

Regierung mit dem Versprechen, weitreichende strukturelle Wirtschaftsreformen einzuführen, 

die jedoch nie umgesetzt wurden. Die Bevölkerung wurde immer unzufriedener, ärmer und 

enttäuschter, was sie zum perfekten Publikum für manipulative DämagogInnen machte. 

Slobodan Milošević, der neue Leiter der serbischen KommunistInnen, nutzte die 

Unzufriedenheit der Bevölkerung. Er setzte die damaligen ParteifunktionärInnen unter Druck 

und brachte sie dazu, ihre Funktionen aufzugeben. Die offenen Stellen besetze er mit seinen 

eigenen Leuten. Die Ideologie des serbischen Nationalismus wurde nun auf Staatsebene 

ausgetragen. (vgl. Malcolm 1994: 338ff) 

 Im Zeitraum von 1989-1992 kam es zum Zerfall Jugoslawiens. 1989 verkündete 

Slowenien, die westlichste und selbstständigste unter den jugoslawischen Republiken, in einer 

neuen slowenischen Verfassung ihre Souveränität und das Recht auf Abspaltung. In ganz 
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Jugoslawien kam es zu vielen Neuparteigründungen unabhängiger Parteien. Auch Milošević 

machte aus seiner Partei die „SDS“ (Sozialistische Partei Serbiens) und kündigte Neuwahlen 

in Serbien an, welche jedoch wieder verschoben wurden. Miloševićs neue Strategie offenbarte 

sich zunächst im mehrheitlich serbischen Knin in Kroatien, wo die SDS propagandistische 

Parolen aus Belgrad verbreitete und die serbische Bevölkerung dazu aufrief, sich gegen den 

„Ustascha-Staat“ zu verteidigen. 1990 wurde ein lokales Referendum über die „Autonomie“ 

der Serben abgehalten, obwohl dieses von der kroatischen Bevölkerung als rechtswidrig erklärt 

wurde. Es kam zu bewaffneten Auseinandersetzungen. Weil in Bosnien und Herzegowina nicht 

von einer Bedrohung des „Ustascha“-Regimes gesprochen werden konnte, musste eine andere 

Bedrohung her. So wurde den bosnischen Serben mitgeteilt, sie seien von „islamischen 

FundamentalistInnen“ bedroht, was angesichts der Tatsache, dass die bosnischen MuslimInnen 

zu den säkularisiertesten MuslimInnen weltweit gehörten, schlichtweg absurd war. Auch in 

Bosnien und Herzegowina wurden Wahlen abgehalten. Als die neue Regierung unter Alija 

Izetbegović Ende 1990 ihr Amt antrat, war die allgemeine Lage in Jugoslawien schon sehr 

angespannt. Anfang 1991 drohte Milošević offen damit, ganze Teile Kroatiens und Bosnien-

Herzegowinas an Serbien anzuschließen, falls die föderative Struktur Jugoslawiens mit einer 

lockereren Form der Konföderation ersetzt werden sollte. Diese Lockerung der Staatsform lag 

im gemeinsamen Interesse Sloweniens, Kroatiens und Bosnien-Herzegowinas, die damit die 

Regierung in Belgrad daran hindern wollten, Jugoslawien zu dominieren und zu manipulieren. 

Im Sommer 1991 wurde durch ein abgehörtes Telefongespräch publik, dass die bosnischen 

SerbInnen regelmäßig heimliche Waffenlieferungen aus Serbien erhalten. Radovan Karadžić, 

der Leiter der SDS in Bosnien und Herzegowina, arbeitete eng mit Milošević zusammen. In 

Jugoslawien herrschte nun Krieg. Slowenien und Kroatien erklärten ihre Unabhängigkeit, 

woraufhin Milošević eine Kolonne aus Panzern der JNA (Jugoslawische Volksarmee) nach 

Slowenien schickte. Er wollte am Beispiel Sloweniens den anderen Republiken Angst machen, 

doch Sloweniens gut organisierter Widerstand zwang Milošević und die JNA zum Rückzug. 

Der Krieg in Kroatien war schlimmer und deutete schon an, was auf Bosnien und Herzegowina 

wartete. Es kamen serbische Einheiten zum Einsatz, die in einem vom Innenminister in Belgrad 

eigens errichteten Militärlager ausgebildet wurden. Sie standen unter dem Befehl des von 

Interpol gesuchten Kriminellen Željko Ražnjatović, genannt „Arkan“. Ähnliche Einheiten 

waren auch die selbsternannten „Tschetniks“, die der serbische Extremist Vojislav Šešelj 

organisiert hatte. Er hielt die bosnischen MuslimInnen für „islamisierte SerbInnen“ und die 

„sogenannten KroatInnen“ für „SerbInnen katholischen Glaubens“ und rief zu deren 

Vertreibung auf. Nach solchen Aussagen wurde die Möglichkeit einer politischen Lösung der 
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Krise in Bosnien und Herzegowina immer mehr zur Unmöglichkeit. Im Herbst 1991 unternahm 

die SDS ihren nächsten Schritt. Die „Serbischen Autonomen Gebiete“, vier an der Zahl, baten 

die JNA um „Schutz“. Für die bosnische Regierung wurde die Situation immer unerträglicher. 

Die von Karadžić und seiner Partei unternommenen Schritte (die „Autonomen Gebiete“, die 

Bewaffnung der serbischen Bevölkerung, die kleinen lokalen Vorfälle, die Propaganda, das 

Ersuchen um „Schutz“) waren die gleichen, die zuvor auch in Kroatien eingeleitet worden 

waren. Neutrale BeobachterInnen konnten ein klares Muster erkennen. Im September stoppten 

die Vereinten Nationen mit einem Embargo die Waffeneinfuhr ins gesamte jugoslawische 

Territorium. Das beeinflusste die Aufrüstung der JNA kaum, die über große Waffenreserven 

und eine entwickelte Militärindustrie verfügte. Für alle anderen hatte dies jedoch verheerende 

Folgen. Als Kroatien und Slowenien international anerkannt wurden, nahm der Krieg in 

Kroatien ein Ende. Nun war Bosnien und Herzegowina an der Reihe. „Sind Sie für ein 

souveränes und unabhängiges Bosnien und Herzegowina, einen Staat gleichberechtigter 

Staatsbürger und Völker, der Muslime, Serben, Kroaten und aller anderen, die darin leben?“ 

Das stand am Stimmzettel für das Referendum über die Unabhängigkeit Bosnien und 

Herzegowinas, und die Antwort war fast einstimmig: Es war ein „Ja“. Nach der 

Veröffentlichung der Referendumsergebnisse errichteten die serbischen Einheiten Barrikaden 

auf den Straßen und verteilten ScharfschützInnen auf den Dächern von Sarajevo. Es schien, als 

hätte das Militär in Bosnien und Herzegowina die Macht ergriffen, doch tausende 

SarajevoerInnen gingen demonstrierend auf die Straßen und verhinderten so den Putsch. Leider 

aber nicht die darauffolgende Aggression. Die Mehrheit der BosnierInnen hatte für ein 

demokratisches und unabhängiges Bosnien und Herzegowina gestimmt, einen Staat 

gleichberechtigter BürgerInnen. Die bosnisch-herzegowinische Regierung hatte gegenüber 

keinem der Völker in Bosnien und Herzegowina je diskriminierende Gesetze verabschiedet. 

Trotzdem sprachen die bosnisch-serbischen und serbischen PolitikerInnen weiterhin so lange 

von einer „Verteidigung der Rechte“ der bosnischen SerbInnen, bis die Menschen diese 

vermeintliche Bedrohung nicht einmal mehr in Frage stellten. Die Aggression konnte beginnen. 

(vgl. Malcolm 1994: 368ff) 

 Am 6. April 1992 erkannte die Europäische Gemeinschaft Bosnien und Herzegowina 

als unabhängigen Staat an. Zu diesem Zeitpunkt war es schon an mehreren Orten zu 

Waffengewalt gekommen. Bei Friedensprotesten schossen serbische Paramilitärs auf die 

Demonstrierenden, in mehreren bosnischen Städten gab es Bombenangriffe und die 

bewaffneten Paramilitärs schikanierten und verfolgten die muslimische Bevölkerung. Am 4. 

April wurde von der Unterbrechung der Strom- und Wasserversorgung der Hauptstadt Sarajevo 
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und von Toten auf den Straßen berichtet. Schätzungen zufolge waren es fast hundert 

MuslimInnen, die getötet wurden. In den nächsten Tagen erfuhren weitere ostbosnische (und 

somit an Serbien angrenzende) Städte mit hoher muslimischer Bevölkerungszahl das gleiche 

Schicksal. Es folgten Artillerie-Angriffe, die unter anderem von JNA-Einheiten durchgeführt 

wurden. Nachdem die Städte sich ergeben hatten, terrorisierten die Paramilitärs die überlebende 

Bevölkerung. 95 Prozent der MuslimInnen aus Zvornik, Višegrad und Foča flüchteten aus ihren 

Heimen. Gleichzeitig arbeitete die serbisch-nationalistische Propaganda fleißig daran, die 

ansässigen SerbInnen davon zu überzeugen, sich gegen die muslimischen NachbarInnen 

„wehren“ zu müssen. Es war offensichtlich, dass die JNA schon lange mit den Paramilitärs 

unter einer Decke steckte. Gemeinsam nahmen diese Truppen bereits in den ersten Wochen 

mehr als 60 Prozent des Staatsgebiets von Bosnien und Herzegowina ein. Es herrschte eine 

Invasion auf Bosnien und Herzegowina, die in Serbien geplant und von dort aus geleitet wurde. 

Trotzdem sprachen westliche PolitikerInnen von einem „Bürgerkrieg“. Europa und die USA 

mischten sich vorerst nicht weiter ein – das Embargo blieb aber nach wie vor aufrecht. Es waren 

um die 1500 bewaffnete WiderstandskämpferInnen, die zu den ersten VerteidigerInnen Bosnien 

und Herzegowinas zählten. Später schlossen die Präsidenten Izetbegović (Bosnien und 

Herzegowina) und Tuđman (Kroatien) ein Militärbündnis, womit der Kroatischen Armee und 

der HVO (Kroatischer Verteidigungsrat, Armee der KroatInnen in Bosnien und Herzegowina) 

die militärische Beteiligung in Bosnien und Herzegowina erlaubt wurde. Die kroatische 

Regierung verfolgte ihre eigenen Ziele: Wochenlang wurde dem bosnischen Präsidenten das 

Angebot vorgelegt, eine Konföderation zwischen Kroatien und Bosnien und Herzegowina 

auszurufen, welches dieser jedoch wiederholt ablehnte. Izetbegović setzte sich für ein 

pluralistisches Bosnien und Herzegowina ein. Er behielt in seiner Regierung stets sowohl 

serbische als auch kroatische und muslimische VertreterInnen, so auch während der Aggression 

die serbischen MinisterInnen. Wie bereits erwähnt waren die Reaktionen der internationalen 

Gemeinschaft im Allgemeinen entweder konfus oder negativ, oder meistens beides. Das 

Hauptproblem bestand darin, dass die westlichen PolitikerInnen nur die Symptome des 

„Krieges“ mitverfolgten, anstatt die zugrundeliegenden Ursachen aufzudecken. Sie 

behandelten diesen Krieg beharrlich als militärisches und nicht als politisches Problem. Daher 

auch der größte Beitrag des Westens zur Zerstörung Bosniens: die Ablehnung der Aufhebung 

des Waffenembargos gegen Bosnien und Herzegowina. Dieses Embargo galt ursprünglich 

gegen Jugoslawien, welches jedoch nicht mehr als einheitliches Staatsgebiet existierte. Obwohl 

die Vereinten Nationen Bosnien und Herzegowina anerkannt und sogar als Mitgliedsstaat 

aufgenommen hatten, blieb das Embargo weiterhin aufrecht, als hätte sich nichts verändert. 
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Doch trotz des ungleichen Kräfteverhältnisses und der weitaus überlegeneren Ausrüstung der 

serbischen Einheiten mussten diese ab dem kroatisch-bosnischen Bündnis mit Rückschlägen 

rechnen. Im Sommer 1992 entdeckten ReporterInnen einige der Konzentrationslager in 

Nordbosnien. Zum ersten Mal sah die Weltbevölkerung einen kleinen Teil davon, was wirklich 

passierte. Dasselbe galt nicht für die Vereinten Nationen und die westlichen Regierungen, die 

schon Monate zuvor über Berichte darüber verfügten. In einigen dieser Lager wurde die 

muslimische Bevölkerung systematisch getötet. Muslimische Frauen und Mädchen wurden in 

eigens dafür vorgesehenen Gebäuden systematisch vergewaltigt. Nach wiederholter 

Unfähigkeit der EU, der Aggression ein Ende zu setzen und diese überhaupt zu verstehen, 

unterbreiteten die Verhandler der Europäischen Gemeinschaft und der Vereinten Nationen Lord 

Owen und Cyrus Vance einen ersten politischen Lösungsvorschlag. Dieser beinhaltete jedoch 

so viele Zusicherungen für die serbische Seite, dass die muslimische Seite dies als Belohnung 

für die AggressorInnen sah, die daraus schlossen, dass sie noch mehr bekommen könnten, wenn 

sie wie gehabt weitermachten. Laut dem vorgelegten Plan sollte Bosnien und Herzegowina auf 

„autonome Provinzen“ oder Kantone aufgeteilt werden, die auf der Landkarte mit ethnischen 

Markierungen versehen waren. Das Ergebnis war eine Verschärfung der Kämpfe um die 

Gebiete und ein neuer muslimisch-kroatischer Konflikt. Nach dem Waffenembargo war das der 

zweite große Beitrag des Westens zur Zerstörung Bosnien und Herzegowinas, da nun ein echter 

Bürgerkrieg ausgebrochen und das kroatisch-muslimische Bündnis zerbrochen war. Der 

Widerstand gegen die serbischen AggressorInnen war nun fatal geschwächt. Der Vance-Owen-

Plan geriet in Vergessenheit. Stattdessen wurden sogenannte „Schutzzonen“ für die verbliebene 

muslimische Bevölkerung eingerichtet. Geschützt war in diesen Schutzzonen allerdings 

niemand. Sollten die serbischen Einheiten die MuslimInnen angreifen, besaßen die UN-

Streitkräfte keinerlei Rechte, mit Waffengewalt zu antworten. Zu dieser durften sie nur dann 

greifen, wenn es zu einem Angriff auf sie selbst, also die SoldatInnen der UN, kommen sollte. 

(vgl. Malcolm 1994: 399ff)  

 Ein neuer Plan wurde vorgelegt, entworfen von Lord Owen und dem ehemaligen 

norwegischen Außenminister Thorvald Stoltenberg. Laut diesem Plan würden die Serben 53 

Prozent des Staatsgebiets erhalten, die Muslime 30 und die Kroaten 17 Prozent. Wieder wäre 

es eine Belohnung für die AggressorInnen, weshalb diese solche Vorschläge überhaupt nicht 

mehr ernst nahmen und schon gar nicht als endgültig erachteten. Im Februar 1994 kam es jedoch 

zu zwei wichtigen Veränderungen: zu einer neuen, positiven NATO-Politik und zum Ende des 

kroatisch-muslimischen Krieges in Zentralbosnien. Es wurde eine muslimisch- 

beziehungsweise bosniakisch-kroatische Föderation gegründet und eine neue Verfassung im 



 24 

bosnisch-herzegowinischen Parlament ratifiziert. Die neue Föderation bestand aus Kantonen, 

die all jene Gebiete Bosnien und Herzegowinas umfassten, die vor dem Krieg mehrheitlich 

muslimisch oder kroatisch gewesen waren. Es wurde das Parlament der Föderation Bosnien 

und Herzegowina gebildet. Die Verfassung der Föderation ließ auch „Anderen“ (also den 

Serben) die Möglichkeit offen, sich später in die föderale Struktur einzugliedern. Im Mai 1994 

wurde seitens einer Kontaktgruppe mit Vertretern aus Großbritannien, Frankreich, 

Deutschland, Russland und den USA ein neuer Friedensplan vorgeschlagen, der auf einer 

Teilung des Staates auf zwei annähernd gleiche Teile beruhte. 51 Prozent des Staatsgebiets 

würde der Föderation zuteilwerden, 49 Prozent den AggressorInnen. Der Plan wurde von der 

serbischen Leitung abgelehnt, während die bosnische Regierung diesen, wenn auch ungern, 

akzeptierte. Als die Kontaktgruppe nachgab und dabei war, den Entwurf an die Forderungen 

der AggressorInnen anzupassen, wurde abermals deutlich, dass ein Fortschritt nur auf dem 

Schlachtfeld und nicht am Verhandlungstisch erreicht werden konnte. Der Genozid von 

Srebrenica am 11. Juli 1995 war das schrecklichste Ereignis in der Geschichte der UN-Mission 

in Bosnien. Während die niederländischen Blauhelme stumm zusahen, wurden in der 

„Schutzzone“ der Vereinten Nationen die muslimischen Männer und Jungen von den Frauen 

und Mädchen getrennt. Die Frauen wurden mit den Kleinkindern, Alten und Schwachen 

vertrieben. Innerhalb weniger Tage wurden rund 8.000 bosniakische Jungen und Männer 

systematisch ermordet und in primäre, sekundäre und danach in weitere Massengräber 

verscharrt, um den Völkermord zu vertuschen. Es war das schlimmste Verbrechen in Europa 

seit dem Holocaust. Die serbische Strategie bestand nun darin, so schnell wie möglich alle 

verwundbarsten Sicherheitszonen einzunehmen. Währenddessen unterzeichneten die 

Präsidenten Bosnien und Herzegowinas und Kroatiens ein neues Militärbündnis. Es schien an 

der Zeit zu sein für eine neue diplomatische Initiative. Erstmals übernahmen die USA die 

Koordination. Schon bald stellten UN und NATO den General Mladić vor ein Ultimatum: 

entweder er zieht die Artillerie aus der Sperrzone um Sarajevo ab, oder er muss mit 

Konsequenzen rechnen. Er lehnte ab und es folgten heftige Luftangriffe auf serbische 

Militäreinrichtungen, bis er schließlich nachgab. Währenddessen machten die kroatisch-

bosnischen Truppen dramatische Fortschritte. Eine absolute Kriegslösung war nun in 

Reichweite, doch die diplomatische Initiative unter der Leitung der USA hatte andere Pläne: 

das Wiederaufrollen des früheren Plans der Kontaktgruppe. Wieder wurde eine Teilung mit 51 

Prozent für die Föderation und 49 Prozent für die AggressorInnen vorgeschlagen. Nach 

dreiwöchigen Verhandlungen im amerikanischen Luftstützpunkt in Dayton, Ohio, nach 

ungewöhnlich intensiven Diskussionen wurde am 21. November 1995 ein Allgemeines 
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Abkommen angekündigt. Dieses Abkommen, welches später als Vertrag formuliert wurde, 

wurde am 14. Dezember in Paris von den Präsidenten Bosnien und Herzegowinas (Alija 

Izetbegović), Kroatiens (Franjo Tuđman) und Serbiens (Slobodan Milošević) unterzeichnet. Es 

enthält die Lösung der territorialen Frage (die 51:49-Teilung), eine neue Verfassung, 

verschiedene Mechanismen zum Schutz der Menschenrechte, zur Gewährleistung der 

Rückkehr der Vertriebenen und zur Erneuerung der Wirtschaft sowie einen Plan zur Aufteilung 

der internationalen Streitkräfte zur Bewachung der Beendigung der Feindschaft. (vgl. Malcolm 

1996: 427ff) 

 Hiermit ist ein historischer Kontext für die Verfassung geboten, auf welche später näher 

eingegangen wird. Nun soll kurz das Daytoner Friedensabkommen vorgestellt werden, da die 

Verfassung als ein Teil des Ganzen nicht ohne diesen Rahmen untersucht werden kann. 

 

2.3.2. Das Daytoner Friedensabkommen 

Das Daytoner Friedensabkommen (offiziell das Allgemeine Rahmenabkommen für den Frieden 

in Bosnien und Herzegowina, eng. General Framework Agreement for Peace for Bosnia and 

Hercegovina – GFAP) ist das Schlüsseldokument der bosnischen Nachkriegsstaatlichkeit. Es 

besteht aus elf Artikeln, zwölf Anhängen (den sogenannten Annexen) und etlichen Zusätzen. 

Das Abkommen ist mehr als 100 Seiten lang und enthält zudem mehrere Landkarten, auf 

welchen die Neugliederung des Landes veranschaulicht wird. Die Föderation, bestehend aus 10 

Kantonen, macht 51% des Staatsgebiets aus, während die übrigen 49% der durch ethnische 

Säuberung gewaltsam geschaffenen Republika Srpska gehören. Die Unterzeichner verpflichten 

sich im Text des Rahmenabkommen unter anderem auch dazu, die Charta der Vereinten 

Nationen zu respektieren. Die wichtigsten Inhalte des Abkommens befinden sich in den 

erwähnten zwölf Annexen. (vgl. Džihić 2009: 174) Das Dayton-Abkommen sollte die 

Trennung und Demilitarisierung der zwei Entitäten gewährleisten, für die Festnahme der 

KriegsverbrecherInnen, die Rückkehr von Flüchtlingen und für den Wiederaubau der 

Wirtschaft sorgen (vgl. Almond 2007: 450). 

Da die Darstellung der Gesamtheit dieser Inhalte den Rahmen dieser Arbeit sprengen 

würde, aber dennoch ein Gesamtbild gegeben sein soll, wird in der Bibliographie auf den 

vollständigen Vertragstext verwiesen (vgl. OHR 1995). Der Annex 4 des Vertrages enthält die 

neue Verfassung Bosnien und Herzegowinas. Auf diese wird nach einem allgemeineren Kapitel 

zum Thema Verfassungsrecht näher eingegangen.  
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2.3.1. Verfassungsrecht 

Die Verfassung gilt als der höchste Rechtsakt eines Staates und als grundlegender 

Rechtsrahmen einer Gemeinschaft. Der Mensch möchte durch diesen höchsten Rechtsakt 

grundlegende Werte normieren. Deshalb werden mit der Verfassung Prinzipien auferlegt, 

welche die Politik eines Staates steuern. Die Verfassung bestimmt die grundlegenden Ziele, 

Motive, Programme und Wertehaltungen eines Staates. Sie reguliert die administrativ-

territoriale Teilung innerhalb des Staates, ist Grundlage für die Arbeit der Staatsorgane und 

definiert die grundlegenden Rechte und Freiheiten der Menschen im Staat. (vgl. Ademović et 

al. 2012: 4) 

 Eine Gesellschaft ist laut Ademović et al. (2012) stets darum bemüht, bestimmte 

Wertehaltungen zu normieren. Die politische Gemeinschaft schützt diese Werte, die 

unabhängig von den dynamischen politischen Prozessen innerhalb des Staates konstant bleiben 

sollten, mit der Verfassung und möchte auf diese Weise deren Beständigkeit gewährleisten. 

Das Ziel der Verfassung ist es, den Staat zu organisieren und eine staatliche Infrastruktur 

anzubieten, im Rahmen welcher die politischen Prozesse stattfinden sollen. Eine Gesellschaft 

kommt nicht ohne eine staatliche Infrastruktur aus. Der Staat stellt Staatsorgane und Verfahren 

zur Verfügung, mittels welcher die BürgerInnen und Interessensgruppen ihren Willen 

artikulieren. Die Verfassung verleiht den Staatsorganen und Verfahren Rechtmäßigkeit. Daher 

ist die Verfassung ein System von Rechtsnormen, welches die relevanten AkteurInnen und die 

Regeln der politischen Prozesse reguliert. Die Verfassung hat außerdem die Funktion, 

Minderheitenschutz zu gewährleisten und sicherzustellen, dass im Bereich politscher 

Partizipation Chancengleichheit herrscht. Auch die Machtteilung und der 

Menschenrechtsschutz sind in der Verfassung verankert. (vgl. Ademović et al. 2012: 5f) 

 In demokratischen Gesellschaften tritt die Verfassung auf Grundlage eines bestimmten 

Rechtsakts der verfassungsgebenden Gewalt in Kraft, die den Willen des Volkes vertritt. Im 

Verfassungsrecht wird diese Gewalt auch pouvoir constituant genannt. In manchen, oft 

außerordentlichen Fällen, kommt es zu einer Verfassungsdiskontinuität, indem das Volk 

entschließt, im eigenen Staat neue rechtliche und politische Prinzipien festzulegen. Das Volk 

kann bei einem Verfassungsreferendum für oder gegen einen neuen Verfassungsentwurf 

abstimmen. Eine neue Verfassung bedeutet immer auch die Ungültigkeit der alten Verfassung. 

Dementsprechend ist die Schaffung einer neuen Verfassung immer ein Revolutionsakt und 

beruht als solcher auf keinem anderen Rechtsakt. (vgl. Ademović et al. 2012: 9f) 
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2.3.2. Die Verfassung von Bosnien und Herzegowina 

In Bosnien und Herzegowina existieren insgesamt drei Verfassungen, darunter die Verfassung 

von Bosnien und Herzegowina auf Staatsebene und die Verfassungen der beiden Entitäten. In 

diesem Kapitel werden die Charakteristiken und die Funktionalität der staatlichen Verfassung 

überblicksmäßig und im gesellschaftspolitischen Kontext diskutiert. Auf eventuelle 

Widersprüche zwischen den Entitäten-Verfassungen und der Verfassung der Republik Bosnien 

und Herzegowina wird nicht näher eingegangen. 

Die Verfassung der Republik Bosnien und Herzegowina, der Annex 4 des oben 

diskutierten Rahmenabkommens für den Frieden in Bosnien und Herzegowina, wurde durch 

ebendieses internationale Abkommen auferlegt. Trnka spricht von einer oktroyierten 

Verfassung. Laut ihm muss eine Reflexion über diese Verfassung stets im Lichte des Kontexts, 

aus dem heraus sie entstanden ist, vorgenommen werden. Dieser Kontext besteht nicht nur aus 

der bereits erläuterten historischen Entwicklung, sondern auch aus den konkreten Beziehungen 

zwischen den politischen und militärischen AkteurInnen im Land, in der Region und in der 

gesamten internationalen Gemeinschaft. Unter den Bedingungen des globalen Zerfalls 

kommunistischer Regimes strebten die neu etablierten nationalistischen Bewegungen in 

Serbien und Kroatien eine staatliche Vereinigung von allen Zugehörigen der jeweils eigenen 

Nation an, während die internationale Gemeinschaft mit den Folgen des Zerfalls der 

Sowjetunion beschäftigt war und keine klare und konsistente Meinung zu den Ursachen der 

jugoslawischen Krise hatte. Dementsprechend waren auch die Eingriffe der internationalen 

Gemeinschaft unkoordiniert und beruhten eher auf den Zielen und Interessen der Großmächte 

als auf dem Ziel, die Krise tatsächlich zu bewältigen. Es gab weder ein klares Konzept noch 

eine Strategie. Folglich kam es anstatt zu einer Lösung zu einer Vertiefung der Krise. Alle 

Friedenspläne für Bosnien und Herzegowina basierten fast ausschließlich auf der Konstitutivität 

der Völker, wodurch die staatsbürgerliche Gleichheit und das demokratische Prinzip in den 

Hintergrund gedrängt wurden. So standen viele der institutionellen Lösungsvorschläge im 

Widerspruch zum vergleichenden Verfassungsrecht demokratischer Staaten. (vgl. Trnka 2009: 

46f) 

Die VerhandlerInnen des Daytoner Abkommens verfolgten primär ihre strategischen, 

politischen, wirtschaftlichen, militärischen sowie andere Eigeninteressen. Trotzdem hatte das 

Friedensabkommen grundlegend zwei Ziele: eine Beendigung des Krieges und die langfristige 

Stabilisierung der Gesellschaft in Bosnien und Herzegowina sowie in der gesamten Region. 

Unter diesen Umständen wurde auch zu Kompromissen gegriffen, die weder demokratischen 
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Standards noch den traditionellen Werten des bosnisch-herzegowinischen Staates entsprachen. 

(vgl. Trnka 2009: 47f) Laut Ademović et al. hat die Verfassung zum Ziel, ein Gleichgewicht 

zwischen der bürgerlichen und der ethnonationalen Staatsordnung zu schaffen (vgl. Ademović 

et al. 2012: 7). 

Viele Regelungen sind Kompromisse, die die drei Volksgruppen auf einen „kleinsten 

gemeinsamen Nenner“ bringen sollten, damit jedoch die Funktionsfähigkeit des Staates 

beeinträchtigen. Die Verhandlungen waren von divergierenden Interessen geprägt: Die 

BosniakInnen strebten einen multiethnischen Zentralstaat an, während die KroatInnen und 

SerbInnen mehr Autonomie für sich und somit einen schwachen Gesamtstaat wollten. So kam 

es zu einer in sich widersprüchlichen Verfassung, „(...) zu einem Umsetzungs- und 

Auslegungsprojekt mit ungewissem Ausgang und weniger zu einer klaren Wegvorgabe (...)“ 

(Steiner 2015: 54f). 

Entgegen allen Prinzipien des internationalen Rechts wurden in der Verfassung von 

Bosnien und Herzegowina die von den Aggressoren mit Gewalt angeeigneten Gebiete als deren 

rechtmäßige Gebiete anerkannt. Im Gegensatz zu den Verfassungen anderer demokratischer 

Staaten basiert die Verfassung von Bosnien und Herzegowina auf menschenrechtsverletzenden 

Kriegshandlungen wie Völkermord und ethnischer Säuberung. Dies spiegelt sich besonders in 

der starken Ethnisierung der Verfassung und in der Einengung der demokratischen Legitimität 

der staatlichen Institutionen wider. Die Legitimationsbasis des Verfassungssystems gestaltet 

sich in Bosnien und Herzegowina wesentlich anders als in anderen multinationalen 

demokratischen Staaten wie der Schweiz oder Belgien. In demokratischen Staaten gilt das 

Prinzip der Volkssouveränität, während gleichzeitig bestimmte nationale, sprachliche, religiöse 

und andere Kollektive unter Verfassungsschutz stehen können. Bosnien und Herzegowina ist 

diesbezüglich spezifisch, weil hier schon in der Präambel Folgendes geschrieben steht: „[…] 

Bosniacs, Croats, and Serbs, as constituent peoples (along with Others), and citizens of Bosnia 

and Herzegovina hereby determine that the Constitution of Bosnia and Herzegovina is as 

follows: [...]“ (OHR o.J.a). Die „konstitutiven Völker“ sind hier ein Verfassungsrechtssatz und 

stehen an erster Stelle, während in der vorherigen Verfassung von Bosnien und Herzegowina 

der Begriff konstitutives Volk überhaupt nicht zum Einsatz kommt und an erster Stelle von 

gleichberechtigten BürgerInnen die Rede ist. (vgl. Trnka 2009: 49) 

Die Kategorie konstitutives Volk ist im Vergleichenden Verfassungsrecht unbekannt 

und es gibt nur vereinzelt wissenschaftliche Arbeiten zu diesem Phänomen. Im ehemaligen 

Jugoslawien wurde der Begriff zwar in der politischen Praxis sowie in der Literatur verwendet, 
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nie jedoch in den Verfassungen. Die sogenannte „Konstitutivität der Völker“ in Bosnien und 

Herzegowina wird in einem eigenen Kapitel näher erläutert. (vgl. Trnka 2009: 50) 

Die Verfassung bietet lediglich eine ungenau definierte und zudem dysfunktionale 

Machtverteilung auf allen Regierungsebenen, die angeblich die nationalen Interessen der 

konstitutiven Völker befriedigen soll. Sie ist in sich widersprüchlich: In ihr finden sich 

beispielsweise sowohl Anerkennung als auch Verletzung internationaler Menschenrechte. 

Auch die Volkssouveränität ist nicht gewährleistet und es herrscht Diskriminierung gegenüber 

Angehörigen der nicht konstitutiven Völker. (vgl. Trnka 2009: 52f) 

Kritische Stimmen bestreiten jedoch nicht nur die Wirksamkeit, sondern auch die 

Geltung der Verfassung. Sie wird als undemokratisch, völkerrechtswidrig und praxisuntauglich 

eingestuft und soll „unter Verstoß gegen die RBiHV [erste Verfassung der Republik Bosnien 

und Herzegowina] zustande gekommen“ (Steiner 2015: 57) sein. (vgl. Steiner 2015: 57) Auch 

der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte stellt im Urteil zum Rechtsfall Sejdić-Finci 

(mehr dazu im Kapitel Die Konsitutivität der Völker) die Verfassungslegitimität in Frage:  

 
Since it was part of a peace treaty, the Constitution was drafted and adopted without the application 

of procedures which could have provided democratic legitimacy. It constitutes the unique case of a 

constitution which was never officially published in the official languages of the country concerned 

but was agreed and published in a foreign language, English. (EGMR 22.12.2009, 27996/06 34836/06) 
 

Der Verfassungstext wurde zwar veröffentlicht, nie aber im Amtsblatt von Bosnien und 

Herzegowina. Nur der Zusatzartikel I wurde 2009 im Amtsblatt verkündet, und zwar in den 

Amtssprachen Bosnisch, Kroatisch und Serbisch. Dementsprechend wurde der offizielle 

Verfassungstext teilweise in Englisch und teilweise in den Landessprachen verfasst. (vgl. 

Ademović et al. 2012: 14f) 

 

2.3.3. Verfassungsinterpretation 

Jede Verfassung ist ein Rechtsakt und sollte als solcher für die Rechtssubjekte verständlich 

sein. Diese sollen die Folgen des eigenen Handelns abschätzen und die Pflichten, die sich aus 

dem Rechtsakt ergeben, erkennen können. Die Verfassung ist nicht nur ein Rechtsakt, sondern 

der höchste Rechtsakt und Rechtsrahmen eines Staates. Alle Rechtsnormen müssen mit der 

Verfassung und den Verfassungsstandards übereinstimmen. Logischerweise kann eine 

bestimmte Interpretation einer Verfassung weitreichende Folgen für die Interpretation und die 

Normierung anderer Gesetze oder gar des gesamten Rechtsbereichs haben. Dementsprechend 
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stellt die Verfassungsinterpretation ein sehr wichtiges und komplexes Segment der 

Verfassungsrechtswissenschaft dar. Interpretation bedeutet Konkretisierung der Norm. Wenn 

die Anwendung einer Norm einfach ist und bei der Anwendung keine Dilemmata bestehen, 

muss die Norm auch nicht interpretiert werden. Oft ist jedoch eine Interpretation notwendig. 

Nedim Ademović unterscheidet zwischen der sprachlichen, der historischen und der 

teleologischen Interpretation. (vgl. Ademović et al. 2012: 24) 

 Die sprachliche Interpretation teilt er in drei Untergruppen: die lexikalische 

Interpretation (bei welcher jedes Wort einen bestimmten Sinn erhält), die grammatikalische 

Interpretation (bei der ganze Sätze auf Grundlage der Grammatik ihren Sinn erhalten) und die 

systematische Interpretation (bei der die Sinnerfassung auf Grundlage des breiteren Kontexts 

erfolgt). Die sprachliche Interpretation ist sehr wichtig, weil sie den ersten Schritt für das 

Verständnis einer bestimmten Verfassungsnorm darstellt, doch die heutige 

Verfassungsrechtswissenschaft zieht die sprachliche Interpretation nicht den anderen 

Interpretationsarten vor. Allerdings ist es logisch, dass eine bestimmte Norm vorerst sprachlich 

interpretiert wird und nur im Falle von Mehrdeutigkeiten auch die anderen Methoden 

herangezogen werden. So lässt sich auch die Entstehung von Fachsprachen erklären. Dabei ist 

es sehr gut, wenn ein bestimmter Rechtsakt Definitionen der verwendeten Rechtstermini 

enthält, um den Sinn bestimmter Wörter klar darzustellen. (vgl. Ademović et al. 2012: 25) Vor 

allem bei der Verfassung von Bosnien und Herzegowina wäre das unbedingt notwendig 

gewesen, weil tatsächlich vollkommen neue Begriffe (wie zum Beispiel constituent peoples) 

zum Einsatz kamen. 

 Die historische Interpretation dient dazu, uns darüber aufzuklären, was die Absicht 

hinter einem bestimmten Rechtsakt war. Es muss immer analysiert werden, wer den 

Gesetzesentwurf vorgelegt hat und ob es Begleitmaterial gab. Die historische Interpretation 

erlaubt eine kritische Betrachtung der Ergebnisse der sprachlichen Interpretation. Diese 

Ergebnisse können mithilfe der historischen Interpretation sogar als falsch oder unpassend 

ausgeschlossen werden. Es kann auch passieren, dass sich aus der historischen Interpretation 

ergibt, dass die Sprache des analysierten Rechtsdokuments falsch ist, das heißt, dass das 

Dokument falsch verfasst wurde. An dieser Stelle stellt sich die Frage, welcher Methode 

Vorrang gegeben werden soll. Einerseits spiegelt in einem solchen Fall das Gesetz etwas wider, 

was die GesetzgeberInnen nicht wollten, andererseits hat jeder Mensch das Recht, sich auf das 

Gesetz in der Form zu verlassen, in der es veröffentlicht wurde, und an dessen Richtigkeit zu 

glauben. Laut Ademović gab es keinen solchen Fall in Bezug auf die Verfassung von Bosnien 

und Herzegowina. (vgl. Ademović et al. 2012: 25f) An dieser Stelle muss die hier vorliegende 
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Arbeit leider widersprechen. Es wurde bereits ausreichend darüber berichtet, dass die 

Verfassung von Bosnien und Herzegowina den Dokumenten, zu deren Einhaltung sie sich 

verpflichtet, widerspricht. Diese in der Verfassung erwähnten Dokumente können als 

Begleitmaterial eingestuft werden und geben daher Aufschluss darüber, wie auch die 

Verfassung zu verstehen ist. Die Aussagen der internationalen Gemeinschaft im Rahmen der 

EU-Beitrttsverhandlungen weisen ebenfalls alle darauf hin, dass die Verfassung geändert 

werden muss. Eine historische Interpretation der Verfassung hat also tatsächlich gezeigt, dass 

die Verfassung und somit auch ihre Sprache geändert werden sollte. 

 Die dritte von Ademović beschriebene Interpretationsart ist die teleologische 

Interpretation. Bei dieser Interpretationsart handelt es sich um die Suche nach dem Sinn und 

Zweck einer bestimmten Norm, die in einem bestimmten historisch-politischen Kontext 

beschlossen wurde. Die teleologische Interpretation unterscheidet sich von der historischen 

insofern, dass sie nicht aufdecken soll, was die subjektive Absicht der VerfasserInnen eines 

Rechtsakts war, sondern was objektiv erreicht werden sollte. Die teleologische Interpretation 

kommt zum Einsatz, wenn die anderen Interpretationsmethoden keine passenden Ergebnisse 

liefern. KritikerInnen der teleologischen Interpretation behaupten, dass diese arbiträr erfolgt 

und von dem abweicht, was die GesetzgeberInnen festgelegt hatten. (vgl. Ademović et al. 2012: 

27) 

 Jedenfalls ist die Verfassung jener Punkt, aus welchem sich das gesamte Rechtssystem 

eines Staates entwickelt. Gleichzeitig ist die Verfassung auch der Rahmen, der diesem 

Rechtssystem vorgegeben ist. Dementsprechend muss das gesamte Rechtssystem mit der 

Verfassung übereinstimmen. Bevor ein Rechtsakt verabschiedet wird, muss sichergestellt 

werden, dass dieser nicht der Verfassung widerspricht. (vgl. Ademović et al. 2012: 28f) Doch 

wie kann das festgestellt werden, wenn die Verfassung sich selbst widerspricht? 

  

2.3.4. Das politische System in Bosnien und Herzegowina 

In Bosnien und Herzegowina bekannten sich die Menschen immer schon zu verschiedenen 

Religionen, und immer schon lebten dort Menschen verschiedener ethnischer Gruppen und 

Nationen. Laut der Volkszählung von 1991 waren 43,67 % der Bevölkerung MuslimInnen 

(BosniakInnen), 32,37 % SerbInnen, 17,32 % KroatInnen und 7,63 % Zugehörige anderer 

Volksgruppen. Die Bevölkerung pflegte unterschiedliche Traditionen und es herrschte 

Toleranz. Die territoriale und politische Organisation des Staats beruhte nie auf nationalen und 

religiösen Kriterien, weil die nationale Vielfalt der Bevölkerung sich auf das gesamte 
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Staatsgebiet erstreckt. (vgl. Trnka 2009: 46) Dies änderte sich jedoch mit dem neuen politischen 

System, welches in der Verfassung erläutert wird und nun vorgestellt werden soll. Es ist eines 

der weltweit kompliziertesten Regierungssysteme. Zumindest eine ungefähre Kenntnis dessen 

ist für das Verständnis der später diskutierten Ansätze grundlegend. 

Das politische System in Bosnien und Herzegowina stellt innerhalb Europas einen 

Sonderfall dar. Das Land ist kein klassischer Nationalstaat, vielmehr definiert er sich als Staat 

dreier Nationen, die auch als „konstitutive Völker“ bezeichnet werden. (vgl. Flessenkemper & 

Moll 2018: 1) Auf diesen Begriff wird im späteren Verlauf der hier vorliegenden Arbeit näher 

eingegangen. 

Eine weitere Besonderheit ist, dass der Staat sowohl aus einer Republik als auch einer 

Föderation besteht – den zwei Entitäten. Hinzu kommt noch das Sonderverwaltungsgebiet 

Brčko Distrikt. Obwohl Bosnien und Herzegowina seit 1992 souveränes Mitglied der Vereinten 

Nationen ist, hat die internationale Staatengemeinschaft dennoch direkte Einwirkungsrechte. 

Vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen beauftragte Truppen sind weiterhin im Land 

stationiert und sollen die Einhaltung des Dayton-Abkommens unterstützen, welches bis heute 

entscheidend das politische System bestimmt, obwohl es ursprünglich als temporärer 

Friedensvertrag und nicht als dauerhaft geltendes, staatsstiftendes Dokument gedacht war. (vgl. 

Flessenkemper & Moll 2018: 1) Die Körperschaften des bosnisch-herzegowinischen Staates 

operieren auf mehreren Ebenen, die der Youtube-User Buckurish (2016) in einem Video 

strukturiert und verständlich dargestellt hat: 

 

Auf Staatsebene 

Ein dreiköpfiges Staatspräsidium mit jeweils einem bosniakischen, einem kroatischen und 

einem serbischen Mitglied und wechselndem Vorsitz (jeweils eines der Mitglieder für 8 

Monate) bildet gemeinsam mit dem Ministerrat, bestehend aus einem/einer Vorsitzenden und 

9 MinisterInnen, die Exekutive. In den Ministerien, im Ministerrat (sowie auch in anderen 

Institutionen und bei diplomatischen Vertretungen) sind alle Posten nach dem ethnischen 

Schlüssel besetzt. Die Legislative wird von der gesamtstaatlichen Parlamentarischen 

Versammlung gebildet, die jedoch sehr eingeschränkt agieren kann. Sie besteht aus zwei 

Kammern, genannt „Häusern“: dem Repräsentantenhaus und dem Haus der Völker. Beide 

Häuser sind strikt nach dem ethischen Schlüssel besetzt. Das Repräsentantenhaus besteht aus 

42 Mitgliedern und ist nur dann beschlussfähig, wenn die absolute Mehrheit der Mitglieder 

anwesend ist. Auch hier gibt es einen ethnisch kodierten Dreiervorsitz mit jeweils einem/einer 

rotierenden Vorsitzenden und zwei StellvertreterInnen. Im Haus der Völker sitzen 15 
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Delegierte, ebenfalls mit einem/einer Vorsitzenden und zwei StellvertreterInnen. Für die 

Erreichung des Quorums sind 9 Stimmen notwendig, dies gilt aber nur dann, wenn die 

Anwesenheit von mindestens drei Personen pro Volksgruppe erfüllt ist. (vgl. Džihić 2018: 96) 

Die Judikative setzt sich aus dem Verfassungsgerichtshof und dem Saatsgerichtshof zusammen. 

Neben diesen drei Gewalten muss an dieser Stelle außerdem das Büro des Hohen 

Repräsentanten (OHR) genannt werden, der dafür verantwortlich ist, die Durchführung der 

zivilen Aspekte des Abkommens für den Frieden in Bosnien und Herzegowina zu überwachen. 

 

Auf Entitätenebene 

Die Exekutive der Föderation von Bosnien und Herzegowina (FBiH) besteht aus einem 

Präsidenten/einer Präsidentin und der Regierung der FBiH. Der/Die PräsidentIn hat 2 

StellvertreterInnen und die Regierung besteht aus einem/einer PremieministerIn und 16 

MinisterInnen. Die Legislative der FBiH besteht aus dem Parlament der FBiH, bestehend aus 

dem Repräsentantenhaus des Parlaments der FBiH (98 Abgeordnete) und dem Haus der Völker 

des Parlaments der FBiH (58 Delegierte). Dieses Parlament sowie die beiden Häuser sind nicht 

mit dem gesamtstaatlichen Parlament und dessen beiden Kammern zu verwechseln. Die 

Judikative der FBiH besteht aus dem Obersten Gerichtshof, 10 Kantonsgerichten und 27 

Gemeindegerichten. 

Die Exekutive der Republika Srpska (RS) besteht aus einem Präsidenten/einer 

Präsidentin und der Regierung der RS. Der/Die PräsidentIn hat 2 StellvertreterInnen und einen 

Senat bestehend aus maximal 55 BeraterInnen. Die Regierung der RS besteht aus einem 

Ministerpräsidenten/einer Ministerpräsidentin und und 16 MinisterInnen. Die Legislative der 

RS bildet die Nationalversammlung, bestehend aus 83 Abgeordneten und einem 

Präsidenten/einer Präsidentin der Nationalversammlung mit 4 StellvertreterInnen. Die 

Judikative der RS besteht aus einem Obersten Gericht, 5 Gemeindegerichten, 19 

Grundgerichten und 6 Handelsgerichten. 

Die Exekutive im Brčko Distrikt besteht aus der Regierung des Brčko Distrikt: 

BürgermeisterIn, StellverterterIn, RegierungshauptkoordinatorIn und 12 AbteilungsleiterInnen. 

Die Legislative im Brčko Distrikt besteht aus der Versammlung des Brčko Distrikt mit 31 

VertreterInnen, 1 PräsidentIn und 1 StellverterterIn. Die Judikative im Brčko Distrikt besteht 

aus dem Grundgericht und dem Appellationsgericht. 
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Auf Kantonebene 

Die FBiH ist auf 10 Kantone aufgeteilt, von welchen jeder eine eigene Regierung und eine 

eigene Kantonsversammlung hat. 

 

In den nächsten Kapiteln sollen zwei Politiken diskutiert werden, die den hier dargelegten 

Kontext für eine fundierte Diskussion über die Übersetzungen der Verfassung vervollständigen: 

die Ethnopolitik und die Sprachenpolitik von bzw. in Bosnien und Herzegowina. 

 

2.3.5. Ethnopolitik 

Weil Bosnien und Herzegowina eine Gesellschaft war, die eine demokratische Öffnung wollte 

und in der zugleich auch eine politische Organisation der verschiedenen in dieser Gesellschaft 

lebenden Ethnien vonstatten ging, kann im Kontext dieses Staates sehr gut die Beziehung 

zwischen dem Ethnos und der Demokratie erforscht werden (vgl. Haverić 2006: 28). Diese 

Thematik ist für die hier vorliegende Arbeit zwar höchst interessant, weil der Staat in der 

Verfassung als „demokratischer Staat“ bezeichnet wird und gleichzeitig das Ethnos im 

Verfassungstext eine wichtige Rolle spielt, eine intensivere Auseinandersetzung mit diesem 

Thema würde die Forschung jedoch eindeutig in die Politikwissenschaft verlagern. Da dies eine 

translationswissenschaftliche Spurensuche bleiben soll, die nur die notwendigsten Exkurse in 

andere Disziplinen vornimmt, wird eine intensivere Beschäftigung mit dem Begriff der 

Ethnopolitik ausbleiben.  

Allgemein und ohne weiter in die Tiefe zu gehen kann dazu Folgendes gesagt werden: 

Die Verfassung sieht klar bestimmte ethnische Zugehörigkeiten als Voraussetzung für 

politische Rechte vor. Haverić geht sogar so weit zu sagen, dass die Forderung nach Demokratie 

nur Teil der neuen postkommunistischen Rhetorik der lokalen AkteurInnen war, die unter dem 

Deckmantel der Demokratie eigentlich ethnokratische Projekte verwirklichen wollten. (vgl. 

Haverić 2006: 28-31) 

 

2.3.6. Sprachenpolitik 

Alle drei sogenannten konstitutiven Völker Bosnien und Herzegowinas (BosniakInnen, 

KroatInnen und SerbInnen) sprechen linguistisch gesehen Štokavisch. In Zeiten der SFRJ 

wurde die Muttersprache von 99% der BosnierInnen und HerzegowinerInnen als eine 

gemeinsame Sprache gesehen, auch bekannt als „Serbokroatisch“. Bosnien und Herzegowina 
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war die einzige jugoslawische Republik, in der keine Nation oder Nationalität die absolute 

Bevölkerungsmehrheit bildete. Das Land war jahrhundertelang sprachlich homogen, religiös 

jedoch sehr heterogen. Der Krieg bzw. die Aggression der 90er Jahre zerstörte dieses homogene 

Sprachgebilde und es entstanden drei Amtssprachen: Bosnisch, Kroatisch und Serbisch. Neben 

politischen, sozialen und ökonomischen Schwierigkeiten war auch die Sprachenfrage ein 

Problem der Nachkriegszeit. (vgl. Innerhofer 2008: 306f) 

 Die Sprachendebatte bahnte sich jedoch schon vor dem Krieg an. Im Jahr 1991 wurde 

in der bosnischen Presse die Rückkehr der Benennung „Bosnisch“ gefordert und in der 

darauffolgenden Volkszählung gaben 37,51% der bosnisch-herzegowinischen Bevölkerung 

Bosnisch als ihre Muttersprache an. Die Mehrheit der BosniakInnen gab „Bosnisch“ an, 

während sich die bosnischen KroatInnen mehrheitlich für „Kroatisch“ und die bosnischen 

SerbInnen mehrheitlich für „Serbisch“ entschieden. Obwohl die Glaubwürdigkeit dieser 

Volkszählung aufgrund mehrerer Faktoren bezweifelt wurde, deuteten ihre Ergebnisse dennoch 

auf einen Zerfall der Sprachgemeinschaft hin. Auf einer von der serbischen Partei DS 

(„Demokratska stranka“) organisierten Konferenz in Sarajevo wurde dieser Zerfall ebenfalls 

sichtbar, als der Leiter der Delegation der HDZ (Kroatische Demokratische Gemeinschaft) eine 

Simultandolmetschung ins Kroatische verlangte, gefolgt von einem bosnischen Delegierten, 

der eine bosnische Dolmetschung forderte. Die Konferenz wurde hiermit ad absurdum geführt. 

Es gibt tatsächlich verschieden bedingte sprachliche Unterschiede in Bosnien und 

Herzegowina, Kroatien, Serbien und Montenegro. Diese waren früher jedoch mehr 

geographisch beeinflusst. Erst nach dem Krieg erhielt jede Sprachvariante eine ethnische 

Etikette. Vor dem Zerfall der SFRJ war der Gesamtwortschatz laut dem bosnischen Linguisten 

Senahid Halilović zu mehr als 90% neutral und wurde keiner bestimmten Nation oder Republik 

zugeschrieben. Nachdem weder Kroatien noch Serbien mehr von „Serbokroatisch“ oder 

„Kroatoserbisch“ sprachen, sondern nur mehr noch von „Kroatisch“ und „Serbisch“ (mit 

wachsenden Unterschieden zwischen diesen beiden Standards), musste auch Bosnisch zu einer 

spezifischen Einheit werden. (vgl. Innerhofer 2008: 307ff) 

 In der ersten Version der Verfassung der Republik Bosnien und Herzegowina von 1993 

wurde noch „die serbokroatische bzw. kroatoserbische Sprache“ (vgl. Ustav Republike Bosne 

i Hercegovine) als Amtssprache genannt, was jedoch kurz darauf in einem Gesetz in Bosnisch, 

Kroatisch und Serbisch geändert wurde. Die Sprache, die in Bosnien und Herzegowina während 

des Krieges im Amtsgebrauch war, wurde weiterhin als eine Sprache gesehen, allerdings hatte 

sie nun drei Namen. Sowohl die lateinische als auch die kyrillische Schrift galten als 

gleichberechtigt. Es war ein tolerantes Gesetz, aber die Sprachpolitik war dennoch nicht zentral. 
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Australien erkannte als erster Staat weltweit Bosnisch als offizielle Sprache Bosnien und 

Herzegowinas an und im Abkommen von Dayton wurde die bosnische Sprache schließlich 

international als eine der drei Amstssprachen Bosnien und Herzegowinas anerkannt. Innerhofer 

(2008) berichtet, dass die drei Verhandlungsparteien bei den Friedensgesprächen in Dayton 

absurderweise DolmetscherInnen verlangten. In der englischen „konsolidierten Übersetzung“ 

der Verfassung der muslimisch-kroatischen Föderation von 1994 wurde die bosnische Sprache 

plötzlich als „Bosniac language“ (OHR 1994) bezeichnet und die serbische Sprache war keine 

offizielle Sprache der Föderation. Genausowenig waren Bosnisch und Kroatisch offizielle 

Sprachen der RS. 2002 wurden die Verfassungen beider Entitäten zwecks Gleichberechtigung 

der drei „konstitutiven Völker“ geändert. Nach der Gesetzesänderung hieß es in der Verfassung 

der Föderation dann „Bosnian language“ (OHR 2002). Die RS wechselte noch 1993 zur 

ekavischen Aussprache und laut Gesetz mussten alle Medien auf Serbisch mit ekavischer 

Aussprache und in Kyrillisch berichten, während das Gesetz selbst ironischerweise nicht rein 

ekavisch war. Einige Mitglieder der Serbischen Akademie der Wissenschaften sahen diese neue 

Sprachpolitik als Mittel zur Vereinigung aller SerbInnen, die Mehrheit der serbischen 

SprachwissenschafterInnen wollte jedoch das heimische Jekavisch beibehalten. Erst nach dem 

Krieg, 1998, kehrte Jekavisch in die RS zurück und setzte zumindest der vollkommenen 

sprachlichen Entfremdung der bosnischen SerbInnen von der muslimischen und kroatischen 

Bevölkerung ein Ende. Auch die Verfassung der RS wurde in Bezug auf die darin erwähnten 

Amtssprachen 2002 geändert, allerdings weigerte sich die politische Führung, Bosnisch beim 

Namen zu nennen, und so wurden die Sprachen umschrieben als „die Sprache des serbischen 

Volkes, die Sprache des bosniakischen Volkes und die Sprache des kroatischen Volkes“ (vgl. 

Ustav Republike Srpske). Im Brčko-Distrikt sind laut Statut alle drei Sprachen sowie beide 

Schriften gleichberechtigt. (vgl. Innerhofer 2008: 310ff) 

 Vor dem Krieg konnte man in der Hauptstadt Sarajevo anhand der Sprache nicht 

beurteilen, welcher Ethnie oder Nationalität die SprecherInnen angehörten, nach dem Krieg 

kann man das genauso wenig. Die Akzente lassen eher auf die lokale Herkunft der 

BewohnerInnen schließen als auf deren ethnische Zugehörigkeit. Doch wie können Bosnisch, 

Kroatisch, Serbisch und Montenegrinisch verschiedene Sprachen sein, wenn sich deren 

SprecherInnen einwandfrei verstehen und viele diese gemeinsame Sprache immer noch als 

„naš“, zu Deutsch „unsere (Sprache)“ bezeichnen? Diese Frage hat Innerhofer (2008) treffend 

beantwortet: 
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Die Problematik um die Sprachbezeichnung in Bosnien-Herzegowina, aber auch in Serbien, Kroatien und 

Montenegro muss folglich auf zwei Ebenen betrachtet werden: auf der sprachwissenschaftlich-

kommunikativen und auf der politisch-symbolischen. Auf der kommunikativen Ebene hat sich die 

serbokroatische Sprache nicht in mehrere Sprachen aufgespalten, was die Leichtigkeit der 

Kommunikation zwischen den Sprechern in den verschiedenen Ländern belegt. Auf der politisch-

symbolischen Ebene hat sich die serbokroatische Sprache unterdessen formal und juridisch in mehrere 

Sprachen aufgeteilt. (Innerhofer 2008: 316) 

 

Noch zu Zeiten Jugoslawiens gab es Vorschläge, der gemeinsamen Sprache eine neutrale 

Bezeichnung zu verleihen wie zum Beispiel „Jugoslawisch“, was allerdings in Bezug auf die 

anderen südslawischen Sprachen problematisch wäre. Es gab auch andere Empfehlungen, die 

sich jedoch nie durchsetzten. (vgl. Innerhofer 2008: 315f) 

 Die Bezeichnung „Bosnisch“ ist territorial und umfasst eigentlich alle Ethnien 

(BosniakInnen, SerbInnen und KroatInnen), dennoch wird sie kontrovers diskutiert und von 

den meisten (aber keineswegs allen, wohlgemerkt) SerbInnen und KroatInnen in Bosnien und 

Herzegowina abgelehnt und als Symbol der bosniakischen Identität gesehen. Die Mehrheit der 

bosnischen SerbInnen und KroatInnen orientiert sich stattdessen an aus Serbien und Kroatien 

importierten Sprachnormen. Der Ausschuss für die Standardisierung der serbischen Sprache 

sieht in der Bezeichnung „Bosnisch“ eine Bedrohung. Eine tatsächliche Bedrohung wurde 

allerdings von der Philologischen Fakultät in Belgrad ausgesprochen, in der „Erklärung über 

die serbische Sprache“, in der es heißt, dass alle SprecherInnen des Štokavischen SerbInnen 

seien. Aus Angst vor negativen Konsequenzen einer solchen Aussage wurde diese Erklärung 

vom Ausschuss für die Standardisierung der serbischen Sprache verurteilt. Serbische 

LinguistInnen und ihre AnhängerInnen weigern sich weiterhin, die bosnische Sprache bei ihrem 

Namen zu nennen und bezeichnen sie auf eigene Faust als „Bosniakisch“. (vgl. Innerhofer 

2008: 317f) Selbst hier am Zentrum für Translationswissenschaft in Wien ist dieser politisch 

motivierte Diskurs präsent, der offiziellen Bezeichnung Bosnisch/Kroatisch/Serbisch zum 

Trotz. 

 Obwohl es nichtnationalistische LinguistInnen gibt, die eine bosnische Sprache für alle 

BosnierInnen und HerzegowinerInnen schaffen wollen, setzt die Mehrheit jedoch die bosnische 

Sprache mit der bosniakischen Nation gleich. In der „Erklärung über die bosnische Sprache“ 

sprechen sich sechzig bosniakische Intellektuelle gegen die politische Manipulation der 

historischen Bezeichnung „Bosnisch“ aus. Nicht nur BosniakInnen, sondern auch KroatInnen 

und SerbInnen bezeichnen ihre eigene Sprache als Bosnisch, wie beispielsweise Željko Komšić, 
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der amtierende kroatische Vertreter im bosnisch-herzegowinischen Staatspräsidium. (vgl. 

Innerhofer 2008: 319f) 

 Laut Vajzović (2005) hängt das Sprachverhalten der BosnierInnen und 

HerzegowinerInnen von vier Kriterien ab: von der politisch-administrativen beziehungsweise 

soziokulturellen Region, von der Sicht auf die Sprache (wird die Sprache als national oder 

übernational erlebt), von der Generationszugehörigkeit und der damit einhergehenden 

zwischennationalen Erfahrung und vom Bildungsniveau. In der Praxis bestimmt in der 

bosnisch-herzegowinischen Gesellschaft die Bevölkerungsmehrheit die Sprache der Gebiete. 

Nach dem Abkommen von Dayton herrschte auch in den Schulen sprachliche 

Segregationspolitik. Es entstanden mehrere Unterrichtspläne und die SchülerInnen besuchten 

„national“ gefärbte Klassen und Schulen. Auf Drängen der internationalen Gemeinschaft, diese 

Segregation zu stoppen, kam als Antwort, dass wegen den drei Sprachen ein gemeinsamer 

Unterricht unmöglich sei. Seit 2003 gibt es zwar das „Abkommen über einen gemeinsamen 

Kern der Unterrichstpläne und –programme“, sprachliche Freiheit ist jedoch noch immer nicht 

gegeben, vor allem für die Kinder von zurückgekehrten Flüchtlingen, die sich oft assimilieren 

müssen. Im Distrikt Brčko herrscht ein eigenes Bildungsmodell. An der Universität Sarajevo 

tragen Studienrichtungen Namen wie „Bosnische, kroatische, serbische Sprache“ oder 

„Literatur der Völker Bosnien-Herzegowinas“. Die Studierenden müssen sich dann für eine 

Sprachvariante entscheiden. (vgl. Innerhofer 2008: 320f) Am Zentrum für 

Translationswissenschaft der Universität Wien wird nach dem gleichen Prinzip vorgegangen, 

auch hier gibt es die Sprache „B/K/S“, die StudentInnen müssen dann bei den Lehrenden 

angeben, für welche Variante sie sich entschieden haben. 

 Dokumente und Gesetze internationaler Organisationen werden stets in drei Versionen 

veröffentlicht, die sich häufig nur durch einzelne national gefärbte Wörter unterscheiden und 

keine wirklichen Übersetzungen aus den Originalsprachen, sondern künstlich geschaffene 

Adaptierungen einer Übersetzung (also einer ersten Version) sind. (vgl. Innerhofer 2008: 321) 

Genauso existieren drei Übersetzungen der Verfassung. Über die Erkenntnisse zu diesen 

Übersetzungen soll im nächsten Kapitel berichtet werden. 

 

2.4.  Die Übersetzungen 

Das Allgemeine Rahmenabkommen für den Frieden in Bosnien und Herzegowina wurde am 

21. November 1995 in englischer Sprache paraphiert und am 14. Dezember 1995 in Paris 

unterzeichnet. Während der Unterzeichnung in Paris schlossen die Vertreter der 
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Vertragsparteien ein weiteres Abkommen, in dem sie sich dazu verpflichteten, in 

Zusammenarbeit mit dem französischen Außenministerium authentische Übersetzungen des 

Allgemeinen Rahmenabkommens einschließlich der 11 Annexe ins Bosnische, Kroatische und 

Serbische anzufertigen. Trnka berichtet, dass ExpertInnenkreise mit der Übersetzungsarbeit 

begannen, doch schon zu Beginn sollen wesentliche Unterschiede in der Interpretation des 

Originaltexts aufgekommen sein, was die Fortsetzung der gemeinsamen Arbeit 

verunmöglichte. Verfahrensgemäß hätte das französische Außenministerium für die 

Authentifizierung der eingereichten Übersetzungen sorgen sollen, doch laut Angaben des OHR 

schafften es nur zwei Übersetzungen zu dieser Instanz. Die folgende Aussage stammt aus dem 

Schriftverkehr mit dem Legal Department des Office of the High Representative: 

 

There is no officially recognized translation of the Annexes to the GFAP into Serbian, 

Croatian or Bosnian languages. Under a separate Agreement signed by the parties in 

Paris in December 1995, translations should have been undertaken immediately upon 

the agreement being signed by the Parties themselves and sent to the French Foreign 

Ministry (the agreement was signed in Paris) for confirmation. Although, the Republic 

of Croatia and FRY have submitted versions in Serbian and Croatian languages, BiH 

has never provided the version in its language as required under the Agreement. 

 

Wer an der Erstellung dieser dem französischen Außenministerium eingereichten 

Übersetzungen beteiligt war und ob auch die VerhandlerInnen bzw. Vertragsschließenden zu 

Rate gezogen wurden, bleibt unbekannt. Das Amt des Hohen Repräsentanten (OHR) 

veröffentlichte 1996 schließlich drei inoffizielle Übersetzungen in die drei Amtssprachen. Laut 

Trnka (2009) können bei genauerer Einsicht in die übersetzten Texte unter anderem auch 

bestimmte Unterschiede von materiell-rechtlicher Bedeutung wahrgenommen werden (vgl. 

Trnka 2009: 46). Obwohl es also Bestrebungen gab, offizielle Übersetzungen anzufertigen, 

existieren bis zum heutigen Tag keine autorisierten Übersetzungen. Die staatlichen 

Institutionen wenden verschiedene inoffizielle Versionen des Verfassungstexts an. Sogar der 

Verfassungsgerichtshof zieht in seiner Arbeit die inoffizielle OHR-Übersetzung heran. (vgl. 

Ademović et al. 2012: 14f) 

 Während der Recherche kam die Frage auf, wie in Bosnien und Herzegowina mit der 

Übersetzung anderer wichtiger fremdsprachiger Dokumente umgegangen wird. Ein Beispiel 

hierfür ist die Übersetzung des acquis communautaire, des Besitzstands der EU. Dieser umfasst 

Rechte und Pflichten, die für alle EU-Mitgliedsstaaten verbindlich sind. Um der EU beitreten 
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zu können, müssen Beitrittskandidaten den Besitzstand akzeptieren und in ihre eigenen 

Rechtsordnungen aufnehmen. Bosnien und Herzegowina hat aktuell den Status „potentieller 

Anwärter auf einen Beitritt zur EU“. (EUR-Lex o.J.) Die Direktion für europäische Integration 

in Bosnien und Herzegowina beschäftigt sich laut eigenen Angaben zurzeit mit der Übersetzung 

des Besitzstands. Auf der Webseite der Direktion befinden sich unter der Rubrik „Übersetzung 

der Rechtsvorschriften“ bereits ein Terminologisches Wörterbuch der europäischen 

Integration, ein Glossar des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens, zwei 

Übersetzungshandbücher sowie ein Link zur mehrsprachigen Terminologiedatenbank 

BiHterm, in der laufend die erarbeitete Terminologie gesammelt wird. (DEI 2020) Die 

Direktion hat laut eigenen Angaben nichts mit der Übersetzung der Verfassung zu tun.  

Der erste Schritt für den empirischen Teil dieser Arbeit war eine gründliche Recherche, um 

eine möglichst vollständige Liste aller existierender Verfassungsübersetzungen zu erstellen. 

Die Suche ergab folgende Treffer: 

 

• jeweils eine Übersetzung ins Bosnische, Kroatische und Serbische auf der offiziellen 

Webseite des Außenministeriums von Bosnien und Herzegowina (Ministarstvo 

vanjskih poslova Bosne i Hercegovine o.J.) 

• jeweils eine Übersetzung ins Bosnische, Kroatische und Serbische auf der offiziellen 

Webseite der Parlamentarischen Versammlung von Bosnien und Herzegowina 

(Parlamentarna skupština Bosne i Hercegovine o.J.a, o.J.b, o.J.c)  

• jeweils eine Übersetzung ins Bosnische, Kroatische und Serbische auf der offiziellen 

Webseite des Verfassungsgerichts von Bosnien und Herzegowina (Ustavni sud Bosne i 

Hercegovine o.J.a, o.J.b, o.J.c) 

• eine Übersetzung ins Bosnische im Translation Register of BiH Legislation auf der 

offiziellen Webseite der Direktion für europäische Integration in Bosnien und 

Herzegowina (DEI o.J.) 

• jeweils eine Übersetzung ins Bosnische und Kroatische auf der Online-Plattform 

Legislationline, die vom ODIHR (Office for Democratic Institutions and Human 

Rights) der OSZE betreiben wird (Legislationline o.J.a, o.J.b) 

• eine Übersetzung ins Bosnische in der Rechtsdatenbank Paragraf Lex (Paragraf o.J.) 

• eine Übersetzung ins Bosnische auf der Webseite der Stiftung Kompetenzzentrum für 

Öffentliches Recht (CJP o.J.) 
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• jeweils eine Übersetzung ins Bosnische, Kroatische und Serbische auf der offiziellen 

Webseite der Regierung des Kantons Tuzla, wobei Teile der bosnischen Version auf 

kroatisch verfasst sind (Vlada Tuzlanskog kantona o.J.) 

 

Unter all diesen Versionen lässt sich je eine dominante Version pro Sprache feststellen: Es sind 

jene 1996 vom Hohen Repräsentanten Carl Bildt in Auftrag gegebenen Übersetzungen. Diese 

befinden sich sowohl auf der Plattform Legislationline, der Webseite der Direktion für 

europäische Integration in Bosnien und Herzegowina, der Webseite der Stiftung 

Kompetenzzentrum für Öffentliches Recht, der offiziellen Webseite des Verfassungsgerichts 

von Bosnien und Herzegowina sowie auf der offiziellen Webseite der Parlamentarischen 

Versammlung von Bosnien und Herzegowina. Auf der Webseite der Parlamentarischen 

Versammlung wird die Quelle der Übersetzung nicht angegeben. Über den Ursprung der 

anderen oben angeführten Übersetzungen, die (mit Ausnahme der Übersetzung auf der Seite 

des Verfassungsgerichtshofs) außerdem auch nicht als Übersetzungen ausgewiesen sind, ist 

nichts bekannt. Äußerst verwunderlich ist, dass die OHR-Übersetzungen auf der offiziellen 

Webseite des OHR allerdings nicht zu finden sind. Wenn man bei der Sprachenauswahl 

Bosnisch, Kroatisch oder Serbisch auswählt, wird mit dem Satz „Dieser Inhalt liegt nur in 

englischer Sprache vor.“ (Übersetzung der Verfasserin) auf das englische Original verwiesen. 

Dabei verpflichtet sich das OHR mit seinem Legal Department zu Folgendem:  

 
Due to the important role of constitutional and legal arguments in the political and economic life of Bosnia 

and Herzegovina, the Department also takes an active role in developing new solutions. To this effect, it 

works closely with domestic institutions at all levels of government, and oversees legal drafting process. 

The Department also supports other departments of the OHR in the implementation of reforms. (OHR 

o.J.b) 

 

2.4.1. Analyse der Übersetzungen 

Für die folgende Analyse wurden die OHR-Übersetzungen ins Bosnische, Kroatische und 

Serbische gewählt (fortan „die Übersetzungen“), weil diese erstens über eine Quellenangabe 

verfügen (und somit weitere Forschung ermöglichen) und zweitens den „Ersatz“ für die 

ursprünglich geplanten aber nie fertiggestellten offiziellen Übersetzungen darstellen. Für die 

Analyse wurden folgende Kriterien aufgestellt: 
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1. Bedeutungsäquivalenz mit dem Originaltext 

2. Fachsprachlichkeit, bestehend aus 

a. Fachterminologie 

b. fachsprachlichen Phraseologismen 

c. fachsprachlicher Syntax 

3. Groß-/Kleinschreibung 

 

Diese Kriterien wurden gewählt, weil sie nach der Auseinandersetzung mit der Literatur zur 

Übersetzungskritik als für den Verfassungstext am relevantesten eingestuft wurden. Stolze 

(1992) fasst die Problematik des Übersetzens von Rechtstexten wie folgt zusammen: 

 
Das Verstehen und Übersetzen juristischer Texte ist daher schwerpunktmäßig mit drei Problemkreisen 

konfrontiert: der Auslegung des individuellen Textsinns wie bei jedem Text [Bedeutungsäquivalenz], 

dem Umgang mit den Standardformeln [fachsprachliche Phraseologie und Syntax] und der 

Übersetzung der rechtsförmigen Begriffswörter [Fachterminologie]. (Stolze 1992: 177) 

 

Es folgt eine komparative Analyse (ausgenommen beim Kriterium „Bedeutungsäquivalenz“, 

das einen anderen Zugang erfordert) zwischen dem englischen Originaltext, der bosnischen 

Übersetzung, der kroatischen Übersetzung sowie der serbischen Übersetzung. Die bosnische 

und die kroatische Übersetzung sind in lateinischer Schrift verfasst, während die serbische 

Übersetzung in kyrillischer Schrift niedergeschrieben wurde. Der Einfachheit halber wird bei 

Zitaten aus der serbischen Übersetzung jedoch nicht die kyrillische, sondern die lateinische 

Schrift verwendet werden. 

Da es den Rahmen sprengen würde, alle 15 Seiten aller vier Textversionen miteinander 

zu vergleichen, werden die Präambel und der Artikel I repräsentativ für den ganzen Text einer 

gründlichen Analyse unterzogen, unter anderem auch weil dieser erste Teil die für die 

Beantwortung der Forschungsfragen relevantesten Aspekte enthält. Außerdem steht in 

Verfassungstexten das Wichtigste ohnehin immer am Anfang. Die Präambel sowie Artikel I 

aller drei OHR-Übersetzungen befinden sich im Anhang. Diese wurden dem vom OHR 

zugesandten „OHR Book“ entnommen, in dem auch das anderorts erwähnte Vorwort vom 

ehemaligen Hohen Repräsentanten Carl Bildt enthalten ist. 
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1) Bedeutungsäquivalenz 

 

Bedeutungsunterschiede lassen sich sowohl beim Vergleich der Übersetzungen untereinander 

als auch in allen Übersetzungen in Bezug auf den Originaltext erkennen. Ein Analyseversuch 

könnte wie folgt beginnen, ausgehend von dem zu übersetzenden Begriff „constituent peoples“. 

Der letzte Satz der Präambel lautet wie folgt: 

 
Bosniacs, Croats, and Serbs, as constituent peoples (along with Others), and citizens of Bosnia and 

Herzegovina hereby determine that the Constitution of Bosnia and Hercegovina is as follows: (OHR o.J.a) 

 

In allen drei Amtssprachen wurde für diese Stelle die gleiche Übersetzung gewählt: 

„konstitutivni narodi“ (vgl. Anhang 1, 2 & 3). In deutschen Texten werden diese drei Völker 

Bosnien und Herzegowinas als „konstitutive Völker“ bezeichnet. Dieses Konzept der 

„konstitutiven Völker“ wird in einem eigenen Kapitel näher erläutert. Wenn man nun den 

Versuch unternimmt, auf sprachlicher Ebene einen Vergleich zwischen constituent und 

konstitutivni vorzunehmen, ist der erste logische Schritt, sich die Definitionen in renommierten 

Wörterbüchern anzusehen. Merriam-Webster stellt für constituent als Adjektiv zwei 

Definitionen bereit: 

 

 
Abb. 1: Definition von constituent (Merriam Webster o.J.) 

 

In diesem Fall treffen sogar beide Definitionen zu: Bosniaken, Kroaten und Serben sind sowohl 

constituent parts im Sinne der Definition 1, als auch constituent im Sinne der Definition 2, da 

sie (beziehungsweise je ein Vertreter der Bosniaken, Kroaten und Serben) die Verfassung 

verabschiedeten. Nach Einsicht in die aktuellsten Wörterbücher der bosnischen, kroatischen 

und serbischen Sprache lässt sich als Äquivalent tatsächlich das Adjektiv konstitutivan, -na, -
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no festlegen, welches auch in den Übersetzungen gewählt wurde (vgl. vgl. Anić: 2003; Jahić: 

2012a; Nikolić: 2011). 

Vajzović (2010) weist in einem Artikel zur Soziolinguistik in Bezug auf die VBiH 

darauf hin, dass das Syntagma konstitutivni narodi rein sprachlich betrachtet unterschiedlich 

interpretiert werden kann. (vgl. Vajzović 2010: 99) Der Diskurs, laut welchem das Konzept der 

„Konstitutivität der Völker“ auf eine falsche Übersetzung des Wortes constituent 

zurückzuführen sei, wird in der später folgenden Diskursanalyse näher behandelt. 

 Obwohl die in diesem Kapitel eröffnete Diskussion zur Feststellung einer 

„Bedeutungsäquivalenz“ fürs Erste logisch und schlüssig erscheint, muss sie an dieser Stelle 

abgebrochen werden, da sich die Frage stellt, wer überhaupt dazu berechtigt ist, eine solche 

Äquivalenz abzusegnen? So genau eine komparative Analyse einzelner Begriffe und ihrer 

Einbettung in den Text auch sein mag, sie ist und bleibt eine Meinung von einem/einer 

ÜbersetzungskritikerIn. Um das Kriterium der Bedeutungsäquivalenz fachgerecht zu 

behandeln, sollen hier einige wichtige Erkenntnisse aus der Translationstheorie vorgestellt 

werden. Laut Hermans (2007) kann Äquivalenz, die er als Bedeutungsäquivalenz, genauer als 

„meaning equality in value and status“ (Hermans 2007: 6) interpretiert, nicht anhand eines 

Textvergleichs festgestellt werden. Äquivalenz kommt nicht aus dem Inneren einer 

Übersetzung, sondern wird von außen an sie herangetragen. Das bedeutet, dass Äquivalenz stets 

in einem bestimmten institutionellen Kontext ausgerufen wird. Eine Übersetzung, die den 

Status eines zum Originaltext äquivalenten Textes erhält, gilt ab diesem Zeitpunkt als richtig 

und sogar als einzig richtig. Bedeutungsunterschiede werden dabei nicht ausgeschlossen. Wenn 

die Äquivalenz einer Übersetzung ausgerufen wird, handelt es sich im Grunde nicht mehr um 

eine Übersetzung. Diese äquivalente Übersetzung teilt nun die Funktion des Originals. Es 

entstehen zwei voll und ganz übereinstimmende authentische Texte, welchen eine gemeinsame 

Absicht zugrunde liegt. (vgl. Hermans 2007: 6f) 

 Ein zwei- oder mehrsprachiger Vertrag ist ein einziges Rechtsinstrument, obwohl er aus 

mehreren Versionen besteht. Diese Versionen werden entweder gleichzeitig verfasst, oder sie 

entstehen durch die Übersetzung einer ersten Version, die von allen Vertragsparteien vereinbart 

wurde. In beiden Fällen müssen alle Versionen authentifiziert werden. Das bedeutet, dass alle 

Versionen als gleichermaßen authentisch und somit als gleichwertig anerkannt werden. Die 

Vertragsparteien authentifizieren die verschiedenen Texte, indem sie diese als zueinander 

äquivalent proklamieren. Es handelt sich also um eine fiktionale Bedeutungsäquivalenz. Damit 

nun aus einem mehrsprachigen Vertrag ein einziges Rechtsinstrument werden kann, muss eine 

Authentifizierung erfolgen. Diese erklärt jeden der authentischen Texte als rechtskräftig und 
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verleiht ihnen somit Autorität. Die Authentifizierung ist ein Sprechakt, dessen Erfolg von 

bestimmten Gelingensbedingungen abhängt. Verträge sind nur dann bindend, wenn die 

richtigen Verfahren eingehalten werden. Im Fall von internationalen Übereinkünften ist eine 

der Gelingensbedingungen, dass die zur Authentifizierung vorgelegten Texte nicht nur von 

ÜbersetzerInnen allein verfasst werden dürfen, sondern dass die VerhandlerInnen selbst für die 

Formulierung verantwortlich sein müssen. Die Authentifizierung von Übersetzungen verändert 

deren Identität, genauso wie sie auch die Identität der Originale verändert. Die Übersetzungen 

sind keine Übersetzungen mehr, und wo es keine Übersetzungen gibt, da gibt es auch keine 

Originale. ÜbersetzerInnen genauso wenig. Es gibt nur noch gleichwertige authentische 

Versionen. Wenn nun Bedeutungsunterschiede zwischen diesen authentifizierten Versionen 

entdeckt werden, muss eine Berufung auf die gemeinsame Absicht der Vertragsschließenden 

erfolgen. Keine Sprache beziehungsweise Version darf bei der Interpretation privilegiert 

werden, auch wenn diese ursprünglich als Übersetzung einer anderen Version entstanden war. 

Ein solcher Vergleich zwischen „Original“ und „Übersetzung“ würde den Gleichheitsgrundsatz 

und die Autorität aller authentischen Versionen gefährden und ist somit nicht erlaubt. Wenn 

aber ein Vertrag in mehrere Sprachen übersetzt wurde, diese Übersetzungen jedoch nie 

authentifiziert wurden, bleiben sie nur Übersetzungen. Das bedeutet, dass im Falle von 

Unsicherheiten oder Streitigkeiten in Bezug auf die Interpretation eines solchen Vertrags immer 

auf den Originaltext zurückgegriffen werden muss. Wenn verschiedene Sprachversionen eines 

Vertrags authentifiziert werden und diesen somit gleiche Macht gewährt wird, bedeutet das die 

Gleichstellung der Vertragsparteien. Wenn jedoch nur eine Sprachversion authentifiziert wird, 

privilegiert das die SprecherInnen dieser Sprache. Im Prozess der Authentifizierung kann es 

folglich dazu kommen, dass eine Ungleichheit zwischen Sprachen und Gemeinschaften 

geschaffen wird. (vgl. Hermans 2007: 7f) 

 In zwei- oder mehrsprachigen Rechtstexten erfolgt die Authentifizierung oft schon in 

diesen Texten selbst, weil sie bereits ein Teil des Abkommens ist. Wenn nun die 

Vertragsparteien die Dokumente unterzeichnen, erfolgt die Authentifizierung und die 

Ausrufung der Äquivalenz. Hermans (2007) nennt als bestes Beispiel für einen derartigen 

Authentifizierungsprozess die Verfassungen von zwei- oder mehrsprachigen Staaten. (vgl. 

Hermans 2007: 11f) 

 Es gibt aber auch schwächere Formen der Authentifizierung. Übersetzungen können nur 

teilweise authentifiziert sein und sogar eine gewisse Autorität ausüben, ohne dabei vollkommen 

authentifiziert zu sein. Im Prinzip müssen laut Urheberrecht alle zeitgenössischen 

Übersetzungen, die veröffentlicht werden, autorisiert sein. Eine Autorisierung ist die 
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schwächste Form der expliziten Authentifizierung. Obgleich autorisierte Übersetzungen noch 

immer nicht den Sprung zur Äquivalenz geschafft haben, sind sie allen anderen in Umlauf 

gebrachten Übersetzungen eines bestimmten Texts um einen Schritt voraus. Meistens gibt es 

von einem Text auch nur jeweils eine autorisierte Übersetzung pro Sprache. Bei Übersetzungen, 

die nicht als solche ausgewiesen werden, ist ebenfalls eine Art Authentifizierung erfolgt. Diese 

Übersetzungen ersetzen oftmals ihre Originale. Es sind covert translations (nach House 1997), 

die darauf erpicht sind, ihre wahre Natur zu verstecken und als Originale durchzugehen. 

Hermans nennt es „pragmatische Äquivalenz“, wenn eine Übersetzung für ihr Original gehalten 

wird. (vgl. Hermans 2007: 18ff) 

 Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die Äquivalenz zwischen einer 

Übersetzung und ihrem Original durch einen externen, institutionellen Sprechakt ausgerufen 

wird und somit erst entstehen kann. Äquivalenz lässt sich also nicht durch intertextuelle 

Analyse finden oder feststellen, sie wird verkündet. Die Festlegung der Äquivalenz mündet in 

der Authentifizierung einer Übersetzung, die ab diesem Zeitpunkt keine Übersetzung mehr ist, 

sondern ein zum Original äquivalenter, authentischer Text, der über die gleiche Autorität 

verfügt wie das Original. Es wird davon ausgegangen, dass allen äquivalenten Texten (dem 

Original und den Ex-Übersetzungen) die gleiche Absicht zugrunde liegt. Deshalb gibt es pro 

Sprache auch nur jeweils eine authentifizierte Übersetzung. Die Äquivalenz ist das Ende der 

Übersetzung. Folglich kann eine Übersetzung niemals äquivalent zu ihrem Ausgangstext sein. 

(vgl. Hermans 2007: 24f) Ein Blick auf die Herkunft des Wortes „äquivalent“ bestätigt dieses 

Verständnis des Äquivalenzbegriffs: Es setzt sich aus den lateinischen Begriffen aequus 

(=gleich) und valere (=wert sein) zusammen (Duden o.J.). Es geht also um den Wert einer 

Übersetzung, und dieser wird, so wie alles andere auch, von Menschen, die im Rahmen von 

Institutionen und anderen offiziellen Stellen handeln, in Form von Aussagen (Sprechakten) 

bestimmt. 

Wie steht es nun um die Äquivalenz in den hier diskutierten Verfassungsübersetzungen? 

Der institutionelle Kontext, in dem die Äquivalenz ausgerufen werden sollte, existiert zwar, 

trotzdem hat keine Übersetzung je den Status des Originaltexts erreicht. Wir sprechen also 

weiterhin von Übersetzungen und nicht von der Verfassung in bosnischer, kroatischer oder 

serbischer Sprache. Somit kann auch die Funktion der Übersetzungen nicht die gleiche sein wie 

die der Verfassung und die Übersetzungen können und dürfen in keiner Situation die 

Verfassung ersetzen. Es ist auch nicht garantiert, dass den Übersetzungen die gleiche Absicht 

zugrunde liegt wie der Verfassung. 
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 Logischerweise sollte die Verfassung eines Staates in seiner/seinen Landessprache/n 

existieren, doch im Falle der Verfassung von Bosnien und Herzegowina verfügt bis heute keine 

der drei Landessprachen über eine authentifizierte Version des Rechtstexts. Bosnien und 

Herzegowina ist ein mehrsprachiger Staat mit einer einsprachigen, fremdsprachigen 

Verfassung. Die OHR-Übersetzungen sind somit nicht gleichwertig mit dem englischen 

Original, eine Äquivalenz ist a priori ausgeschlossen. Die OHR-Übersetzungen können nicht 

als Rechtsinstrument fungieren, da sie nicht rechtskräftig sind und keine Autorität verliehen 

bekommen haben. Von der bosnisch-herzegowinischen Verfassung gibt es also weder 

landessprachliche authentifizierte Versionen, die die Unbekanntheit der ÜbersetzerInnen 

rechtfertigen würden, noch gibt es Angaben zu den ÜbersetzerInnen der nicht authentifizierten 

OHR-Übersetzungen. Da die Übersetzungen der Verfassung nie authentifiziert wurden, muss 

bei Rechtsfragen immer auf den Originaltext zurückgegriffen werden. Ob das geschieht, soll 

später erforscht werden. Die Tatsache, dass es keine landessprachlichen Versionen der 

Verfassung gibt, bedeutet, dass die Vertragsparteien nicht gleichgestellt sind. Die 

SprecherInnen der englischen Sprache sind in Bosnien und Herzegowina privilegiert, obwohl 

Englisch von der dortigen Bevölkerung lediglich als Lingua franca gesprochen wird. Mit der 

Unterzeichnung des Daytoner Abkommens und der dazugehörigen Verfassung wurde also eine 

Ungleichheit zwischen Sprachen und Gemeinschaften geschaffen. 

 Nach einer Kontaktaufnahme mit dem Büro des Hohen Repräsentanten in Sarajevo kam 

ein weiteres Dokument zum Forschungsmaterial hinzu: ein vom OHR herausgegebenes Heft 

mit den drei OHR-Übersetzungen inklusive Vorwort des damaligen Hohen Repräsentanten Carl 

Bildt. Dieses Vorwort ist für die hier vorliegende Arbeit insofern wertvoll, als es aufzeigt, wie 

mit der Übersetzung umgegangen wurde. Carl Bildt schreibt im Vorwort Folgendes: 

  
The English version contained in this booklet is the agreed text contained in the Peace Agreement. The 

Bosniac, Serb and Croat texts do not have the same official status, but they do in our view represent good 

working documents, based as they are on the texts which the parties have been using themselves. A legal 

expert from Sarajevo has looked at these texts, and believes that each of them represents an accurate 

translation of the English. (vgl. Anhang 4) 

 

Hier lässt sich eine schwächere Form der Authentifizierung erkennen. Die OHR-Übersetzungen 

üben durch die Worte Carl Bildts eine gewisse Autorität aus, ohne dabei vollkommen 

authentifiziert zu sein. Es handelt sich um autorisierte Übersetzungen, welche wie oben 

beschrieben die schwächste Form der expliziten Authentifizierung darstellen. Somit sind die 
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OHR-Übersetzungen allen anderen in Umlauf gebrachten Übersetzungen in Bezug auf die 

Äquivalenz (wenn auch nicht zwingend auch in Bezug auf die Qualität) einen Schritt voraus. 

Es gibt also von der Verfassung nur jeweils eine autorisierte Übersetzung pro Sprache. Im 

öffentlichen Gebrauch ersetzen diese Übersetzungen als covert translations (nach House 1997) 

oftmals ihr Original. Dies ist in mehreren staatlichen Institutionen der Fall, oder zumindest auf 

deren Webseiten. Eine Liste dieser Webseiten befindet sich in der Bibliographie unter 

Übersetzungen. 

Auf der offiziellen Seite des Außenministeriums von Bosnien und Herzegowina kann 

„die Verfassung“ in bosnischer, kroatischer und serbischer Sprache eingesehen werden. Vor 

jeder Übersetzung ist ein kurzer Text über die Entstehung der Verfassung zu lesen, darin wird 

allerdings nicht erwähnt, dass es sich um Übersetzungen handelt. Die Übersetzungen werden 

jeweils als „die Verfassung“ eingeleitet. Auch eine Autorenangabe fehlt. Wenn in der 

Sprachenauswahl rechts oben Englisch gewählt wird, gibt es dort allerdings nichts. Es erscheint 

weder ein funktionierender Link, noch der englische Originaltext in irgendeiner anderen Form. 

Ähnlich verhält es sich auf der offiziellen Webseite der Regierung des Kantons Tuzla. Auch 

dort sind drei Übersetzungen zugänglich, ohne als Übersetzungen gekennzeichnet zu sein. Hier 

gibt es Englisch nicht einmal in der Sprachenauswahl. Der Verfassungsgerichtshof bietet vier 

Versionen an: Bosnisch, Kroatisch, Serbisch und Englisch (mit Angabe, dass es sich bei den 

landessprachlichen Versionen um Übersetzungen handelt). Allerdings fehlt hier Klarheit über 

die wahre Rechtsnatur der Texte. Die Parlamentarische Versammlung von Bosnien und 

Herzegowina weist auf der Webseite ebenfalls darauf hin, dass der Originaltext auf Englisch 

verfasst wurde, doch auch hier erhalten die Übersetzungen den Status „der Verfassung“. Nach 

diesen Erkenntnissen stellt sich zu Recht die Frage, auf welche Version sich die genannten 

Institutionen und insbesondere der Verfassungsgerichtshof in Rechtsfragen berufen und 

inwieweit dieser Vorgang für die Bevölkerung transparent ist. Kann auch in der Praxis von 

einer pragmatischen Äquivalenz gesprochen werden, wenn schon auf der Webseite die 

Übersetzung für das Original gehalten wird? Die Frage über den tatsächlichen Wirkungsbereich 

dieser covert translation (nach House 1997) wird anderorts beantwortet werden.  

 Aus den obigen Ausführungen folgt, dass es keine Bedeutungsäquivalenz zwischen der 

Verfassung und den Übersetzungen geben kann, solange diese nicht durch einen externen, 

institutionellen Sprechakt ausgerufen wird. Sie kann also nicht durch intertextuelle Analyse 

gefunden oder festgestellt werden. Was sehr wohl anhand einer intertextuellen Analyse 

untersucht werden kann, ist die Korrektheit der übersetzten Fachwörter. Diese werden im 

nächsten Schritt erforscht. Das Konzept der constituent peoples findet jedoch auch im Rahmen 
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der Fachsprachlichkeit keinen Platz, da es sich wie bereits angedeutet und später diskutiert um 

einen neu erfundenen, nirgends definierten Begriff handelt. Dementsprechend kann hier nicht 

über seine Übersetzung geurteilt werden. 

 

2) Fachsprachlichkeit 

 

Das zweite Kriterium für die Übersetzungsanalyse ist die Fachsprachlichkeit. Zuerst soll diese 

definiert werden. 

Schwenk (2010) schreibt, dass versprachlichte Fachlichkeit nicht automatisch 

Fachsprachlichkeit ist. Die Fachlichkeit beschreibt den Inhalt von Fachtexten, während sich die 

Fachsprachlichkeit im Ausdruck dieser Texte widerspiegelt. Laut Schwenk gliedert sich 

Fachsprachlichkeit in verschiedene Arten. Die Art und der Umfang der Fachlichkeit und 

Fachsprachlichkeit lassen sich anhand der Fachwörter/Fachtermini feststellen, diese sind für 

die „Überführung von Fachlichkeit in Fachsprachlichkeit“ (Schwenk 2010: 72) verantwortlich. 

Es kann sein, dass es für etwas auch zwei synonyme Fachwörter gibt, wie dies in der Medizin 

oft der Fall ist. Manche Fachwörter werden nur von einem bestimmten Nutzerkreis verstanden 

(spezielle Fachsprachlichkeit), während andere auch für Nicht-ExpertInnen verständlich sind 

(gemeine Fachsprachlichkeit). Schwenk sagt aber auch, dass nicht alle Fachwörter gleich von 

Fachsprachlichkeit zeugen, die er als „Sprache innerhalb der Sprache“ (Schwenk 2010: 75) 

bezeichnet. Bis heute gibt es in der Fachsprachenforschung noch immer keine klare Definition 

des Begriffs Fachsprache, außer dass diese das Gegenstück zur genauso wenig definierten 

Gemeinsprache ist. Laut Schwenk ist die Fachbezogenheit bestimmter Termini nicht 

ausreichend, um aus dieser eine eigene Sprachlichkeit zu erschaffen. Nur die speziellen 

Fachwörter (Expertenwörter) haben Anspruch auf Eigensprachlichkeit. Somit gibt es laut 

Schwenk keine Fachsprachen, sondern nur ExpertInnensprachen als bestimmte Soziolekte. 

Alles andere fachlich Versprachlichte gehört zur fachlichen Gemeinsprache. (vgl. Schwenk 

2010: 69ff) 

 
Solange zur Wiedergabe eines fachlichen Inhalts nur eine sprachliche Form zur Verfügung steht, dann ist 

diese zwar fachlich geprägt, macht aber deshalb noch keine Fachsprachlichkeit aus, sondern lässt sich 

lediglich der sprachlichen Fachlichkeit zuschreiben. (Schwenk 2010: 77) 

 

Folglich sollte das hier diskutierte Beurteilungskriterium genau genommen nicht 

Fachsprachlichkeit, sondern fachliche Gemeinsprachlichkeit heißen, da auch die 
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Übersetzungen von Begriffen wie Rechtsstaatlichkeit (die zwar ein Rechtsbegriff ist, aber nicht 

nur von JuristInnen verstanden wird) unter die Lupe genommen werden.  

 Auch Vaňková (2018) unterscheidet zwischen Fachlichkeit und Fachsprachlichkeit und 

schreibt, dass sich beide dieser Eigenschaften in Texten unterschiedlich stark manifestieren 

können. Es können Spannungen entstehen, wenn ein Fachtext nicht über die notwendigen 

fachsprachlichen Mittel verfügt, weil dadurch die Textrezeption beeinträchtigt werden kann. 

(vgl. Vaňková 2018: 8) 

 Da es sich um einen Rechtstext handelt, wird die Fachsprachlichkeit des Textes durch 

das Prisma der Rechtssprache betrachtet. Trosborg (1991) unterscheidet hierbei zwischen „the 

language of the law“ und „legal language“, wobei ersteres die Sprache verschiedener 

Rechtsdokumente bezeichnet und letzteres den gesamten Sprachgebrauch im Bereich des 

Rechts (zum Beispiel auch die Sprache im Gerichtssaal) miteinschließt. (vgl. Trosborg 1991: 

67f) Rechtssprache wird hier im Sinne von language of the law verstanden.  

 Die folgende Analyse soll zeigen, inwieweit die von den VerfasserInnen des Originals 

intendierte Rezeption der Verfassung durch einen Mangel an Fachsprachlichkeit 

beziehungsweise fachlicher Gemeinsprachlichkeit in den Übersetzungen beeinträchtigt wird. 

Die Fachsprachlichkeit der Übersetzungen wird im Folgenden durch eine Analyse der 

Fachterminologie, der fachsprachlichen Phraseologie sowie der fachsprachlichen Syntax 

ermittelt. 

 

a. Fachterminologie 

 

Die Terminologie ist ein sehr wichtiges Merkmal für die Einschätzung des sprachlichen 

Fachlichkeitsgrads eines Texts. Vaňková definiert Fachwörter als „elementare Einheiten […], 

die Träger fachlicher Inhalte sind und die in der Kommunikation über ein Fachthema verwendet 

werden.“ (Vaňková 2018: 9) Eine genaue Unterscheidung zwischen Fachwort und Terminus 

hat die Wissenschaft noch nicht hervorgebracht. (vgl. Vaňková 2018: 9) Deshalb werden diese 

beiden Begriffe in der hier vorliegenden Arbeit synonym verwendet und im Lichte der oben 

genannten, wenn auch sehr allgemeinen Definition verstanden. Die hier vorliegende Arbeit 

erhebt keinen Anspruch auf die Vollständigkeit der Darstellung der in Präambel und Artikel I 

der Verfassung enthaltenen Fachtermini. Vielmehr sollen die ausgewählten Termini 

exemplarisch zeigen, auf welchem Fachlichkeitsgrad die Übersetzungen zu verorten sind. 

Daraus lässt sich in gewissem Maße schließlich auch die Übersetzungsqualität ablesen. 
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 Der erste Fachterminus, der untersucht werden soll, ist rule of law. Es handelt sich um 

einen stabilen Mehrwortterminus, dessen Begriffsinhalt streng definiert ist. (vgl. Rossenbeck 

1989: 199) Er kommt in Artikel I, Punkt 2 vor: „Bosnia and Hercegovina shall be a democratic 

state, which shall operate under the rule of law and with free and democratic elections.” (OHR 

o.J.a) Es geht hier also um Rechtsstaatlichkeit, ein klar definiertes Konzept, welches in einem 

eigenen Kapitel näher behandelt wird. An dieser Stelle soll nur gesagt werden, dass es für dieses 

Konzept in jeder Sprache (oder zumindest in den hier relevanten Sprachen) eine entsprechende, 

fachgerechte Übersetzung gibt. In der bosnischen und der kroatischen Übersetzung blieb ein 

korrekter Transfer dieses Konzepts jedoch aus. Es wurde stattdessen in eine sehr schwammige 

und allgemeinsprachliche Aussage umgewandelt. In den beiden Übersetzungen ist nicht mehr 

von einem demokratischen Rechtsstaat die Rede, sondern von einem „demokratischen Staat, 

der im Einklang mit dem Gesetz funktioniert1“ (vgl. Anhang 1 & 2). Es gibt zwar die Aussage 

„im Einklang mit Recht und Gesetz“, diese meint aber dann nicht explizit die 

Rechtsstaatlichkeit, sondern die für eine bestimmte Angelegenheit geltenden Gesetze. Im Falle 

einer Verfassung gibt es jedoch noch keine Gesetze, an die sich diese Verfassung halten könnte, 

zumindest nicht in Artikel I. Die Erstellung und das Inkrafttreten der grundlegenden Gesetze 

eines Staats werden erst mit der Verfassung als Grundstein überhaupt ermöglicht. „Im Einklang 

mit Recht und Gesetz“ gehört zwar zur rechtlich-fachlichen Gemeinsprache, ist aber keine 

korrekte Übersetzung für den Terminus rule of law. Eine bessere Lösung bietet die serbische 

Übersetzung, wo der demokratische Staat „auf dem Prinzip der Rechtsstaatlichkeit 

funktioniert2“ (funkcioniše na principu vladavine prava) (vgl. Anhang 3).  

Haverić (2013) geht in einer seiner Arbeiten ebenfalls der Frage nach der korrekten 

Übersetzung von rule of law (wenn auch nicht im Kontext der Verfassung von Bosnien und 

Herzegowina, sondern im allgemeinen Kontext) nach. Er verzeichnet in den 80er Jahren in 

Jugoslawien ein häufiges Auftreten des Ausdrucks vladavina prava, während zur gleichen Zeit, 

jedoch seltener und vor allem in wissenschaftlichen Beiträgen, auch der Ausdruck vladavina 

zakona vorkommt. Er untersucht in seiner Arbeit, ob das Syntagma rule of law angemessener 

als vladavina prava (wortwörtlich Rechtsherrschaft) oder als vladavina zakona (wortwörtlich 

Gesetztesherrschaft) zu übersetzen ist. Er weist hier auf die grundlegende Doppeldeutigkeit des 

englischen Begriffs law hin, das sowohl Recht (jus), als auch Gesetz (lex) bedeutet und 

kontextabhängig übersetzt wird. Haverić beruft sich in seiner Diskussion auf die 

 
1 Übers. E.D. 
2 Übers. E.D. 
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Übersetzungspraxis der internationalen Organisationen und entnimmt aus französischen UN-

Dokumenten die Übersetzung L’État de droit, ein Äquivalent zum deutschen Rechtsstaat. 

Dementsprechend sollte das bosnische/kroatische/serbische Äquivalent pravna država lauten. 

Da sich diese Übersetzung jedoch im diskutierten Sprachraum nicht durchgesetzt hat, bleibt 

festzustellen, ob law in diesem Kontext als pravo (jus) oder zakon (lex) zu verstehen ist. Haverić 

kommt zum Schluss, dass der Rechtsstaat anfangs lediglich dem Machtstaat entgegengesetzt 

wurde und als solcher stets im Sinne der Gesetzesherrschaft (vladavina zakona) definiert 

wurde. So sieht er vladavina zakona als korrekte Übersetzung an. (vgl. Haverić 2013: 1ff) 

In anderen, ebenfalls wissenschaftlichen Texten, wird aber nach wie vor der Begriff 

vladavina prava verwendet, wenn die Rechtsstaatlichkeit gemeint ist. (vgl. Ademović et al. 

2012: 6) Fest steht jedenfalls, dass der elementare Terminus rule of law nur in einer von drei 

Versionen zumindest gemeinsprachlich betrachtet richtig übersetzt wurde. 

 Das nächste Fachwort ist persons. Gemeint sind die Personen, denen in Artikel I.7.c) 

das Recht auf Staatsangehörigkeit gewährleistet werden soll (vgl. OHR o.J.a). Da nicht der 

Fachterminus legal persons gewählt wurde, sind damit wohl nicht alle Rechtssubjekte gemeint, 

sondern alle natürlichen Personen, also Menschen. In der bosnischen und der serbischen 

Übersetzung sind das osobe (vgl. Anhang 1 & 3), in der kroatischen lica (vgl. Anhang 2). Beide 

Begriffe werden jedoch in allen drei Sprachen gebraucht. In den gängigsten Wörterbüchern 

aller drei Sprachen wird osoba an erster Stelle als Mensch als Individuum beziehungsweise 

einzelner Mensch definiert, lice als vorderer Teil des Kopfes beim Menschen, wobei in 

bestimmten Kontexten lice nach dem Prinzip Pars pro Toto auch als Personenbezeichnung 

fungiert (vgl. Anić: 2003; Jahić: 2012b; Jahić: 2019; Nikolić: 2011). Das beste Beispiel hierfür 

ist wohl die Bezeichnung vojno lice in allen drei Sprachen, die eine Militärperson meint. Zwar 

wird im kroatischen Eintrag zu osoba auf den Eintrag lice verwiesen (Anić: 2003), in 

kroatischen Rechtstexten werden Personen jedoch dennoch viel häufiger als osobe bezeichnet. 

 Ein weiterer Terminus ist bilateral agreement. Nun heißt es in der kroatischen und der 

serbischen Übersetzung unisono bilateralni sporazum (vgl. Anhang 2 & 3), während im 

bosnischen Text von bilateralni ugovor die Rede ist (vgl. Anhang 1). Es folgt das gleiche 

Prozedere wie beim Terminus zuvor: ein Vergleich der Wörterbucheinträge. Und wieder 

dieselbe Situation: beide Wörter (sporazum und ugovor) sind keiner der drei Sprachen fremd 

(vgl. Anić: 2003; Nikolić: 2011). Aus den Einträgen lässt sich erschließen, dass es jedoch einen 

nicht so unwesentlichen Bedeutungsunterschied gibt. Während sporazum als Vereinbarung 

verstanden wird, ist ugovor ein tatsächlicher Vertrag (vgl. Anić: 2003; Nikolić: 2011). Was ist 

nun der Unterschied zwischen einer Vereinbarung und einem Vertrag? Gibt es juristisch 
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betrachtet einen Unterschied oder werden beide Begriffe synonym verwendet? Wie ist es dann 

im Englischen mit agreement und contract, um den Bogen wieder zum Original zu spannen? 

Da es ÜbersetzerInnen von Rechtstexten „nicht nur mit einem Sachgebiet in zwei 

verschiedenen Sprachen zu tun [haben], sondern mit zwei Rechtsordnungen in zwei 

unterschiedlichen Sprachen“ (Gruntar Jermol 2007: 137), müsste an dieser Stelle jeder der 

genannten Begriffe einzeln im Kontext seiner jeweiligen Rechtsordnung untersucht werden, 

um seine genaue Definition zu bestimmen. Nur so können die Übersetzungen richtig beurteilt 

werden. Hier kann allerdings aus praktischen Gründen nur ein etwas oberflächlicherer Zugang 

gewährleistet werden, der von RechtsexpertInnen weiter ausgebaut werden könnte. Merriam 

Webster definiert die beiden Rechtstermini agreement und contract wie folgt: 

 

 
Abb. 2: Definition von agreement (Merriam Webster o.J.) 

 

 
Abb. 3: Definition von contract (Merriam Webster o.J.) 
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Die Recherche in fachsprachlichen Glossaren für die Sprachen Bosnisch/Kroatisch/Serbisch 

brachte folgende Ergebnisse: 

Im einsprachigen Wörterbuch der Rechtsbegriffe auf der Webseite der 

Justizkommission des Brčko Distrikts wird ugovor als Vereinbarung zweier oder mehr 

Personen definiert, in welcher sich die Vertragsparteien auch wechselseitig zur Einhaltung der 

Vereinbarung verpflichten. Der Terminus sporazum ist nicht Teil des Glossars, wird aber im 

Vergleich zu den obigen englischen Einträgen synonym zu agreement verwendet. (vgl. 

Pravosudna komisija Brčko distrikta BiH o.J.) 

 Das Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten und Europäische Integration der 

Republik Kroatien stellt gleich mehrere „Übersetzungshandbücher“ für das Sprachenpaar 

Englisch-Kroatisch zur Verfügung. Laut diesen ist agreement korrekt als sporazum zu 

übersetzen. Bilateral agreement ist aber interessanterweise nicht wie in der 

Verfassungsübersetzung bilateralni sporazum, sondern dvostrani sporazum, also ohne 

Lehnwort, sprachlich „bereinigt“ sozusagen. Der Eintrag zu contract nennt die Übersetzung 

ugovor. (vgl. Republika Hrvatska Ministarstvo vanjskih i europskih poslova o.J.) 

 Dass die richtige Übersetzung für agreement in allen drei Sprachen sporazum ist, 

beweist auch der Titel des Rahmenabkommens für den Frieden: Es ist das General Framework 

Agreement for Peace in Bosnia and Hercegovina, welches im Gegensatz zu seinen Annexen 

wohl über authentische Versionen in den Sprachen Bosnisch, Kroatisch und Serbisch verfügt. 

Im Rahmenabkommen heißt es: „Done at Paris, this 14th day of december 1995, in the Bosnian, 

Croatian, English and Serbian languages, each text being equally authentic.“ (OHR 1995) Der 

Titel des Abkommens trägt in allen Versionen das Wort sporazum als Übersetzung für 

agreement in sich. 

 Des Weiteren lassen sich auch die Modalverben may und shall der Fachterminologie 

zuordnen, da diese Verben im Rechtskontext verfestigte Bedeutungen tragen. So drückt may 

etwa eine Erlaubnis aus, während mit shall Anordnungen oder Befehle kommuniziert werden. 

Imperative hingegen findet man in Rechtstexten nur selten, was Trosborg (1991) mit der 

Distanz, die zwischen der Legislative und den RezipientInnen besteht, in Verbindung bringt. 

Die RezipientInnen werden nie direkt angesprochen. (vgl. Trosborg 1991: 86f) May und shall 

kommen im untersuchten Verfassungstext an mehreren Stellen vor. 

May wurde an allen Stellen in allen drei Übersetzungen mit može/mogu 

(Einzahl/Mehrzahl des Verbs können) übersetzt. Bei shall und shall not verhält es sich schon 

etwas komplexer: An den meisten Stellen wurde aus shall (...) eine Konstruktion im Präsens, 

an einer Stelle wurde das Geschriebene ins Futur verlagert bzw. im serbischen Text sogar ganz 
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umgeschrieben. In den Fällen der Verneinung (shall not) sind in den Übersetzungen 

Futurkonstruktionen zu beobachten. Anderorts kommen als Übersetzungslösung für shall not 

Modalkonstruktionen zum Einsatz. Dies kommt in Art.I.7.b) vor. (vgl. Anhang 1, 2 & 3) 

Welche Erkenntnis kann nun daraus über den Fachlichkeitsgrad der Übersetzungen gewonnen 

werden? Vorerst muss eine Paralleltextrecherche vorgenommen werden, um festzustellen, 

welche Verben und Verbformen in den jeweiligen Sprachen für den Ausdruck von Ge- und 

Verboten üblich sind. Nach Einsicht der Verfassungen der Republiken Kroatien und Serbien 

kann auf den ersten Blick gesagt werden, dass die in den Übersetzungen gewählten Lösungen 

für jene Stellen, an welchen im Original zu shall gegriffen wurde, den fachsprachlichen Normen 

in den Zielsprachen entsprechen. Obwohl dieser Aspekt hier der Fachterminologie zugeordnet 

wurde, ist er übergreifender und hat mit Textkonventionen in den jeweiligen Sprachen zu tun. 

Es geht eigentlich darum, wie gewisse Sprechakte in den jeweiligen Sprachräumen 

versprachlicht werden.  

 

b. Fachsprachliche Phraseologie 

 

In den letzten Jahren rückte die fachsprachliche Phraseologie immer weiter in den 

Interessensbereich der SprachwissenschafterInnen. Bukovčan (2004) sieht den Grund dafür in 

der allgemeinen Entwicklung von kognitiven linguistischen Theorien, in den neuen 

Erkenntnissen aus der Erforschung der gemeinsprachlichen Phraseologie sowie in den aktuellen 

Fragen aus der Terminologieforschung in Bezug auf den Status von Mehrworttermini. Über die 

Definition von fachsprachlichen Phraseologismen gibt es zahlreiche Meinungen, zwei 

Grundmerkmale lassen sich allerdings festmachen: Polylexikalität und Festigkeit. (vgl. 

Bukovčan 2004: 183ff) 

 In der hier vorliegenden Arbeit wird fachsprachliche Phraseologie wie von  Rossenbeck 

(1989) definiert verstanden. Er selbst bezeichnet seine Definition als „vorläufig“ (Rossenbeck 

1989: 199). Laut Rossenbeck gehört zur fachsprachlichen Phraseologie „die Gesamtheit der 

Wortverbindungen, deren Bestandteile sich zu einer charakteristischen Kombination verfestigt 

haben und die in Texten eines bestimmten Fachgebiets zu beobachten sind.“ (Rossenbeck 1989: 

199) Diese Wortverbindungen nennt er auch „Fachwendungen“ oder „phraseologische 

Einheiten“ und beschreibt sie als Verknüpfungen von Fachwörtern mit Wörter der 

Allgemeinsprache. Selten gehören alle Teile der Fachwendung der Fachsprache an. Viele 

fachsprachliche Phraseologismen sind Substantiv-Verb-Verbindungen, es gibt aber auch 

Kombinationen, die grammatikalisch ganz anders aufgebaut sind. Ein Beispiel dafür sind 
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standardisierte Ausdrücke, die den Mehrworttermini ähneln, aber nicht wie diese streng 

definiert sind. Ein weiterer Unterschied zu den Mehrworttermini ist die Möglichkeit der 

formalen Abwandlung, also die Möglichkeit, bestimmte Wörter aus der Wendung durch andere 

passende Wörter zu ersetzen. Auch können für fachsprachliche Phraseologismen synonyme 

Wendungen gefunden werden, was bei Mehrworttermini normalerweise nicht der Fall ist. 

Rossenbeck grenzt außerdem fachsprachliche Phraseologismen von gemeinsprachlichen 

Phraseologismen, also den Idiomen, ab, indem er sagt, dass sich bei ersteren 

 
die Bedeutung des Gesamtausdrucks durchaus aus der Summe der Bedeutungen der einzelnen 

Konstituenten erschließen lässt [...], während es gerade als Merkmal sine qua non der Idiome gilt, daß 

ihre Bedeutung nicht aus derjenigen der sie bildenden Konstituenten ablesbar ist. (Rossenbeck 1989: 200) 

 

Rossenbeck (1989) rechnet auch standardisierte Sätze zur fachsprachlichen Phraseologie und 

sieht in der Festigkeit und in der Stabilität die wichtigsten Merkmale von Fachwendungen. 

Diese Merkmale können festgestellt werden, wenn bestimmte Wortverbindungen „semantisch 

fachgebunden oder fachbezogen sind“ (Rossenbeck 1989: 200) und wenn bewiesen werden 

kann, dass diese in Fachtexten zu bestimmten Themen wiederholt auftreten. Da dies jedoch 

keineswegs ein leichtes Unterfangen ist, schlägt der Autor auch einen anderen Weg vor: „die 

Kontrastierung mit einer oder mehreren Fremdsprachen“ (Rossenbeck 1989: 200-201). Mit 

einem interlingualen Zugang kann der Forscher/die Forscherin phraseologische Einheiten oft 

deutlicher erkennen als anhand einer intralingualen Analyse. Laut Rossenbeck (1989) hat die 

Phraseologie außerdem eine Signalfunktion, die uns Fachtexte als solche erkennen lässt. Somit 

kommt ihr eine ähnliche Bedeutung wie den Fachtermini zu, denn ohne sie wirkt ein Fachtext 

qualitativ minderwertig. Unkonventionelle Formulierungen machen den Text weniger 

fachsprachlich und können sogar das Textverständnis erschweren, da sich fachkundige 

RezipientInnen auf diese konventionellen Formulierungen, also „Signale“ verlassen, um den 

Inhalt des Texts schnell erfassen zu können. Es kann sogar so weit gehen, dass ein Text, der 

gegen die phraseologische Norm verstößt, nicht mehr als Fachtext gilt. (vgl. Rossenbeck 1989: 

199ff) 

 Vor allem SprachnormerInnen sehnen sich nach einer besseren „Voraussagbarkeit von 

Struktur und Wortbestand von Fachwendungen“ (Rossenbeck 1989: 205), da diese Fachtexte 

leichter verständlich und auch leichter übersetzbar machen würde. Realistisch umsetzbar ist 

eine solche Standardisierung von fachsprachlichen Phraseologismen jedoch nur bei neuen 

Fachwendungen. (vgl. Rossenbeck 1989: 205f) Constituent peoples wäre so eine neue 
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Fachwendung, wobei sich die Frage stellt, ob es sich überhaupt schon um eine Fachwendung 

handeln kann, wenn diese noch nicht einmal in ihrer Ursprungssprache klar definiert wurde? 

Doch kommen wir zurück zur Übersetzung von fachsprachlichen Phraseologismen, die ohne 

Zweifel welche sind. Gruntar Jermol (2007) schreibt dazu und speziell in Bezug auf juristische 

Texte Folgendes: 

 
Die Suche nach äquivalenten Termini in der Zielsprache ist bei juristischen Texten nicht selten eine 

anspruchsvolle Aufgabe. [...] Nicht nur die Auswahl entsprechender Termini stellt eine große 

Herausforderung dar, sondern auch die Auswahl entsprechender Verben, Adjektive und Präpositionen, 

die sich mit Termini verbinden [...] Solche festen Wortverbindungen können selbst erfahrenen 

Übersetzern oft erhebliche Schwierigkeiten bereiten, weil sie eine Übersetzungseinheit bilden und daher 

nicht einzelsprachlich übersetzt werden können. […] Viele dieser spezifischen Wortkombinationen sind 

in verschiedenen Nachschlagewerken (Glossaren, Lexika, Wörterbüchern...) nicht kodifiziert. (Gruntar 

Jermol 2007: 137) 

 

So begründet Gruntar Jermol (2007) die Notwendigkeit der Aufnahme von fachsprachlichen 

Kollokationen in Fachwörterbücher. ÜbersetzterInnen müssen aufgrund dieser 

Mangelhaftigkeit der Fachwörterbücher andere Quellen heranziehen, um die richtigen 

Kollokationen in der Zielsprache ausfindig zu machen. Das stellt sich als große 

Herausforderung heraus. (vgl. Gruntar Jermol 2007: 137ff) Auch Bukovčan (2004) macht auf 

diesen Problembereich aufmerksam. Laut ihr sind fachsprachliche Phraseologismen 

 
zusätzlich systemabhängig und bedürfen einer terminologischen Begriffsbestimmung. Diese 

unterscheidet sich oft wesentlich in verschiedenen Quellen und ist unter anderem auf einen Sprachwandel 

in einer sehr kurzen Zeit zurückzuführen. (Bukovčan 2004: 188) 

 

Welche der übersetzten fachsprachlichen Phraseologismen aus der Präambel und dem Artikel 

I der Verfassung lassen sich nun als „translationskritisch auffällig“ charakterisieren? 

Tatsächlich war es nur eine Fachwendung, die möglicherweise als fachsprachlicher 

Phraseologismus gelten könnte. Es ist die Überschrift von Punkt 4: „Movement of Goods“ 

(OHR o.J.a), in allen drei Übersetzungen wiedergegeben als Kretanje roba, usluga, kapitala i 

lica bzw. osoba (vgl. Anhang 1, 2 & 3). Im englischen Originaltext befindet sich die 

Weiterführung „Services. Capital. and Persons.“ (OHR o.J.a) im Text von Punkt 4, in den 

Übersetzungen wurde diese Weiterführung in die Überschrift vorgezogen (vgl. Anhang 1, 2 & 

3). Genau genommen handelt es sich hierbei um ein Textfragment, dass sowohl unter den Punkt 

b) Fachsprachliche Phraseologie als auch unter den folgenden Punkt c) Fachsprachliche Syntax 



 58 

fallen könnte. Da es jedoch ein umfassenderes rechtliches Wissen erfordert, um mehr zu diesem 

Beispiel sagen zu können, soll es an dieser Stelle nur als Beispiel für eine Textstelle erwähnt 

werden, die für die Zieltexte phraseologisch und syntaktisch adaptiert wurde. Auf welcher 

Grundlage diese Adaption stattgefunden hat, bleibt unbekannt. Möglicherweise war eine 

Verbesserung des Leseflusses ausschlaggebend. 

 

c. Fachsprachliche Syntax 

 

Laut Vlachopoulos (2011) spiegelt die Syntax die Komplexität der juristischen Fachsprache 

wider und stellt hohe Anforderungen an die ÜbersetzerInnen. Er definiert als Ziel beim 

Übersetzen von juristischen Texten die kommunikationskonforme Übertragung von Inhalten 

aus einer Rechtsordnung in eine andere. Bedeutungstragend ist hierbei neben der Lexik auch 

die Struktur, die es in die Zielsprache zu übertragen gilt. Die Syntax kann sich je nach Sprache 

maßgeblich ändern. In seiner Untersuchung, in der er die Syntax beim Übersetzen von 

Rechtstexten untersucht, hat Vlachopoulos versucht herauszufinden, ob die ÜbersetzerInnen in 

den analysierten Texten die Möglichkeit hatten, zwischen mehreren syntaktischen Strukturen 

zu wählen und ob die Wahl schließlich auf „vertretbare Kultur- und 

Kommunikationskonformität in der Zielkultur“ (Vlachopoulos 2011: 80) gefallen ist. Er kommt 

zum Schluss, dass eine richtige Syntaxwahl von professionellen ÜbersetzerInnen getroffen 

wurde, die außerdem über juristisches Fachwissen verfügten. Folglich ist eine „Kombination 

von Fachwissen und fachsprachlichen Kenntnissen“ (Vlachopoulos 2011: 85) notwendig, um 

eine kommunikationskonforme Wahl in Bezug auf die syntaktische Struktur zu treffen. 

Kommunikationskonform zu übersetzen bedeutet manchmal, die Ausgangstextstruktur linear 

zu reproduzieren, während manchmal eine absolute Umstrukturierung erforderlich ist. Geleitet 

wird die Wahl vom Zweck der Übersetzung, der nur von ÜbersetzerInnen erkannt werden kann, 

die über Fachkenntnisse verfügen und in den jeweiligen Fachsprachen sattelfest sind. (vgl. 

Vlachopoulos 2011: 78ff) 

 
Kein Übersetzer von Rechtstexten kann es sich leisten, das semantische Potenzial der syntaktischen 

Strukturen zu ignorieren und sich unbewusst vom Satzbau des Ausgangstextes (ver-) leiten lassen. 

Maximierung der Kommunikationskonformität bei der Übersetzung kann nur derjenige Translator 

gewährleisten, der auch das semantische Potenzial der syntaktischen Strukturen als wichtigen integrativen 

Teil der Gesamttextbewertung anerkennt und beim Streben danach berücksichtigt. (Vlachopoulos 2011: 

85) 
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Die Verfassungsübersetzungen weisen nur wenige syntaktische Adaptionen auf. Der Satzbau 

in den untersuchten Textteilen wurde so gut wie gar nicht umstrukturiert. Ob das nun eine 

bewusste Entscheidung zwecks Kommunikationskonformität war, oder eher eine unreflektierte 

lineare Übertragung, bleibt ungewiss, zumal auch die Identität der ÜbersetzerInnen (oder war 

es nur eine Person? - dies bleibt auch unbekannt) nicht festgestellt werden kann. Die Qualität 

der Übersetzungen in Bezug auf die Syntax kann an dieser Stelle nicht beurteilt werden, da 

dafür zu wenig Fachwissen vorhanden ist und eine intensivere Beschäftigung mit diesem 

Fachbereich den Rahmen der hier vorliegenden Arbeit sprengen würde. Es kann jedoch ein 

kleiner vergleichender Einblick in jene Textstellen gegeben werden, die syntaktisch vom 

Original abweichen, ohne dabei den Anspruch auf Vollständigkeit zu erheben.  

 An zwei Stellen lässt sich eine Veränderung der Syntax verzeichnen. Zum einen wurde 

die Passivkonstruktion „will be regulated“ (OHR o.J.a) in Punkt 7. c) in allen drei Versionen 

durch eine Aktivkonstruktion ersetzt (vgl. Anhang 1, 2 & 3), die im 

Bosnischen/Kroatischen/Serbischen allgemein vorgezogen wird. An dieser Stelle würde eine 

lineare Übersetzung der Passivkonstruktion aus dem Original tatsächlich unnatürlich klingen. 

Dementsprechend wird diese Entscheidung hier als gut eingestuft. Die zweite Stelle, die 

Passage unter Punkt 7. d), lautet im Original wie folgt: 

 
Citizens of Bosnia and Herzegovina may hold the citizenship of another state, provided that there is a 

bilateral agreement, approved by the Parliamentary Assembly in accordance with Article IV(4)(d), 

between Bosnia and Herzegovina and that state governing this matter. (OHR o.J.a) 

 

In allen drei Versionen wurde der letzte Teil “between Bosnia and Hercegovina and that state 

governing this matter” (OHR o.J.a) vorgezogen. Auch diese Umstrukturierung macht in den 

Zielsprachen mehr Sinn als eine bloße Übertragung der ursprünglichen Struktur. Die Bedeutung 

wird jedenfalls nicht verändert, was in dem Fall der wichtigste Gesichtspunkt ist. 

 

3) Groß-/Kleinschreibung 

 

Die Groß-/Kleinschreibung wurde hier wegen einer ganz bestimmten Stelle als Kriterium 

gewählt, da diese Stelle für die Verfassungsinterpretation maßgeblich ist. Es handelt sich um 

folgende Textpassage, die als Schlussteil der Präambel die Überleitung zu Artikel I darstellt: 
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Bosniacs, Croats, and Serbs, as constituent peoples (along with Others), and citizens of Bosnia and 

Herzegovina hereby determine that the Constitution of Bosnia and Herzegovina is as follows: […] (OHR 

o.J.a) 

 

In den Übersetzungen wird aus „Others“ (OHR o.J.a) nicht Ostali, sondern ostali (vgl. Anhang 

1, 2 & 3). Ursprünglich wird das Pronomen others auch im Englischen kleingeschrieben. Es 

muss also einen Grund geben, warum hier die Großschreibung gewählt wurde, wenn man davon 

ausgeht, dass es sich nicht um einen Tippfehler handelt und die Wahl des Großbuchstabens 

beabsichtigt war. Außerdem lässt sich auch beobachten, dass nicht von the Others, also einer 

bestimmten Gruppe von anderen (den Anderen), sondern schlichtweg von Others als 

unbegrenzter Gruppe/unbegrenzten Gruppen (also anderen) die Rede ist. In den Übersetzungen 

geht diese Bedeutung verloren. Beim Lesen der Übersetzungen erhält man vielmehr den 

Eindruck, als meinte die Verfassung mit ostali den „Rest“, der neben den konstitutiven Völkern 

übrig bleibt. Dieser Effekt wird durch die Kleinschreibung erzielt. Durch die gegenübergestellte 

Großschreibung der konstitutiven Völker Bosanci, Hrvati i Srbi (vgl. Anhang 1, 2 & 3) wird 

die Gleichstellung von ostali mit den konstitutiven Völkern ausgeschlossen. Eine 

Gleichstellung, die das englische Original zumindest linguistisch betrachtet an dieser Stelle der 

Verfassung zulässt. 

 Laut Vajzović (2010) ist in Bezug auf diese Gruppe der Anderen praktisch alles 

fragwürdig und unausgesprochen. Obwohl die Anderen oft in einem Atemzug mit den 

konstitutiven Völkern genannt werden, scheint nicht einmal klar zu sein, ob sie selbst auch 

konstitutiv sind (mehr zur „Konstitutivität der Völker“ in weiterer Folge). Hierzu gibt es 

divergente Meinungen. Außerdem scheint auch alles andere in Bezug auf diese 

Verfassungskategorie sowohl theoretisch als auch praktisch nicht transparent zu sein, was 

bedeutet, dass die Anderen unterschiedlich, unpräzise und inkonsistent benannt, definiert, 

gruppiert und behandelt werden. Laut der Autorin ist die Bedeutung der Anderen 

terminologisch nicht festgelegt. (vgl. Vajzović 2010: 92ff) 

 Es bleibt also nichts anderes übrig, als festzustellen, dass die Kleinschreibung von ostali 

noch mehr Unklarheiten in den Weg räumt, als ohnehin schon existieren. Jedenfalls nehmen 

die Übersetzungen den Anderen jenen Stellenwert, den sie im Original haben könnten. Zwar ist 

auch im Original ihr Stellenwert ohne genauere Erläuterung nicht ganz klar, dennoch kann die 

Großschreibung der „Others“ (OHR o.J.a) als Ausgangspunkt dafür dienen, das ethnonationale 

Prinzip in Frage zu stellen. 
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2.4.2. Noch eine Übersetzung? 

Um die Frage nach den Verfassungsübersetzungen noch komplizierter zu machen, gibt es auch 

das Amendement I, welches im März 2009 in bosnischer, kroatischer und serbischer Sprache 

erlassen wurde. Dieser Verfassungsteil ist der einzige, der in den Landessprachen authentisch 

ist, während seine englische Version nur eine Übersetzung darstellt. Interessant ist, dass diese 

Übersetzung, die vom OHR Department for Legal Affairs veröffentlicht wurde, tatsächlich 

Fußnoten enthält, die explizit die Unterschiede in den drei authentischen Versionen ansprechen 

und näher ausführen. So heißt es in der Fußnote 2 zur Beistrichsetzung in den drei Versionen: 

 
Nota Bene: The punctuation added in the Croat and Serb languages, but not in Bosnian, suggests that 

either the same text was edited by two or three different linguists who abide by slightly different semantic 

and syntactic standards or that the editor(s) had an avid desire to reflect any kind of differences in three 

languages just in order to justify their proof-reading engagements. Generally speaking, according to the 

current rules of grammar, in addition to morphological and lexical differences, the three languages do 

have some minor syntactic differences too, but normally they can hardly be reflected in terms of 

punctuation. However, knowing how sensitive the constitutional matter always is, and how restricted we 

are by the past misconceptions, blunders and attempts to employ some witty weasel-wording 

arrangements in the translations of the Dayton Constitution and of the Brcko Award, there should be no 

major differences at least in terms of punctuation and the three versions should have the same punctuative 

distribution just for the sake being consistent throughout. (OHR 2009) 

 

Die ÜbersetzerInnen stellen hier ganz klar die sprachliche Kompetenz der VerfasserInnen des 

Amendements I, also des Originaltexts, in Frage. Eine Parallele lässt sich zu den OHR- 

Übersetzungen ziehen: Auch hier scheinen Unterschiede zwischen der bosnischen, kroatischen 

und serbischen Version an vielen Stellen aus Prinzip geschaffen worden zu sein, einfach nur 

damit es so viele wie möglich davon gibt. 

 

2.5.  Schlüsselkonzepte 

2.5.1. Rechtsstaatlichkeit 

Schon seit Aristoteles dominiert in der politischen Philosophie die Idee der Gesetzesherrschaft, 

die als Schutz der BürgerInnen vor der Willkür der Regierenden gesehen wird. (vgl. Nádrai 

2001: 14) 

Ein Rechtssystem besteht aus öffentlichen Regeln, die an rationale Personen gerichtet 

sind und deren Verhalten regulieren sollen, um für das Gemeinwohl zu sorgen und soziale 
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Zusammenarbeit zu ermöglichen. Rechtsstaatlichkeit bedeutet, diese Regeln unparteiisch zu 

befolgen. Wenn die Regeln in einem System von Bestechung, Drohungen, Vorurteilen, 

Befangenheit und Ähnlichem beeinflusst werden, dann herrscht in diesem System keine 

Rechtsstaatlichkeit. (vgl. Reidy 2014: 745) Rechtsstaatlichkeit gewährleistet eine gesetzmäßige 

Ordnung, Rechtssicherheit, Gewaltenteilung, prozedurale Gerechtigkeit und die 

Unabhängigkeit der Gerichte. (vgl. Nádrai 2001: 14) 

 Der souveräne Staat Bosnien und Herzegowina verpflichtete sich mit der 

Unterzeichnung der Verfassung als Völkerrechtssubjekt zur Achtung der Rechtsstaatlichkeit. 

In der bosnischen und der kroatischen OHR-Übersetzung ging dieses Konzept jedoch verloren. 

Interessant ist auch die Definition der Rechtsstaatlichkeit auf der Webseite der UNO, die ja 

maßgeblich in der Geschichte des heutigen Bosnien und Herzegowinas mitgewirkt hatten. Die 

Vereinten Nationen definieren Rechtsstaatlichkeit folgendermaßen: 

 
For the United Nations (UN) system, the rule of law is a principle of governance in which all persons, 

institutions and entities, public and private, including the State itself, are accountable to laws that are 

publicly promulgated, equally enforced and independently adjudicated, and which are consistent with 

international human rights norms and standards. It requires measures to ensure adherence to the principles 

of supremacy of the law, equality before the law, accountability to the law, fairness in the application of 

the law, separation of powers, participation in decision-making, legal certainty, avoidance of 

arbitrariness, and procedural and legal transparency. (UN o.J.) 

 

Steiner (2015) legt nahe, „für die Auslegung des Rechtsstaatsbegriffs nach Art. I.2. BiHV auch 

die Rechtsprechung des EGMR zum Rechtsstaatsbegriff der EMRK heranzuziehen“ (Steiner 

2015: 68), da die Verfassung die Europäische Menschenrechtskonvention samt 

Zusatzprotokollen inkorporiert. (vgl. Steiner 2015: 68) 

Per definitionem hält sich die Verfassung also nicht an die in ihr selbst ausgerufene 

Rechtsstaatlichkeit, nicht einmal in ihrem Original, denn wie bereits erläutert, wird sie 

keineswegs den internationalen Menschenrechtsnormen und -standards gerecht. Außerdem 

kann sie aufgrund der sprachlichen Barriere der Bevölkerung zum Verfassungstext auch nicht 

transparent sein. 

  

2.5.2. Die Konstitutivität der Völker 

Trnka (2009) beschreibt das Recht der „konstitutiven Völker“ als kollektives nationales Recht 

der in der Verfassung explizit genannten Völker (Bosniaken, Kroaten und Serben). Laut ihm 
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ist das Recht der „konstitutiven“ Völker enger abgesteckt als der Souveränitätsbegriff, aber 

breiter gefasst als das individuelle Recht auf Ausdruck der nationalen Identität. Er führt weiter 

aus, dass es laut Verfassung unmöglich ist, dass eines der Völker alleinig bestehende Vorzüge 

genießt, da alle „konstitutiven Völker“ gleichberechtigt sind. Die Rechte der „konstitutiven 

Völker“ werden also in Zusammenarbeit und Interdependenz verwirklicht, durch die 

gemeinsame Präsenz in den Staatsorganen und die entsprechende Teilhabe an 

Entscheidungsprozessen. Keines der Völker hat Anspruch auf Souveränität in dem Sinne, dass 

es über die höchste und unteilbare Gewalt verfügt, über ein exklusives Territorium oder die 

Verantwortung für die Bevölkerung auf einem solchen Territorium. Konstitutivität impliziert 

die gleiche Beteiligung von Delegierten der „konstitutiven Völker“ an der verfassungsgebenden 

Gewalt. Die Verfassung garantiert eine entsprechende Vertretung der „konstitutiven Völker“ in 

den Staatsorganen. Es existieren also keine traditionellen Formen der demokratischen 

Entscheidungsfindung. Dieser Umstand resultiert in einem ineffizienten System und der 

Unmöglichkeit, die Bedingungen für einen EU-Beitritt oder andere euroatlantische 

Integrationen zu erfüllen. Die verfassungsrechtliche Stellung der „konstitutiven Völker“ 

diskriminiert alle BürgerInnen, die nicht diesen Volksgruppen angehören. Angehörige der 

anderen Völker, beziehungsweise der Minderheiten, sind sogar davon ausgeschlossen, als 

Staatspräsidiumsmitglied oder als Delegierte/r des Hauses der Völker der Parlamentarischen 

Versammlung zu kandidieren. Die Interessen der Anderen werden auch in vielen anderen 

Staatsorganen ignoriert. Dies steht in direktem Gegensatz zur Allgemeinen Erklärung der 

Menschenrechte, die Bosnien und Herzegowina formell angenommen hat. Trnka (2009) sieht 

die Institution des „konstitutiven Volkes“ als vorübergehende Kategorie im Zeitraum bis zur 

Schaffung einer wahrhaft demokratischen Gesellschaft, in der Rechtsstaatlichkeit sowie der 

Schutz der Menschenrechte im gesamten Staatsgebiet und ohne Diskriminierung versichert 

werden sollen. (vgl. Trnka 2009: 50ff) 

Laut Vajzović (2010) interpretiert die Verfassung die Konstitutivität als souveränes 

Recht des autochthonen Volkes/der autochthonen Völker, über die Gründung, die Organisation, 

das Funktionieren und den Status des Staates zu entscheiden. (vgl. Vajzović 2010: 99) 

 Efendić (2018) beschreibt den Begriff „Konstitutivität der Völker“ als neuen Begriff in 

der Verfassungs- und Politiktheorie und der dazugehörigen Praxis. Er fand zwar schon früher 

in Jugoslawien Verwendung, allerdings nur als politische Kategorie. Zur Verfassungsnorm in 

Bosnien und Herzegowina wurde er erst mit der Unterzeichnung des Daytoner 

Friedensabkommens. Die „Konstitutivität der Völker“ ist aus theoretisch-rechtlicher Sicht noch 

unerforscht und auch in den politischen Systemen und Verfassungen westlicher Demokratien 
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unbekannt. Wie Trnka betrachtet auch Efendić (2018) die „Konstitutivität der Völker“ als 

vorübergehend und nur dadurch gerechtfertigt, dass durch dieses Konzept der Krieg beendet 

und für nachhaltigen Frieden und Sicherheit gesorgt werden sollte. Das Prinzip der 

Konstitutivität der Völker diskriminiert jedoch jene BürgerInnen, die sich weder als 

BosniakInnen, noch als KroatInnen oder SerbInnen deklarieren. Jemand, der nicht einem der 

drei „konstitutiven Völker“ angehört, kann nicht ins Präsidium oder ins Haus der Völker 

gewählt werden. Zwei bosnisch-herzegowinische Staatsbürger, der Roma Dervo Sejdić und der 

Jude Jakob Finci, brachten diese Diskriminierung sogar vor Gericht, als sie beim Europäischen 

Gerichtshof für Menschenrechte Klage gegen die bosnische Verfassung einlegten. Der EGMR 

stellte schließlich eine Verletzung der Rechte von Minderheiten in Bosnien und Herzegowina 

fest. Folglich ist das Prinzip der „Konstitutivität der Völker“ diskriminierend und nicht mit den 

internationalen Menschenrechtsstandards kompatibel, wie der EGMR bereits in mehreren 

Rechtsfällen feststellte. Das Prinzip der „Konstitutivität der Völker“ stellt eine Hürde in der 

Entwicklung Bosnien und Herzegowinas dar, ein moderner demokratischer Staat zu werden. 

(vgl. Efendić 2018: 64ff) 

 Der EGMR forderte eine Korrektur der Verfassung, die jedoch nicht erreicht werden 

konnte, obwohl die EU Bosnien und Herzegowina diesbezüglich im Vor-Beitritts-Prozess 

Druck machte. (vgl. Steiner 2015: 92) 

Efendić (2018) begibt sich in seiner Analyse zur „Konstitutivität der Völker“ auch auf 

die sprachliche Ebene. Er leitet das Wort konstitutiv ethymologisch vom lateinischen Wort 

constituo ab, das als Verb aufstellen, einrichten, festlegen (Pons o.J.a) bedeutet, während das 

Nomen constitutio die Bedeutungen Beschaffenheit, Einrichtung, Verfassung, Verordnung, 

Anordnung (Pons o.J.b) trägt. Er führt weiter aus, dass einige AutorInnen zwischen den Termini 

konstitutiv und konstituent unterscheiden, in dem Sinne, dass es sich beim konstitutiven Volk 

um ein verfassungsgebendes, staatenbildendes Volk handelt, ohne welches keine Verfassung 

gegeben oder geändert werden kann, während das konstituente Volk vor allem im 

soziopolitischen Kontext als ein Volk verstanden wird, das als Teil einer Gesellschaft oder eines 

Staates existiert. (vgl. Efendić 2018: 70) Wie bereits erläutert ist jedoch dieser rein sprachliche 

Zugang für die Feststellung einer Bedeutungsäquivalenz nicht der richtige. 

Später sollen weitere öffentlich publizierte Meinungen über die Übersetzung der 

Verfassung näher ausgeführt und analysiert werden. An dieser Stelle soll nur noch gesagt 

werden, dass der Begriff konstitutivni narodi (dt. konstitutive Völker) bereits vor der Verfassung 

in amtlichen Dokumenten aufscheint und somit Einzug in den politischen Diskurs findet, denn 

schon in Jugoslawien wurde die ethnische Zugehörigkeit der BürgerInnen amtlich verzeichnet. 
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(vgl. Haverić 2006: 56ff) Der englische Verfassungsterminus constituent peoples hingegen 

stellt eine sprachliche Neuerscheinung dar. 

 Bei den constituent peoples handelt es sich also um ein neues Konzept, für welches auch 

erst eine geeignete Benennung gefunden werden musste. Reinart (2014) erwähnt diesen Bedarf 

der Benennungsfindung im Kontext der Herstellung neuer technischer Produkte oder der 

Kreierung innovativer wissenschaftlicher Verfahren. Oft prägen die beteiligten 

WissenschschafterInnen oder ErfinderInnen diese Benennungen, ohne sich davor 

terminologisch gründlich mit ihnen auseinandergesetzt zu haben. Folglich müssen auf diese 

Weise eingeführte Benennungen oft und über einen längeren Zeitraum hinweg revidiert 

werden, um sich sprachlich und somit gesellschaftlich zu etablieren. Bis das geschieht, kann es 

sogar mehrere Benennungsvorschläge geben, die gleichzeitig verwendet werden. (vgl. Reinart 

2014: 107) Auch Littmann (1981) beschreibt diesen Prozess: 

 
Der Prozeß des Beschreibens, Klassifizierens und Erklärens von Tatsachen und Zusammenhängen 

verläuft immer schneller, immer mehr Menschen sind unmittelbar und mittelbar mit ihm befaßt. Immer 

mehr Gegenstandsbereiche werden erschlossen. Immer kürzer wird der Zeitraum, der vergeht, ehe eine 

wissenschaftliche Neuerung sich im Produktionsbereich bemerkbar macht. 

 All das heißt aber: In immer stärkerem Maße werden Anforderungen an die Sprache gestellt. Der 

Prozeß der „Umgestaltung derjenigen Sprache, die wir immer schon sprechen und verstehen“ wird sich 

in seinem Ablauf immer mehr beschleunigen, denn der „Sprachbedarf“ ist angesichts der angedeuteten 

Entwicklung ungeheuer groß. (Littmann 1981:11f) 

 

Hieraus ergibt sich für die constituent peoples folgender Gedankengang: Es handelt sich um ein 

neues Rechtskonzept mit einer neuen Benennung, die jedoch zugleich auch ein 

Verfassungsterminus ist und dementsprechend nicht so leicht veränderbar ist. Das erschwert 

den von Reinart beschriebenen Etablierungsprozess. Weil nun der Diskurs über die Verfassung 

in erster Linie nicht auf Englisch, sondern in den Landessprachen Bosnisch/Kroatisch/Serbisch 

ausgetragen wird, wurde der Etablierungsprozess scheinbar auf die Übersetzungen des 

eigentlichen neuen Begriffs übertragen. Das bedeutet, dass die „Konstitutivität der Völker“, die 

in der Mehrheitsgesellschaft als unhinterfragter Verfassungsterminus gilt, von einigen „belegt“ 

und kritisiert (z.B. Efendić 2018) und von einigen Intellektuellen von Grund auf in Frage 

gestellt und als Übersetzungsfehler dargestellt wird (mehr dazu im weiteren Verlauf der Arbeit). 

Es wäre also notwendig, zuerst den neuen Verfassungsbegriff constituent peoples in seiner 

Originalsprache genau zu definieren. Denn gäbe es diese Definition, könnte auch die 

Übersetzung transparenter beurteilt werden, wie dies beispielsweise mit den Übersetzungen des 
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Begriffs rule of law getan werden kann. Das Europäische Parlament bietet auf seiner Plattform, 

wo es Fragen der ParlamentarierInnen und die dazugehörigen Antworten der Europäischen 

Kommission publiziert, lediglich eine Kritik des herrschenden Begriffsverständnisses. Dort 

heißt es in der Frage der ehemaligen kroatischen Parlamentsabgeordneten und nun 

Vizepräsidentin der Europäischen Kommission Dubravka Šuica aus dem Jahr 2017:  

 
During the Committee on Foreign Affairs debate on the draft Bosnia and Herzegovina progress report 

held on 30 January 2017, a Commission representative commented on the use of the phrases ‘constituent 

people’ and ‘equality of constituent peoples’, which are taken from the Dayton Agreement. The 

representative stated that those phrases had led to ‘discrimination on grounds of ethnicity, which is 

apparent in the Sejdić-Finci judgment’ and other judgments, adding that it is ‘necessary to reduce the 

ethnic elements in the Constitution and increase the civic elements’. 

 

Given that the Committee on Foreign Affairs adopted the Bosnia and Herzegovina progress report on 

31 January 2017, that previous EU resolutions have mentioned the principles of federalism, 

decentralisation and subsidiarity, and that both the Dayton Agreement and the Commission’s progress 

reports mention ‘constituent peoples’, could the Commission please explain its statement made during 

the debate? (European Parliament 2017a) 

 

Die Antwort des ehemaligen Kommissars für Erweiterung und Europäische 

Nachbarschaftspolitik Johannes Hahn lässt zumindest in Bezug auf eine Definitionsfindung zu 

wünschen übrig: 
 

Discrimination on grounds such as ethnicity is explicitly forbidden under EC law. The European Court 

of Human Rights has taken the same position in several judgments which remain to be implemented by 

Bosnia and Herzegovina. 

 

As for any aspiring member of the European Union, the Commission expects that Bosnia and 

Herzegovina progressively aligns its legal system with the requirements of the EU acquis. It is up to the 

authorities of Bosnia and Herzegovina to find legal solutions compatible with the EU principles providing 

for the equality of citizens irrespective of their ethnicity. 

 

The Commission will thoroughly assess Bosnia and Herzegovina's legal framework against the EU 

acquis, and will report on the merits of its application for EU membership in the opinion that it will 

prepare, in line with the EU Council conclusions of 20 September 2016. 

 

The Commission will continue supporting Bosnia and Herzegovina's efforts to further advance towards 

the EU, in line with its citizens' expectations. (European Parliament 2017b) 
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In der Terminologiedatenbank der Europäischen Union IATE gibt es keinen Eintrag zu 

constituent peoples. Lediglich constituent people ist in der Datenbank enthalten, die 

dazugehörige deutsche Übersetzung lautet Staatsvolk. (IATE o.J.) 

Das Konzept der constituent peoples ist also in aller Munde, aber niemand weiß so recht 

(oder möchte nicht wissen?) was es denn eigentlich bedeutet. Haverić (2006) bringt die Sache 

auf den Punkt wenn er sagt, dass die unterschiedliche Interpretation und Verwendung einiger 

Schlüsselbegriffe seitens der politisch-rechtlichen AkteurInnen auf die Unterschiedlichkeit und 

manchmal vollkommene Gegensätzlichkeit der Interessen ebendieser AkteurInnen hinweisen. 

(vgl. Haverić 2006: 33) Näher auf diese Interessen einzugehen wäre zwar ein überaus 

verlockendes und interessantes Vorgehen, welches jedoch den Rahmen der hier vorliegenden 

Arbeit sprengen würde. Vielleicht weckt diese Arbeit jedoch im Kreise der Rechts- und 

PolitikwissenschafterInnen das Interesse, dieser Frage auf den Grund zu gehen. 

 Ganz aktuell kam das Thema „konstitutive Völker“ zur Sprache, nachdem das 

Europäische Parlament am 24. Juni 2021 eine Entschließung zu den Berichten 2019-2020 der 

Kommission über Bosnien und Herzegowina veröffentlichte. In dieser Entschließung werden 

die Punkte Aussöhnung, Funktionsweise demokratischer Institutionen, Rechtsstaatlichkeit, 

Grundrechte, Sozioökonomische Reformen, Konnektivität, Energie und Umwelt sowie 

Außenpolitik und Sicherheit behandelt. Es wird unterstrichen, dass die Europäische Union die 

Souveränität, territoriale Integrität und Unabhängigkeit Bosnien und Herzegowinas unterstützt. 

Verurteilt werden nationalistische Rhetoriken sowie die Leugnung von Kriegsverbrechen, zu 

welchen auch der Völkermord in Srebrenica gehört. Der heimischen Politik wurde auferlegt, 

eine Verfassung hervorzubringen, die mit der Europäischen Menschenrechtskonvention in 

Einklang steht. Die kroatischen Abgeordneten zum EU-Parlament jedoch waren überhaupt 

nicht damit einverstanden, dass die „Konstitutivität der Völker“ nicht zu den erwähnten 

Punkten gehört. Während der Plenardebatte äußerte sich die kroatische Parlamentsabgeordnete 

Željana Zovko etwa folgendermaßen: 

 
[…] In one minute, it is very difficult to say what will be the future of Bosnia and Herzegovina. I have 

here a colleague, Klemen Grošelj, who shared the same past 30 years ago. Milošević tried to abolish one 

people – a few people; we know how it resulted. There are some in this Parliament who are trying to 

abolish constituent people from Bosnia and Herzegovina. Reality. I’m just warning you, once this resulted 

in a really bad tragedy. Now people are leaving, young people are leaving. It’s quite a shame that we are 

going against resolutions. Six years we were trying to put Bosnia and Herzegovina on the real path. If the 

constituent people concept is taken out of this resolution, I must say that we have not learned anything in 

these 30 years. And it’s a real shame. […] (Zovko: 2021) 
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Es scheint, als würden die EU und die Menschen „vor Ort“ zwei unterschiedliche Sprachen 

sprechen, als würden diese beiden Seiten aneinander vorbeireden… 

 

2.6.  Die Folgen der Übersetzungen 

Dieses Kapitel soll sich den Folgen der Verfassungsübersetzungen widmen, die durch die 

Erforschung zweier Wirkungsbereiche aufgezeigt werden können. 

Das sind  

a) der öffentliche Diskurs über die Übersetzungen, der maßgeblich die öffentliche 

Meinungsbildung zu den Übersetzungen mitprägt, 

und  

b) die Arbeit des Verfassungsgerichtshofs. Wird diese auf Grundlage des Verfassungstexts 

abgewickelt, oder auf Grundlage der nicht authentischen Übersetzungen? Wie wird die 

Verfassung angewandt? 

Dabei muss angemerkt werden, dass der Verfassungsdiskurs einerseits aus Texten besteht, die 

bewusst die Übersetzungsproblematik ansprechen und jenen, die eigentlich über die 

Übersetzungen schreiben, diese aber als „die Verfassung“ wahrnehmen. Die hier vorliegende 

Arbeit konzentriert sich auf erstere. Der gemeinsame Ton dieser Texte ist ein kritischer. Den 

Inhalt und Kontext dieser Kritik gilt es jetzt näher zu erforschen. Vorerst soll aber die 

Methodologie dieses Vorgehens erläutert werden. 

 

2.6.1. Methodologie 

Die hier angewandte Methodologie stützt sich stark auf Diaz-Bone’s Kulturwelt, Diskurs und 

Lebensstil: Eine diskurstheoretische Erweiterung der Bourdieuschen Distinktionstheorie 

(2010). Über Methodologie an sich schreibt er Folgendes: 

 
Der Methodologie kommt also für die tatsächliche Realisierung der Passung von Theorie und 

forschungspraktischer Anwendung die strategische Rolle zu. Sie ist im Wortsinn Methodo-Logie, wenn 

sie als die Instanz der forschungsbegleitenden Reflexion, gleichzeitig als die Vermittlung zwischen dem 

theoretischen Komplex und den eingesetzten konkreten Instrumenten und Techniken aufgefasst wird. 

(Diaz-Bone 2010: 184) 
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Zudem muss wissenschaftliches Denken (dass stets methodologisch begleitet bzw. geleitet 

wird) laut Diaz-Bone (2010) Abstraktionen hervorbringen und „theoretische Innovationen“ 

anstoßen. Diese Innovationen entstehen sozusagen als Nebenprodukt einer für eine bestimmte 

Fragenstellung entwickelten und anschließend auf diese Fragenstellung angewandten 

Methodologie. Diese Methodologie, die Diaz-Bone (2010) auch als „diskurstheoretische 

Perspektive“ bezeichnet, bewegt sich „in einem abgegrenzten Aussagenfeld“ und will darin 

ausfindig machen, was in einem bestimmten Diskurs thematisiert, problematisiert, klassifiziert, 

nebeneinandergestellt oder ausgeschlossen wird. Auch die Zeitdimension nach Foucault ist 

hierbei relevant, da sie zeigt, wie bestimmte Ereignisse einen Diskurs beeinflussen und auch 

verändern können. Diaz-Bone (2010) weist außerdem darauf hin, dass bereits in einem 

Diskursausschnitt erkannt werden kann, welche Begriffe in welchem Zusammenhang 

zueinander vorkommen und dass dieses Netzwerk schon im Rahmen dieses einen Ausschnitts 

analysierbar ist. (vgl. Diaz-Bone 2010: 185ff) Von diesen Gedanken lässt sich auch die 

vorliegende Arbeit leiten, zum einen weil der öffentliche Diskurs über die Übersetzungen 

relativ neu ist (und somit eine Berücksichtigung der Zeitdimension als überflüssig erscheinen 

lässt) und zum anderen weil in den aufgefundenen Diskursfragmenten bestimmte Aussagen 

wiederholt vorkommen. Es gilt auch, die Beziehungen der einzelnen Diskursfragmente 

zueinander zu erforschen. 

 Bei der Textanalyse nach Diaz-Bone wird nach Begriffen im Diskurs gesucht, die durch 

ebendiesen Diskurs gebildet werden. (vgl. Diaz-Bone 2010: 195) Dieser Gedanke ist für die 

hier vorliegende Arbeit besonders wichtig und soll im weiteren Verlauf auf das ausgewählte 

Textkorpus angewandt werden. 

 Die analytische Interpretation einer diskursiven Praxis erfordert Kunstfertigkeit, denn 

Neues muss erkannt und ins Wechselspiel zwischen Theorie und Praxis eingebettet werden. 

Das diskurstheoretische Grundmodell muss je nach untersuchtem Material darauf zugeschnitten 

werden. Es ist ein Organisieren und Verbinden verschiedener Elemente innerhalb eines 

Diskurses. Diaz-Bone hat hierfür eine schrittweise Anleitung entwickelt, um eine 

theoriegeleitete Textanalyse und ein systematisches Arbeiten zu ermöglichen. Die Techniken 

müssen dabei jeweils zu den theoretischen Ansätzen passen beziehungsweise diesen angepasst 

werden. (vgl. Diaz-Bone 2010: 195ff) Die Kodierstrategie beschreibt Diaz-Bone so: 

 
Es soll im Textkorpus das System der relevanten Aussagen identifiziert werden, so dass der in ihnen 

enthaltene Zusammenhang der Diskurselemente herausgearbeitet werden kann. […] Denn in der 

Textanalyse wird versucht, durch intensive Lesarten und angeleitet durch die Theorie einen 
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„Anfangsverdacht“ über die (zunächst ausschnittsweise) Organisation von Diskurselementen zu 

erlangen. Hier sind die ersten Kennzeichnungen von Aussagen nur als Versuche anzusehen, eine 

Rekonstruktion im Textmaterial anzufangen. Diese Versuche sollen reversibel bleiben, wenn sich 

herausstellt, dass Anfänge sich nicht entwickeln lassen. Das Kodesystem wird schrittweise 

umfangreicher, da nach und nach organisierte Bereiche herausgearbeitet werden. Wird ein neuer Kode 

eingeführt, müssen die bisherigen Texte erneut durchgesehen werden, um zu prüfen, ob Aussagen 

enthalten sind, die den Kode betreffen. Sobald die Diskursanalyse einen weiteren interpretativen Schritt 

macht und eine Systematik sich abzuzeichnen beginnt, wird erneut ein ausreichend großer Teil des 

Textkorpus herangezogen, um diesen Schritt abzusichern. Das Textkorpus wird also nicht schrittweise 

abgearbeitet, sondern immer wieder durchgearbeitet. (Diaz-Bone 2010: 198)  

  

Es ist also ein dynamischer, nicht linearer und vor allem nicht vorhersehbarer Prozess. In den 

als relevant identifizierten Textstellen soll nach Regelmäßigkeiten gesucht werden. Es soll 

analysiert werden, ob und wie bestimmte Begriffe und Strategien verwendet werden und ob 

sich bestimmte Sprechereigenschaften abzeichnen. Auch die formalen Textmerkmale sowie 

diskursive Ereignisse und Diskursstränge können in die Diskursanalyse einfließen. Das 

Erkennen von Regelmäßigkeiten im Diskurs ist ein guter erster Analyseschritt. Wenn größere 

Textmengen verwaltet werden müssen, kann unterstützend Textanalyse-Software 

herangezogen werden. (vgl. Diaz-Bone 2010: 199f) In dem für die hier vorliegende Arbeit 

gewählten Textkorpus lassen sich Regelmäßigkeiten sehr gut erkennen, sowohl begriffliche als 

auch strategische. Eine Analyse der Sprechereigenschaften sowie eine Recherche diskursiver 

Ereignisse sollen ebenfalls erfolgen. Da es sich nicht um größere Textmengen handelt, kann 

auf Textanalyse-Software verzichtet werden. 

Nun sollen die methodischen Schritte in Anlehnung an Diaz-Bone’s Anleitung zur 

Analyse von Kulturwelten formuliert werden. Dieser Ansatz eignet sich für die hier vorliegende 

Arbeit, da er eine Position vertritt, 

 
die unter ‚Kultur‘ die Wissenskonstruktionen nicht nur in den Bereichen Kunst, Literatur, Musik und 

Malerei versteht sondern auch diejenigen in den sozialen Feldern wie Wissenschaft und Technologie, 

Medien und Unterhaltung, Recht, Erziehung und Ausbildung. (Diaz-Bone 2010: 141) 

 

Das Analyseschema gestaltet sich wie folgt: 

 

1. Auswahl und Abgrenzung des Textkorpus 

Warum wurden diese Texte gewählt? 

Wo wird in den Texten die diskursive Praxis sichtbar? 
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2. Oberflächenanalyse abhängig vom Untersuchungsziel 

Welche Begriffe treten auf? 

Welche Zuschreibungen finden statt (Eigenschaften, Qualitäten, Konzepte)? 

Welche Themen(komplexe) werden gewählt und wie werden diese angesprochen? 

 

3. Interpretative Analyse und erneutes Durchsehen des Textkorpus 

Gibt es Regelmäßigkeiten bei der Erwähnung von Begriffen, Themen? 

Wie sieht das Beziehungssystem zwischen den enthaltenen Begriffen/Konzepten aus? 

Können Kohärenzen/Widersprüchlichkeiten identifiziert werden? 

Gibt es Problematisierungen? 

Lassen sich bestimmte Denkweisen und diskursive Strategien erkennen? 

Schwingen bestimmte Gefühle mit (Gefühlsstruktur)? 

Kann eine allgemeine Haltung beschrieben werden? 

Welche Wissensordnung wird präsentiert? 

 

Der erste Schritt erfolgt in der Einleitung des nächsten Kapitels, der zweite Schritt erfolgt 

separat für jeden Text und der dritte Schritt erfolgt am Ende unter Anbetracht des gesamten 

Textkorpus. 

Der von Diaz-Bone (2010) in seinem letzten Schritt vollzogene Vergleich der Kulturwelten 

wird hier ausbleiben, da nur eine bestimmte Kulturwelt untersucht wird. Aus den vom Autor 

formulierten heuristischen Fragestellungen, die „die theoriegeleitete Exploration anleiten“ 

(Diaz-Bone 2010: 205) sollen, lassen sich auch für die hier vorliegende Arbeit relevante Fragen 

ableiten, diese sollen nach Abschluss des zweiten Analyseschritts ebenfalls für jeden Text 

beantwortet werden: 

• Was sind die Anlässe zur Veröffentlichung der gewählten Texte? 

• Wie werden Leistung und Qualität der entstandenen „Kultur“ definiert? (In diesem Fall 

wird darunter die Leistung der ÜbersetzerInnen und somit die Qualität der 

Übersetzungen verstanden.) 

• Welche Kriterien für gute und schlechte Übersetzungen werden aufgestellt? 

• Wie wird die Rolle des „Publikums“ (hier die Bevölkerung Bosnien und Herzegowinas) 

thematisiert, wie soll das Publikum/die Bevölkerung mit den Übersetzungen umgehen? 

(vgl. Diaz-Bone 2010: 201ff) 

Nun sollen die erläuterten methodischen Schritte in der Praxis angewandt werden. 
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2.6.2. Die öffentliche Übersetzungskritik 

Insgesamt wurden sechs Artikel und ein Interview in das Textkorpus aufgenommen. Das 

Interview ist in der Islamischen informativen Zeitung „Preporod“ erschienen, zwei Artikel auf 

dem Online-Portal der Bosniakischen Kulturgemeinschaft „Preporod“ Bijeljina, einer auf dem 

bosnischen Nachrichtenportal vijesti.ba, einer auf dem Unabhängigen informativen Portal 

„Slobodna Bosna“, einer im Online-Magazin Buka und einer wurde von der 

Nachrichtenagentur Patria veröffentlicht. Es wurden alle Texte, in welchen die 

Verfassungsübersetzung angesprochen wird und die über die während der Pandemie zur 

Verfügung stehenden Mittel gefunden werden konnten, ins Korpus aufgenommen. In einem der 

Texte (Text 2) wird zwar nicht explizit gemacht, dass es sich bei einer darin enthaltenen 

Begriffsanalyse um einen Begriff aus der Übersetzung handelt, dennoch wird sie dem 

Übersetzungsdiskurs zugerechnet, da der Autor (wenn auch zu diesem Zeitpunkt unbewusst) 

tatsächlich die Übersetzung und nicht die Verfassung analysiert. Allein diese Tatsache zeigt 

schon, wie gering das Bewusstsein über die Nichtexistenz eines 

bosnischen/koratischen/serbischen Verfassungstexts auch in Intellektuellenkreisen ist (oder 

zumindest im Jahr 2015 war, aus dem das Interview stammt). Das Analysematerial soll nun in 

chronologischer Reihenfolge aufgelistet und untersucht werden. Alle Texte sind im Original in 

bosnischer Sprache vorhanden und befinden sich mit Angabe ihrer Originaltitel in der 

Bibliographie. 

 

Text 1: BUKA ANALYSE: Die Verfassung Bosnien und Herzegowinas nach zwei 

Jahrzehnten nach wie vor nur in englischer Sprache3, erschienen am 14.10.2013 auf 

buka.com, Autorin: Milica Plavšić 

 

Wie der Titel schon sagt widmet sich dieser Artikel fast vollends der Übersetzungsproblematik 

der Verfassung Bosnien und Herzegowinas. Schon im Titel wird die diskursive Praxis zu 

diesem Thema sichtbar. Im weiteren Verlauf des Texts weist die Autorin darauf hin, dass die 

zuständigen Organe trotz der Wichtigkeit des Rahmenabkommens für den Frieden in Bosnien 

und Herzegowina für die Bevölkerung auch nach zwei Jahrzehnten noch immer keine 

Übersetzungen dieses Dokuments (und somit auch der Verfassung) zur Verfügung gestellt 

haben. Es gibt keine offizielle Version des Rahmenabkommens in den Sprachen Bosnien und 

 
3 Übers. E.D. 
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Herzegowinas und es sind verschiedene inoffizielle Übersetzungen in Verwendung. Als 

Ausnahme nennt die Autorin das Amendment I der Verfassung, welches in den Amtssprachen 

Bosnien und Herzegowinas verabschiedet wurde, während die englische Version dieses 

Amendements eine inoffizielle Übersetzung darstellt. Das Amendment I und seine Übersetzung 

ins Englische werden in einem anderen Kapitel behandelt. (vgl. Plavšić: 2013) 

Die Autorin schildert im weiteren Verlauf des Artikels den mit dem OHR-Büro und dem 

Justizministerium unternommenen Schriftverkehr zur Frage nach den Übersetzungen. Aus den 

von den Institutionen erhaltenen Antworten ergibt sich, dass seitens dieser beiden Institutionen 

bezüglich mehrerer Fragen Uneinigkeit herrscht. (vgl. Plavšić: 2013) 

Das OHR-Büro behauptet, die englische Version des Daytoner Friedensabkommens 

(einschließlich der Annexe) sei die offizielle, authentische und von allen Parteien 

unterzeichnete Version. Es gäbe keine offizielle Übersetzung der Annexe und das 

Übersetzungsvorhaben sei in einem zusätzlichen Abkommen geregelt, laut welchem von den 

Vertragsparteien selbst Übersetzungen ins Bosnische, Kroatische und Serbische an das 

französische Außenministerium geliefert werden sollten. Das OHR behauptet, die bosnisch-

herzegowinische Regierung mehrmals dazu aufgefordert zu haben, das Abkommen zu 

übersetzen. Eine Erfüllung dieser Aufgabe soll allerdings noch immer nicht erfolgt sein. Das 

französische Außenministerium warte auf die Einreichung der Übersetzungen, um weitere 

Aktivitäten für deren Authentifizierung einzuleiten, heißt es. (vgl. Plavšić: 2013) 

Das Justizministerium von Bosnien und Herzegowina andererseits pocht darauf, dass 

das Abkommen sehr wohl auch in den Landessprachen unterzeichnet wurde, diese Versionen 

jedoch niemals an die Öffentlichkeit kamen. Ein Zitat aus Artikel XI des GFAP untermauert 

diese Feststellung: 

 
This Agreement shall enter into force upon signature. 

DONE at Paris, this 14 day of December, 1995, in the Bosnian, Croatian, English and Serbian languages, 

each text being equally authentic. (OHR 1995) 

 

Laut dem Justizministerium gab es seitens der Regierung Bestrebungen, an die 

Originalversionen der Übersetzungen zu kommen, unter anderem auch durch diplomatische 

Beziehungen mit jenen Staaten, die an der Erstellung der Verfassung beteiligt waren. Das 

Übersetzungsabkommen scheint dem Ministerium völlig unbekannt zu sein. (vgl. Plavšić: 

2013) 
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Es bleibt ein Mysterium, was mit diesen Originalversionen der Übersetzungen 

geschehen ist, falls sie überhaupt jemals existiert hatten, schreibt die Autorin des Buka-Artikels. 

Unter dem Abschnitt „Missbrauch der Übersetzungen“ führt sie folgende Aussage des 

Justizministeriums an: 

 

„Der offizielle Text des angeführten Abkommens in englischer Sprache kann seitens 

autorisierter Übersetzer übersetzt werden. Eine solche Übersetzung kann für amtliche 

Zwecke verwendet werden, sowie die Übersetzung eines jeden Dokuments aus einer 

Fremdsprache, sie kann aber keinesfalls als offizielle Übersetzung gelten. Es gibt 

Übersetzungen der unterzeichneten englischen Version des Abkommens und als solche 

befinden sie sich in amtlicher Verwendung.4“ (vgl. Plavšić: 2013) 

 

Plavšić kritisiert diese Auffassung des Ministeriums. Sie weist darauf hin, dass es mehrere 

Übersetzungen eines Texts geben kann und dass Ungereimtheiten in der Übersetzung von 

Rechtstexten, die eine Berufungsgrundlage für bestimmte politische Entscheidungen darstellen, 

zu Verwirrungen in der Interpretation solcher Dokumente führen können. Im schlimmsten Fall, 

sagt sie, können solche Unklarheiten für politische und ideologische Zwecke missbraucht 

werden. Diesen Prozess beschreibt sie als „Politisierung von Übersetzungen“. Diese 

Politisierung sieht sie auch im Übersetzen zwischen den Sprachen Bosnisch, Kroatisch und 

Serbisch, denn es besteht kein Konsens darüber, ob es sich um eigene Sprachen oder um eine 

polyzentrische Sprache mit mehreren Varianten handelt. Plavšić fordert in ihrem Text eine 

pragmatische Sprachen- und Übersetzungspolitik. Abschließend unterstreicht die Autorin, dass 

die Wenigsten wissen, dass die einzige offizielle Version der Verfassung von Bosnien und 

Herzegowina die Englische ist und dass die staatlichen Institutionen inoffizielle 

Verfassungsübersetzungen verwenden. Diese können sehr unterschiedlich sein und unterliegen 

möglicherweise Manipulationen seitens der ÜbersetzerInnen, die im Falle von 

Zweideutigkeiten des Ausganstexts vor der Wahl stehen, eine bestimmte Interpretation zu 

favorisieren. Ob es tatsächlich bereits zur politischen Instrumentalisierung von 

Ungereimtheiten in der Übersetzung gekommen ist, weiß Plavšić laut eigener Angabe nicht, 

den Missbrauch der Verfassungsinhalte seitens der politischen Entscheidungsträger bezeichnet 

sie als evident. (vgl. Plavšić: 2013) 

 
4 Übers. E.D. 
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Im Text von Milica Plavšić treten die Begriffe offizielle Versionen, authentische 

Versionen, inoffizielle Übersetzungen, Authentifizierung, Originalversionen, 

Übersetzungsabkommen, Missbrauch der Übersetzungen, offizielle Übersetzung, 

Ungereimtheiten in der Übersetzung, Politisierung von Übersetzungen, Übersetzungspolitik, 

Manipulationen, Zweideutigkeiten und politische Instrumentalisierung auf. Den inoffiziellen 

Übersetzungen werden mögliche Ungereimtheiten und Manipulationen zugeschrieben, was als 

Politisierung von Übersetzungen bezeichnet und als Missbrauch verstanden wird. Das Thema 

Politik ist zentral und wird in engem Zusammenhang mit der Übersetzung der Verfassung 

angesprochen. (vgl. Plavšić: 2013) 

Ein möglicher Anlass zur Veröffentlichung des Texts ist die Volkszählung in Bosnien 

und Herzegowina im Jahr 2013. Die Zeit der Volkszählung war allgemein geprägt von 

politischen Ressentiments, vor allem in Bezug auf die ethnische Zugehörigkeit der 

BürgerInnen, da diese in der Volkszählung eine wichtige Rolle spielten. Es ist also vollkommen 

logisch, dass eine Journalistin in dieser Zeit den wichtigsten Rechtstext des Staates etwas 

genauer unter die Lupe nimmt. Ob die Volkszählung der tatsächliche Anlass zur 

Veröffentlichung des Texts ist, ist jedoch nichts weiter als eine Annahme der Verfasserin. Auf 

die Frage nach der Qualität der Übersetzungen gibt es hingegen im Text eine klare Antwort: 

Sie wird als äußerst mangelhaft dargestellt. Den ÜbersetzerInnen wird Manipulation unterstellt. 

Als gute Übersetzungen würden die nicht existenten authentifizierten Übersetzungen gelten, als 

schlechte gelten jene, die von politischen und ideologischen Ideen geleitet entstanden sind. Das 

Publikum/die Bevölkerung nimmt in Plavšićs Artikel die Rolle einer unwissenden Masse ein, 

die manipulierbar ist und als solche dazu aufgerufen wird, sich kritisch mit der Verfassung und 

deren Übersetzungen auseinanderzusetzen. 

 

Text 2: Kurtćehajić: Das Zerbrechen Bosniens können wir in die entgegengesetzte Richtung 

lenken5, erschienen am 01.11.2015 in der Zeitung Preporod, Autor: Selman Selhanović 

 

Bei diesem Text handelt es sich um ein Interview mit dem Professor für Politikwissenschaft 

und Doktor der Rechtswissenschaften prof.dr. Suad Kurtćehajić. Dieser Text ist aufgrund der 

darin enthaltenen Analyse des Begriffs „konstitutive Völker“ (bzw. „konstitutivni narodi“) 

relevant, der als solcher ein aus den Übersetzungen entnommener und seitdem im öffentlichen 

Diskurs verwendeter Begriff ist. Laut Kurtćehajić ist dieser Begriff eine Novität und existiert 

 
5 Übers. E.D. 
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in keiner anderen Verfassung Bosniens seit dem Zweiten Weltkrieg. Diesem neuen Begriff 

stellt er den bereits vor der aktuellen Verfassung etablierten Begriff „gleichberechtigtes Volk“ 

(bzw. „ravnopravan narod“) entgegen. Kurtćehajić liefert auch eine sprachliche Definition des 

Adjektivs „konstitutiv“ (bzw. „konstitutivan“): Laut ihm ist ein „konstitutives Volk“ ein Volk, 

welches an der Konstituierung eines bestimmten Raumes (in diesem Fall an der Konstituierung 

des Staates Bosnien und Herzegowina) beteiligt war. Laut ihm ist die in der Verfassung 

gewählte Terminologie ein Betrug, der leider von vielen PolitikerInnen und Intellektuellen 

unbemerkt geblieben war. (vgl. Selhanović: 2015) 

Folgende diskursrelevante Begriffe lassen sich in diesem Interview verzeichnen: das 

Zerbrechen Bosniens, politische Manipulation, terminologische Manipulation, Terminus 

„konstitutives Volk“, Betrug, Verfassungen Bosniens, Terminus gleichberechtigtes Volk, 

Europäische Menschenrechtskonvention, verfassungsmäßige Ordnung, Verletzung der 

grundlegenden Menschenrechte, Sejdić und Finci, Klage, Phantomstaat, historische Wahrheit, 

künstliche Sprache, tatsächliche Absichten der Initiatoren, Internationaler Gerichtshof, 

Nationen, Völker, ethnisch und national, internationale Dokumente, langjährige politische 

Ziele, Bewusstsein, Bewusstwerdungsprozess. (vgl. Sehanović: 2015) 

Im Jahr 2015, dem Erscheinungsjahr dieses Interviews, veröffentlichte die Europäische 

Kommission im Rahmen der EU-Beitrittsverhandlungen einen Bericht über Bosnien und 

Herzegowina. Möglicherweise hat dieses diskursive Ereignis das Thema der Verfassung und 

ihrer Begrifflichkeiten erneut in die Öffentlichkeit gebracht und so auch diese Publikation 

hervorgerufen. Auf die Qualität der Verfassungsübersetzungen geht Kurtćehajić in seinen 

Antworten nur indirekt ein, da er zwar die problematischen Begriffe kritisiert, diese jedoch 

nicht als übersetzte Begriffe, sondern als tatsächliche Verfassungsbegriffe wahrnimmt. In den 

Augen von Kurtćehajić befindet sich das Publikum/die Bevölkerung in einem lange 

andauernden Bewusstwerdungsprozess. 

 

Text 3: Konstitutive Völker – ein erfundener und verfassungsmäßig nicht existenter Begriff6, 

erschienen am 09.03.2018 auf vijesti.ba, Autor: Dr. Slaven Kovačević 

 

Diesen Artikel widmet der Politikwissenschafter und Berater des Präsidiumsmitglieds Željko 

Komšić Dr. Slaven Kovačević vollends der Übersetzungsproblematik. Gleich zu Beginn 

behauptet der Autor, dass die Verfassung schon 22 Jahre lang falsch interpretiert wird und dass 

 
6 Übers. E.D. 
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laut OHR alle Annexe des GFAP (und somit auch die Verfassung) unübersetzt geblieben sind, 

was die englische Version der Verfassung zur einzigen offiziellen Version macht. Hierbei zitiert 

er eine Aussage des OHR, in welcher das Abkommen über die Übersetzung der Annexe und 

die Unfähigkeit der bosnisch-herzegowinischen Regierung, eine bosnische Übersetzung zu 

liefern, angesprochen wird. (vgl. Kovačević: 2018a) 

 Im nächsten Absatz geht Kovačević in medias res und nimmt sich das Adjektiv 

konstitutivni vor. In seinen Beobachtungen setzt er konstitutivni mit constitutive gleich und führt 

sodann einen vollkommen neuen Begriff in den Diskurs ein: Er behauptet, das Äquivalent zum 

englischen constituent (aus der Verfassung) sei der Terminus konstituentni. Nicht nur 

sprachlich, sondern vor allem rechtlich betrachtet habe diese Übersetzung eine vollkommen 

andere Bedeutung. Kovačević ist der Überzeugung, dass die Politik jahrzehntelang absichtlich 

und von bestimmten Interessen geleitet einen falschen Terminus verwendet (konstitutivni). (vgl. 

Kovačević: 2018a) 

 Der Autor verweist auch auf die Webseite des Verfassungsgerichtshofs, auf welchem 

„Sie irgendeine freie Übersetzung der Verfassung von Bosnien und Herzegowina finden 

können (wahrscheinlich von irgendeinem Kind in Heimarbeit übersetzt)“ (Kovačević: 2018a). 

Er nennt sogar explizit Entscheidungen des Verfassungsgerichtshofs, in welchen nicht die 

Verfassung, sondern die inoffiziellen Übersetzungen zitiert werden. Tatsächlich wird 

beispielsweise in der offiziellen Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs U-23/14 vom 

01.12.2016 unter Punkt 47 die Übersetzung und nicht die Verfassung zitiert, und zwar jene 

Stelle, wo die Rechtsstaatlichkeit vollkommen verloren gegangen ist (USBIH 01.12.2016, 

U23/14). Diese Tatsache diskutiert auch Kovačević in seinem Artikel. Er führt dazu weiter aus, 

dass der Terminus Rechtsstaatlichkeit aus dem angelsächsischen Rechtskreis stammt und als 

solcher Teil einer bestimmten Terminologie ist, die sich durch das gesamte GFAP und somit 

auch durch die Verfassung zieht. Diskriminierung und Rechtsunsicherheit seien Folgen der 

Verfassungsübersetzungen, so der Autor. (vgl. Kovačević: 2018a) 

 Diskursrelevante Begriffe in diesem Artikel sind: Terminus „konstitutive Völker“, 

nichtexistenter Terminus, OHR, unübersetzt, offizielle Version (der Verfassung), offizielle 

Übersetzung, (falscher/nichtexistenter) Terminus „konstitutive“, Terminus „konstituENte“, 

sprachliche und rechtliche Bedeutung, politische Eliten, mehrere inoffizielle Übersetzungen, 

politischer Nutzen, Verfassungsgerichtshof, freie Übersetzung, Rechtsunsicherheit, 

Rechtsstaatlichkeit, Enttäuschung, Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte, Sejdić und 

Finci, Diskriminierung, falsche Interpretation. (vgl Kovačević: 2018a) 
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 Dieser Artikel ist im Wahljahr 2018 vor den Wahlen erschienen. Da der Autor selbst 

politisch aktiv ist, können die Wahlen definitiv als diskursives Ereignis charakterisiert werden. 

Zur Frage nach der Qualitätskontrolle der Übersetzungen in diesem Artikel lässt sich sagen, 

dass sie das Hauptthema darstellt. Das Publikum/Die Bevölkerung wird vom Autor direkt 

angesprochen, wenn er schreibt: „Bringt uns der Verfassungsgerichtshof damit in einen Zustand 

der Rechtsunsicherheit? Schlussfolgern Sie selbst, verehrte Leser.“ (Übersetzung der 

Verfasserin) 

 

Text 4: RECHTSEXPERTE SLAVEN KOVAČEVIĆ: „Konstitutive Völker – ein erfundener 

und verfassungsmäßig nicht existenter Begriff“!7, erschienen am 10.03.2018 auf slobodna-

bosna.ba, Autor: Dr. Slaven Kovačević 

 

Bei diesem Text handelt es sich um den soeben diskutierten Artikel, der hier lediglich einen 

Tag später auf einem anderen Portal nochmals veröffentlicht wurde. Der Vollständigkeit halber 

ist auch diese Veröffentlichung in der Bibliographie unter (Kovačević: 2018b) auffindbar.  

 

Text 5: Das Bürgerliche und das Unitäre8, erschienen am 06.08.2018 auf preporodbn.com, 

Autor: Dr. Slaven Kovačević 

 

Auch in diesem Text weist Kovačević darauf hin, dass die 11 Annexe der Verfassung nie 

offiziell übersetzt wurden und dass diese dementsprechend nur in englischer Sprache 

authentisch sind. Er hebt die Stelle hervor, in der rule of law vorkommt und bietet eine eigene 

Übersetzung dafür an, um später die Rechtsstaatlichkeit in Bosnien und Herzegowina zu 

diskutieren. In diesem Kontext führt er die Existenz von verschiedenen Übersetzungen an, die 

unter anderem auf der Webseite des Verfassungsgerichtshofs zu finden sind und in welchen 

diese Textstelle anders übersetzt wurde. Das Fehlen des Rechtsstaatlichkeitskonzepts in diesen 

Übersetzungen ist in dieser Arbeit bereits an anderer Stelle diskutiert worden. Außerdem bietet 

der Autor (wie auch in Text 4) für constituent peoples die Übersetzung konstituentni narodi an, 

eine vollkommen neue Lösung. (vgl. Kovačević: 2018c) 

 Auch diesem Artikel lassen sich die immer wiederkehrenden diskursrelevanten Begriffe 

entnehmen: (politische) Manipulation, Schutz der (grundlegenden) Menschenrechte, 

 
7 Übers. E.D. 
8 Übers. E.D. 
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Rechtsstaatlichkeit, Ursprungsbegriff aus dem angelsächsischen Recht, Rechtsterminologie, 

„Rechtsstaat“, Recht und Gerechtigkeit, Verfassung von Bosnien und Herzegowina, Annex IV 

des Daytoner Friedensabkommens, internationales Abkommen, Allgemeines 

Rahmenabkommen für den Frieden, offiziell übersetzt, offizielle Version, Hoher Repräsentant, 

Übersetzungskommission, Rechtssicherheit, Verfassungsgerichtshof, OHR, politische Szene, 

„konstitutive Völker“, Präambel der Verfassung, acquis communautaire, Konstrukt, 

Ethnopolitiken. (vgl. Kovačević: 2018c) 

Dieser Artikel erschien ebenfalls im Wahljahr 2018. Er enthält Elemente der 

Qualitätskontrolle der Übersetzungen und auch hier richtet sich der Autor abschließend mit 

einem Appell an seine LeserInnen. 

 

Text 6: Intellektuelle sandten offenen Brief an Valentin Inzko9, erschienen am 02.11.2018 

auf nap.ba 

 

Unter diesem Titel wurde auf dem Nachrichtenportal Patria jener offene Brief veröffentlicht, 

den die Assoziation unabhängiger Intellektueller Krug 99 an den damaligen Hohen 

Repräsentanten Dr. Valentin Inzko sandte. Das Hauptanliegen ist der Missbrauch der 

unterschiedlichen Verfassungsversionen und der daraus resultierenden Rechtspraxis. Im Brief 

selbst berufen sich die AutorInnen auf einen anderen Brief, in welchem ein gewisser Herr Esad 

Jaganjac sich bezüglich der Nichtexistenz einer offiziellen Übersetzung bereits ans OHR 

gewandt hatte. Die VerfasserInnen des offenen Briefs sind sich der inoffiziellen, vom OHR 

initiierten Übersetzungen bewusst und drücken ihre Besorgnis in Bezug auf die Existenz 

mehrerer unterschiedlicher Übersetzungen aus, die in der Politik verwendet werden und laut 

Krug 99 „den eigenen politischen Zwecke der politischen Eliten dienen“. Im Brief wird darauf 

hingewiesen, dass der Verfassungsgerichtshof auf seiner Webseite drei verschiedene 

Übersetzungen präsentiert, was alle BürgerInnen in einen Zustand der permanenten 

Rechtsunsicherheit bringe. Es werden die Worte des OHR zitiert, wonach die englische Version 

die einzige offizielle bleibe und es wird kritisiert, dass die inoffiziellen Übersetzungen trotzdem 

Verwendung finden. Es folgen Gedanken zur Rechtsstaatlichkeit und ihrem Fehlen in der 

bosnischen und kroatischen inoffiziellen Übersetzung. Der Brief endet mit einem Appell ans 

OHR, diese Angelegenheit zu regeln, da das OHR als endgültiger Interpret des zivilrechtlichen 

Teils des GFAP gilt. Der Appell beinhaltet auch die Forderung, vom Verfassungsgerichtshof 

 
9 Übers. E.D. 
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zu verlangen, dass dieser seine Arbeit mit der einzig gültigen Verfassung in Einklang bringt 

und alle auf anderer Grundlage erlangten Entscheidungen dementsprechend revidiert. Falls dies 

nicht geschieht, werde die Bevölkerung im Zustand der Rechtsunsicherheit bleiben, geleitet und 

umgeben von instabilen Institutionen. (vg. Patria: 2018) 

 Die diskursrelevanten Begriffe dieses offenen Briefs sind folgende: Hoher 

Repräsentant, Missbrauch verschiedener Verfassungsversionen, OHR, offizielle Übersetzung, 

endgültige Übersetzung, inoffizielle Übersetzungen, mehrere unterschiedliche Versionen der 

Übersetzung, politische Eliten, politische Zwecke, drei vollkommen unterschiedliche 

Übersetzungen, Zustand der permanenten Rechtsunsicherheit, konstitutive/konstituente 

Völker, Rechtsstaatlichkeit, offizielle Versionen, Verfassungsgerichtshof, dauerhafte 

Instabilität der Institutionen Bosnien und Herzegowinas, Rechtsstaat. (vgl. Patria: 2018) 

 Den offenen Brief veröffentlichte das Portal Patria Anfang November 2018, also nach 

den Wahlen. Da es im Jahr 2018 zu einer deutlichen Verdichtung des öffentlichen 

Übersetzungsdiskurses kommt, können die Wahlen im Jahr 2018 als wichtigstes diskursives 

Ereignis in diesem Diskurs angesehen werden. Im Brief werden Teile der Übersetzungen 

qualitativ bewertet. Das Publikum befindet sich hier in der Zeugenrolle, der Brief richtet sich 

direkt an den handelsbefugten Entscheidungsträger Valentin Inzko. 

An dieser Stelle kann auch meine Kontaktaufnahme mit dem OHR-Büro erwähnt 

werden. Das erste E-Mail mit Fragen bezüglich einer offiziellen Übersetzung blieb 

unbeantwortet. Lediglich dank der persönlichen Bekanntschaft mit Dr. Wolfgang Petritsch, der 

ausdrücklich eine Antwort von seinem Kollegen forderte, wurde ein Kontakt ermöglicht. Auf 

diesem Wege erhielt ich eine Kopie der Erstveröffentlichung der inoffiziellen OHR-

Übersetzungen der Verfassung inklusive Vorwort des damaligen Hohen Repräsentanden Carl 

Bildt, eine Kopie des unterzeichneten GFAP in allen 4 Sprachen sowie eine Kopie des 

Übersetzungsabkommens. Da keine anderen Quellen für das Abrufen des Vorworts von Carl 

Bild und des Übersetzungsabkommens gefunden werden konnten, werden diese beiden Texte 

im Anhang beigefügt. 
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Text 7: Das bosnische Teufelswörterbuch (Teil IV)10, erschienen am 09.10.2019 auf 

preporodbn.com, Autor: Jusuf Trbić 

 

In diesem letzten Text schreibt der Schriftsteller und Journalist Jusuf Trbić hauptsächlich über 

die „Konstitutivität der Völker“. Diese Bezeichnung müsste laut ihm implizieren, dass drei 

Völker sich zusammengeschlossen haben, um einen Staat zu konstituieren und dass diese 

Völker damit auch die Macht dazu hätten, diesen Staat zu dekonstituieren, also aufzulösen. Der 

Autor holt weiter aus: Wo ist das bosnische Originaldokument des Daytoner Abkommens? 

Tatsächlich gab es einen Skandal rund um das Abhandenkommen des Originaldokuments, doch 

das ist ein eigenes Thema. Trbić scheint nicht zu wissen, dass es zwar authentische 

Übersetzungen des GFAP gibt (verloren oder nicht), aber dass es nie authentische 

Übersetzungen der Annexe gegeben hat. Recht hat er jedoch, wenn er sagt, dass „jeder über 

seine eigene Übersetzung verfügt“, laut ihm hat „jeder so übersetzt, wie es ihm passt“. 

Daraufhin zitiert er Slaven Kovačevićs Analyse des Begriffs „konstitutiv“ (die bereits erläutert 

wurde) und seine Kritik an der falschen Übersetzung des Terminus rule of law. Trbić appelliert 

an den Hohen Repräsentanten, eine authentische Übersetzung zu veröffentlichen und alle 

PolitikerInnen daran zu binden, sich an diese zu halten. Seinen Artikel beendet er mit dem Satz, 

dass die „bosniakischen und bosnischen Politiker endlich begreifen müssen, dass sie mit den 

falschen Worten den Staat effektiver zerstören als mit Granaten.“ (Trbić: 2019; Übersetzung 

der Verfasserin). (vgl. Trbiä: 2019)  

 Auch in diesem Artikel kehren viele diskursrelevante Begriffe wieder, die bereits aus 

den anderen Texten extrahiert wurden, einige neue kommen ebenfalls hinzu: 

Teufelswörterbuch, tatsächliche Wortbedeutung, Terminus, Konstitutivität der Völker, 

Entscheidungsträger, Verfassung, Annex des Daytoner Friedensabkommens, Originalpapier, 

Übersetzung, offizielle Version, OHR, „konstitutiv“, „konstituent“, sprachliche Bedeutung, 

rechtliche Bedeutung, politische Eliten, falscher Terminus, Verfassungsgerichtshof, Hoher 

Repräsentant, authentische Übersetzung, Europäische Kommission, EU-Mitgliedschaft, 

Rechtsgrundlage, aquis communautaire, Diskriminierung, ethnische Zugehörigkeit, 

Segregation, falsche Worte. (vgl. Trbić: 2019) 

 2019 kam es zur Regierungsbildung in Bosnien und Herzegowina. Der Artikel erschien 

also in der Zeit zwischen den Wahlen im Jahr 2018 (die bereits eindeutig als diskursives 

Ereignis eingestuft wurden) und der Regierungsbildung. Übersetzungskritik findet sich auch in 

 
10 Übers. E.D. 
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diesem Artikel. Die LeserInnenschaft wird nicht direkt angesprochen und die Rolle des 

Publikums somit nicht direkt thematisiert. 

 

Interpretative Analyse und erneutes Durchsehen des Textkorpus 

 

Bei der Erwähnung von Begriffen und Themen gibt es Regelmäßigkeiten. Die Begriffe 

offizielle/authentische Versionen/Übersetzungen bzw. inoffizielle Übersetzungen kommen (mit 

Ausnahme von Text 2, der wie bereits vorweggenommen nicht explizit die Übersetzungen 

behandelt) in allen Texten vor. Die Suche nach Begriffen, die durch ebendiesen Diskurs 

gebildet wurden, ergab einen Treffer: es handelt sich um den Begriff konstituentni bzw. 

konstituente Völker. 

Ein Thema, welches sich durch den gesamten Diskurs zieht und in enge Verbindug mit 

der Übersetzungsproblematik gebracht wird ist die Politik. Die politischen 

Entscheidungsträger, im Diskurs oft „politische Eliten“ genannt, werden als 

Hauptverantwortliche für die Nichtexistenz von authentischen Übersetzungen angesehen. Es 

lässt sich eine diskursive Strategie erkennen: Die Bevölkerung soll mithilfe von mehr Wissen 

dazu aufgefordert werden, die tatsächlichen Interessen der „politischen Eliten“ zu durchschauen 

und sich dessen bewusst werden, dass sie in einem Zustand der Rechtsunsicherheit lebt, der erst 

durch die Erstellung von offiziellen Verfassungsübersetzungen beendet werden kann. Im 

Diskurs schwingen Gefühle des Misstrauens und des Entsetzens mit. Die AutorInnen nehmen 

eine Haltung ein, mit welcher sie sich gegen die politischen Entscheidungsträger (die 

Hauptschuldigen) stellen und sich gleichzeitig für einen Zustand der Rechtssicherheit zum 

Wohle der Bevölkerung einsetzen. Im Textkorpus wird eine Wissensordnung präsentiert, die 

vollkommen neu ist und translationswissenschaftlich bis jetzt noch nicht erforscht wurde. 

Dieses Kapitel sollte durch die Erforschung zweier Wirkungsbereiche die Folgen der 

Verfassungsübersetzungen aufzeigen. Der erste Bereich, der öffentliche Diskurs über die 

Übersetzungen, wurde nun bereits abgedeckt. Nun müsste noch die Frage offen bleiben, mit 

welchem Text der Verfassungsgerichtshof arbeitet. Auch diese Frage wurde bereits 

beantwortet: Wie in der offiziellen Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs U-23/14 vom 

01.12.2016 unter Punkt 47 nachgelesen werden kann, werden hier Teile aus den inoffiziellen 

Übersetzungen zitiert. (vgl. USBIH 01.12.2016, U23/14) 
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3. Schlussfolgerungen 

Die hier vorliegende Arbeit zeigt sehr gut, wie in diesem bestimmten Fall Translation von 

politischen Entscheidungsträgern in Schlüsselpositionen in naher Vergangenheit 

wahrgenommen wurde und weiterhin wahrgenommen wird. Die Forschungsergebnisse haben 

die Einsicht gewährt, dass obwohl es sich um die Übersetzung des wichtigsten 

Rechtsdokuments eines Staats handelt, die beteiligten AkteurInnen äußerst oberflächlich an 

diese Aufgabe herangegangen sind. Als Folge dessen kam es zu einer Nulltranslation, denn eine 

von den Autoritäten als geeignet eingestufte Übersetzung wäre durch eine Authentifizierung 

zum Originaldokument erhoben worden. Da dies nie geschah, wurden Übersetzungen 

angefertigt, die über eine mangelnde Qualität verfügen und somit die Bevölkerung von Bosnien 

und Herzegowina in einen Zustand der Rechtsunsicherheit bringen, da der Wortlaut ebendieser 

Übersetzungen von jenen Institutionen verwendet wird, die eigentlich die Verfassung und somit 

auch die Bevölkerung schützen sollten. 

 Im öffentlichen Diskurs hat dieses Thema ebenfalls Einzug gefunden. Allerdings muss 

gesagt werden, dass obwohl diese Weckrufe einzelner Intellektueller als äußerst wichtig und 

fortschrittlich eingestuft werden können, auch in diesen ein oberflächlicher Zugang zur 

Übersetzungsthematik zu verzeichnen ist. Das ist keineswegs verwunderlich, da eine 

gründliche Auseinandersetzung mit diesem Thema zur Translationswissenschaft gehört und 

daher aus einer politik- und rechtswissenschaftlichen Perspektive allein nicht gänzlich begriffen 

werden kann. Genauso wenig war es jedoch in dieser Arbeit möglich, ein vollkommenes Bild 

zu zeichnen, da ein fundierter politik- und rechtswissenschaftlicher Zugang fehlt. Um also einen 

Übersetzungsvorschlag der Verfassung von Bosnien und Herzegowina verfassen zu können, 

muss ein Team von RechtsexpertInnen eng mit einem Team von FachübersetzerInnen 

zusammenarbeiten. Nur so kann ein qualitativ hochwertiges Ergebnis erzielt und mittels 

Authentifizierung dieses Ergebnisses ein bosnischer/kroatischer/serbischer Verfassungstext 

erstellt werden. Es bleibt die Hoffnung, dass dies bald geschieht. 
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Abstract 

 
 
Diese Arbeit befasst sich mit der Übersetzung der Verfassung von Bosnien und Herzegowina, 

die bis heute nur auf Englisch rechtsgültig ist. Es werden folgende Fragen behandelt: Wie 

vertrauenswürdig und akkurat sind die existierenden Übersetzungen und woher kommen sie? 

Wurden Aussagen der Verfassung durch die Übersetzungen verfälscht? Welche Auswirkungen 

haben die Übersetzungen auf die Gesellschaft? 

Im Rahmen dieser Fallstudie wird eine Übersetzungskritik in Anlehnung an mehrere 

übersetzungskritische Modelle und Ansätze durchgeführt. Um Schlüsse auf etwaige Folgen der 

Übersetzungen ziehen zu können, wird das diskurstheoretische Modell von Rainer Diaz-Bone 

angewandt, welches sich auf Kulturwelten spezialisiert.  

 

 

This thesis deals with the translation of the Constitution of Bosnia and Herzegovina, its only 

legally valid version up to this day being the English one. The thesis addresses the following 

questions: How reliable and accurate are the existing translations and where do they come from? 

Have the translations changed the meaning of the Constitution? Which effects do the 

translations have on society? 

This case study includes a translation critique based on different models of translation criticism. 

In order to draw conclusions about possible consequences of the translations, the discourse 

theoretical model of Rainer Diaz-Bone focusing on cultural worlds is being applied. 

 


